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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Betreuungsrechts 
sowie weiterer Vorschriften (Betreuungsrechtsänderungsgesetz - BtÄndG) 

A. Zielsetzung 

Die praktischen Erfahrungen mit dem zum 1. Januar 1992 in Kraft 
getretenen neuen Betreuungsrecht lassen dessen Überarbeitung 
angezeigt erscheinen. So bereitet insbesondere die Handhabung 
der Vorschriften über die Vergütung der Betreuer in der Praxis er-
hebliche Schwierigkeiten und werden einzelne Verfahrensrege-
lungen als unnötige Belastung aller Verfahrensbeteiligten ange-
sehen. Die Vergütungsregelungen sollen deshalb im Interesse 
einheitlicher und leichter Handhabung präzisiert und einzelne 
Überregulierungen des Verfahrensrechts behutsam korrigiert 
werden. Im materiellen Betreuungsrecht soll weiterhin der Schutz 
des Betroffenen bei Erteilung einer Vorsorgevollmacht verbessert 
und damit dieses Rechtsinstitut als Alternative zur Betreuung 
gestärkt werden. Schließlich bedarf das Recht der Vormundschaft 
über Minderjährige, dessen Überarbeitung seinerzeit zugunsten 
der Erarbeitung des neuen Betreuungsrechts bewußt zurückge-
stellt worden war, kleinerer Änderungen. 

B. Lösung 

Der Entwurf empfiehlt, die Regelungen über die Vergütung des 
Betreuers zu präzisieren und ihre Handhabung vor allem dadurch 
zu vereinfachen, daß die Vergütungshöhe künftig grundsätzlich 
von der - nach der Ausbildung typisierten - Qualifikation des Be-
treuers bestimmt wird. Darüber hinaus soll den Gerichten ermög-
licht werden, Vergütungspauschalen festzusetzen und die für die 
Führung der Betreuung aufzuwendende Zeit zu begrenzen. 
Durch Präzisierung der gesetzlichen Bestimmung der Aufgaben 
des Betreuers wird ergänzend gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen über die Abrechnungsfähigkeit rein pflegerischer oder kom-
munikativer Betreuertätigkeiten vorgebeugt. 

Der Entwurf bestimmt erstmals, in welchem Umfang die Betroffe

-

nen zu den Kosten der Betreuung beizutragen haben, und orien

-

tiert sich hierbei an der Sozialhilfe in besonderen Lebenslagen. Er 



Drucksache 13/7158 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

schafft die gesetzlichen Grundlagen, um Betroffene und vor allem 
auch ihre Erben für von der Staatskasse verauslagte Betreuungs-
kosten in Anspruch zu nehmen. 

Sicherungen des Betreuungsrechts vor Interessenkollisionen des 
Betreuers und vor unkontrollierten Einwilligungen des Betreuers 
in riskante Heilbehandlungen oder Unterbringungen werden auf 
den Fall der Erteilung entsprechender Vorsorgevollmachten er-
streckt. Dies verbessert zum einen den Schutz des Betroffenen 
und stärkt zum anderen das Rechtsinstitut der Vorsorgevollmacht 
als Alternative zur Betreuung. 
Im Verfahrensrecht werden zunächst Vorschriften „technischer" 
Art noch besser auf die Abläufe in der Praxis abgestimmt. Dar-
über hinaus werden Regelungen, die Verfahrenshandlungen an-
ordnen, für die auch aus der Sicht der Betroffenen kein Bedürfnis 
besteht und die deshalb zu unnötigem Verfahrensaufwand zwin-
gen, korrigiert, ohne den Wesensgehalt der mit dem Betreuungs-
gesetz angestrebten Reformziele oder den Kern der gesetzlichen 
Verfahrensgarantien anzutasten. 

Schließlich wird im Recht der Vormundschaft über Minderjährige 
u. a. die Möglichkeit erweitert, Ehegatten gemeinsam zu Vormün-
dern zu bestellen; es werden Benachteiligungen des Vaters und 
seiner Verwandten bei der Auswahl des Vormundes eines nicht-
ehelichen Kindes beseitigt, und es kann künftig in geeigneten 
Fällen von den umfänglichen Vorschriften zur Verwaltung des 
Mündelvermögens Befreiung erteilt werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 
I. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Keine zusätzlichen Haushaltsausgaben bei Bund, Ländern und 
Gemeinden. 

II. Vollzugsaufwand 

Die vom Entwurf vorgeschlagene Straffung des Verfahrens-
rechts soll den Vollzugsaufwand des geltenden Betreuungs-
rechts vermindern und damit dem Kostenanstieg im Betreu-
ungsrecht entgegenwirken. 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (121) - 400 08 - Be 12/97 
Bonn, den 11. März  1997 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Betreuungsrechts sowie weiterer 
Vorschriften (Betreuungsrechtsänderungsgesetz - BtÄndG) 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 708. Sitzung am 31. Januar 1997 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 





Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/7158 

Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Betreuungsrechts 
sowie weiterer Vorschriften (Betreuungsrechtsänderungsgesetz - BtÄndG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-2, ver-
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ..., wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift des Dritten Abschnitts des 
Vierten Buchs werden nach dem Wo rt  „Vor-
mundschaft" ein Punkt und die Wörter „Be-
treuung. Pflegschaft" eingefügt. 

2. In der Überschrift des Ersten Titels des Dritten 
Abschnitts des Vierten Buchs werden die Wörter 
„über Minderjährige" gestrichen. 

3. § 1775 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 1775 

Das Vormundschaftsgericht kann ein Ehepaar 
gemeinschaftlich zu Vormündern bestellen. Im 
übrigen soll das Vormundschaftsgericht, sofern 
nicht besondere Gründe für die Beste llung meh-
rerer Vormünder vorliegen, für den Mündel und, 
wenn Geschwister zu bevormunden sind, für alle 
Mündel nur einen Vormund bestellen." 

4. § 1779 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Auswahl unter mehreren geeigneten 
Personen sind der mutmaßliche Wille der El-
tern, die Verwandtschaft oder Schwägerschaft 
mit dem Mündel sowie das religiöse Bekennt-
nis des Mündels zu berücksichtigen." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

5. In § 1793 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Ist der Mündel auf längere Dauer in den Haus-
halt des Vormundes aufgenommen, so gelten 
auch die § § 1618 a, 1619, 1664 entsprechend." 

6. § 1817 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wird wie 
folgt gefaßt: 

„§ 1817  

(1) Das Vormundschaftsgericht kann den Vor-
mund auf dessen Antrag von den ihm nach den 
§ § 1806 bis 1816 obliegenden Verpflichtungen 
entbinden, soweit 

1. der Umfang der Vermögensverwaltung dies 
rechtfertigt und 

2. eine Gefährdung des Vermögens nicht zu be-
sorgen ist. 

Die Voraussetzungen der Nummer 1 liegen im 
Regelfall vor, wenn der Wert des Vermögens 
ohne Berücksichtigung von Grundbesitz zehn-
tausend Deutsche Mark nicht übersteigt. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann aus be-
sonderen Gründen den Vormund von den ihm 
nach den § § 1814, 1816 obliegenden Verpflich-
tungen auch dann entbinden, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vorliegen." 

7. § 1835 des Bürgerlichen Gesetzbuchs wird wie 
folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„für den Ersatz von Fahrtkosten gilt die in § 9 
des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen für Sachver-
ständige getroffene Regelung entsprechend." 

b) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze 3 und 4 
angefügt: 

„Ersatzansprüche erlöschen, wenn sie nicht 
binnen 15 Monaten nach ihrer Entstehung ge-
richtlich geltend gemacht werden; die Gel-
tendmachung des Anspruchs beim Vormund-
schaftsgericht gilt dabei auch als Geltendma-
chung gegenüber dem Mündel. Das Vormund-
schaftsgericht kann in sinngemäßer Anwen-
dung von § 15 Abs. 3 Satz 1 bis 5 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen eine abweichende Frist be-
stimmen." 

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend." 

d) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„als das" die Wörter „einzusetzende Einkom-
men und" eingefügt. 

8. Der bisherige § 1836a wird § 1835 a. In dem 
neuen § 1835 a wird Satz 4 durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„Ist der Mündel mittellos, so kann der Vormund 
die Aufwandsentschädigung aus der Staatskasse 
verlangen; Unterhaltsansprüche des Mündels ge-
gen den Vormund sind insoweit bei der Be-
stimmung des Einkommens nach § 1836 c Nr. 1 
nicht zu berücksichtigen. Der Anspruch auf Auf-
wandsentschädigung erlischt, wenn er nicht bin-
nen drei Monaten nach Ablauf des Jahres, in 
dem der Anspruch entsteht, geltend gemacht 
wird; die Geltendmachung des Anspruchs beim 
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Vormundschaftsgericht gilt dabei auch als Gel-
tendmachung gegenüber dem Mündel. Dem Ju-
gendamt oder einem Verein kann keine Auf-
wandsentschädigung gewährt werden." 

9. § 1836 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 1836 

(1) Die Vormundschaft wird unentgeltlich ge-
führt. Sie wird entgeltlich geführt, wenn dem 
Vormund in einem solchen Umfang Vormund-
schaften übertragen werden, daß er sie nur im 
Rahmen seiner Berufsausübung führen kann. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 2 vor, so hat das Vormundschaftsgericht 
dem Vormund oder Gegenvormund eine Vergü

-

tung zu bewilligen. Die Höhe der Vergütung be-
stimmt sich nach den für die Führung der Vor-
mundschaft nutzbaren Fachkenntnissen des Vor-
mundes sowie nach dem Umfang und der 
Schwierigkeit der vormundschaftlichen Geschäf-
te. Der Vormund kann Abschlagszahlungen ver-
langen. Der Vergütungsanspruch erlischt, wenn 
er nicht binnen 15 Monaten nach seiner Entste-
hung beim Vormundschaftsgericht geltend ge-
macht wird; das Vormundschaftsgericht kann in 
sinngemäßer Anwendung von § 15 Abs. 3 Satz 1 
bis 5 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen eine abweichen- 
de Frist bestimmen. 

(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Satz 2 nicht vor, so kann das Vormundschaftsge-
richt gleichwohl dem Vormund und aus besonde-
ren Gründen auch dem Gegenvormund, soweit 
der Umfang oder die Schwierigkeit der vormund-
schaftlichen Geschäfte dies rechtfertigen, eine 
angemessene Vergütung bewilligen; dies gilt 
nicht, wenn der Mündel mittellos ist. 

(4) Dem Jugendamt oder einem Verein kann 
keine Vergütung bewilligt werden." 

10. Nach § 1836 werden folgende §§ 1836a bis 
1836 e eingefügt: 

„§ 1836 a 

(1) Ist der Mündel mittellos, so kann der Vormund 
die nach § 1836 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 zu bewil ligende 
Vergütung aus der Staatskasse verlangen. 

(2) Die nach Absatz 1 aus der Staatskasse zu ge-
währende Vergütung beträgt für jede Stunde der 
für die Führung der Vormundschaft aufgewandten 
und erforderlichen Zeit fünfunddreißig Deutsche 
Mark. Verfügt der Vormund über besondere Kennt-
nisse, die für die Führung der Vormundschaft nutz-
bar sind, so erhöht sich diese Vergütung 

1. auf fünfundvierzig Deutsche Mark, wenn 
diese Kenntnisse durch eine abgeschlossene 
Lehre oder eine vergleichbare abgeschlossene 
Ausbildung erworben worden sind; 

2. auf sechzig Deutsche Mark, wenn diese 
Kenntnisse durch eine abgeschlossene Ausbil-
dung an  einer Hochschule oder durch eine 
vergleichbare abgeschlossene Ausbildung er-
worben sind. 

Eine auf die Vergütung entfallende Umsatzsteuer 
wird, soweit sie nicht nach § 19 Abs. 1 des Um-
satzsteuergesetzes unerhoben bleibt, zusätzlich 
ersetzt. 

(3)Der in Absatz 2 festgelegte Vergütungssatz er-
höht sich um fünfzehn Deutsche Mark, wenn der 
Vormund . nachweist, daß die Führung der Vor-
mundschaft mit außergewöhnlichen Schwierigkei-
ten verbunden ist; dies gilt in den Fä llen des Absat-
zes 2 Satz 2 nur dann, wenn diese Schwierigkeiten 
auch unter Berücksichtigung der besonderen 
Kenntnisse des Vormundes außergewöhnlich sind. 

(4) Bestellt das Gericht einen Vormund, der 
über besondere Kenntnisse verfügt, die für die 
Führung von Vormundschaften allgemein nutz-
bar und durch eine Ausbildung im Sinne des Ab-
satzes 2 Satz 2 erworben sind, so wird vermutet, 
daß diese Kenntnisse auch für die Führung der 
dem Vormund übertragenen Vormundschaft 
nutzbar sind. Dies gilt nicht, wenn das Vormund-
schaftsgericht aus besonderen Gründen bei der 
Bestellung des Vormundes etwas anderes be-
stimmt. 

§ 1836 b 

In den Fällen des § 1836 Abs. 1 Satz 2 kann das 
Vormundschaftsgericht 

1. dem Vormund einen festen Geldbetrag als 
Vergütung zubilligen, wenn die für die Füh-
rung der vormundschaftlichen Geschäfte er-
forderliche Zeit vorhersehbar und ihre Aus-
schöpfung durch den Vormund gewährleistet 
ist. Bei der Bemessung des Geldbetrags ist die 
voraussichtlich erforderliche Zeit mit den in 
§ 1836 a Abs. 2, 3 bestimmten Beträgen zu ver-
güten. Einer Nachweisung der vom Vormund 
aufgewandten Zeit bedarf es in diesem Falle 
nicht; weitergehende Vergütungsansprüche 
des Vormundes sind ausgeschlossen; 

2. die für die Führung der vormundschaftlichen 
Geschäfte erforderliche Zeit begrenzen. Eine 
Überschreitung der Begrenzung bedarf der 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Eine Entscheidung nach Satz 1 kann zugleich mit 
der Bestellung des Vormundes getroffen werden. 

§ 1836 c 

Der Mündel hat einzusetzen 

1. sein Einkommen, soweit es zusammen mit 
dem Einkommen seines nicht getrennt leben-
den Ehegatten die nach den §§ 76, 79 Abs. 1, 3, 
§ 81 Abs. 1 und § 82 des Bundessozialhilfege-
setzes maßgebende Einkommensgrenze über-
steigt; wird im Einzelfall der Einsatz eines Teils 
des Einkommens zur Deckung eines bestimm-
ten Bedarfs im Rahmen der Hilfe in besonde-
ren Lebenslagen nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz zugemutet oder verlangt, darf dieser 
Teil des Einkommens bei der Prüfung, inwie-
weit der Einsatz des Einkommens zur Dek

-

kung der Kosten der Vormundschaft einzuset-
zen ist, nicht mehr berücksichtigt werden; 
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2. sein Vermögen nach Maßgabe des § 88 des 
Bundessozialhilfegesetzes. 

§ 1836 d 

Der Mündel gilt als mittellos, wenn er nach sei-
nen persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-
nissen die Aufwendungen oder die Vergütung 
nicht oder nur zum Teil oder nur in Raten aufbrin-
gen kann. 

§ 1836 e 

Soweit die Staatskasse den Vormund oder Ge-
genvormund befriedigt, gehen Ansprüche des 
Vormundes oder Gegenvormundes gegen den 
Mündel auf die Staatskasse über. Der übergegan-
gene Anspruch erlischt in zehn Jahren vom Ab-
lauf des Jahres an, in dem die Staatskasse die Auf-
wendungen oder die Vergütung bezahlt hat. Nach 
dem Tode des Mündels haftet sein Erbe nur mit 
dem Wert des im Zeitpunkt des Erbfalles vorhan-
denen Nachlasses; § 92 c Abs. 3 und 4 des Bundes-
sozialhilfegesetzes gilt entsprechend, § 1836 c fin-
det auf den Erben keine Anwendung." 

11. In § 1896 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wörtern 
„durch einen Bevollmächtigten" ein Komma und 
die Wörter „der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 be-
zeichneten Personen gehört," eingefügt. 

12. In § 1897 Abs. 1 werden die Wörter „hierbei im" 
durch die Wörter „in dem hierfür" ersetzt. 

13. § 1901 wird wie folgt geändert: 

a) Vor Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 

„ (1) Die Betreuung umfaßt alle Tätigkeiten, 
die erforderlich sind, um die Angelegenheiten 
des Betreuten nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften rechtlich zu besorgen." 

b) Die bisherigen Absätze 1 bis 4 werden Ab-
sätze 2 bis 5. 

14. § 1904 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt auch für die Einwilligung 
eines Bevollmächtigten. Sie ist nur wirksam, 
wenn die Vollmacht schriftlich erteilt ist und 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Maßnahmen 
ausdrücklich umfaßt." 

15. Dem § 1906 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Unterbringung durch einen Bevoll-
mächtigten und die Einwilligung eines Bevoll-
mächtigten in Maßnahmen nach Absatz 4 setzt 
voraus, daß die Vollmacht schriftlich erteilt ist 
und die in den Absätzen 1 und 4 genannten Maß-
nahmen ausdrücklich umfaßt. Im übrigen gelten 
die Absätze 1 bis 4 entsprechend." 

16. § 1908 e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wo rt  „Ver-
ein" die Wörter „Vorschuß und" eingefügt und 
die Verweisung „§ 1836 Abs. 1 Satz 2 und 3 und 
Abs. 2" durch die Verweisung „§ 1836 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2, §§ 1836a und 1836b" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Verweisung „§§ 1835 bis 
1836a" durch die Verweisung „§ 1835 bis 
1836 b" ersetzt. 

17. § 1908 h wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist ein Behördenbetreuer beste llt, so 
kann die zuständige Behörde Ersatz für Auf-
wendungen nach § 1835 Abs. 1 Satz 1 und 2 
verlangen, soweit eine Inanspruchnahme des 
Betreuten nach § 1836 c zulässig ist. § 1835 
Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Der zuständigen Behörde kann eine 
Vergütung nach § 1836 Abs. 3 bewilligt wer-
den, soweit eine Inanspruchnahme des Be-
treuten nach § 1836 c zulässig ist." 

c) In Absatz 3 wird die Verweisung „ §§ 1835 bis 
1836a" durch die Verweisung „ §§ 1835 bis 
1836 b" ersetzt. 

18. In § 1908i Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung 
„ §§ 1833 bis 1836 a" durch die Verweisung 
„ §§ 1833 bis 1836 e" ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über die Angelegen

-

heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 315-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch ... , wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 56 f wird folgender § 56 g eingefügt: 

„§ 56g 

(1) Auf Antrag des Vormundes, Gegenvormun-
des oder Mündels setzt das Vormundschaftsge-
richt fest: 

1. Vorschuß, Ersatz von Aufwendungen, Auf-
wandsentschädigung, soweit der Vormund 
oder Gegenvormund sie aus der Staatskasse 
verlangen kann (§ 1835 Abs. 4, § 1835 a Satz 4 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs); 

2. eine dem Vormund oder Gegenvormund zu 
bewilligende Vergütung oder Abschlagszah-
lung (§§ 1836, 1836 a des Bürgerlichen Gesetz-
buchs) oder die Zahlung eines als Vergütung 
zugebilligten festen Geldbetrags (§ 1836 b 
Nr. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

Mit der Festsetzung bestimmt das Gericht Höhe 
und Zeitpunkt der Zahlungen, die der Mündel an 
die Staatskasse nach den §§ 1836 c bis 1836 e des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu leisten hat. Es kann 
die Zahlungen gesondert festsetzen, wenn dies 
zweckmäßig ist. 

(2) In dem Antrag sollen die persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Mündels dar-
gestellt werden. § 118 Abs. 2 Satz 1 und 2 und 
§ 120 Abs. 2 bis 3 und Abs. 4 Satz  1 und 2 der 
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Zivilprozeßordnung sind entsprechend anzuwen-
den. Steht nach der freien Überzeugung des Ge-
richts der Aufwand zur Ermittlung der persön-
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Mündels außer Verhältnis zur Höhe des aus der 
Staatskasse zu begleichenden Anspruchs oder 
zur Höhe der voraussichtlich vom Mündel zu 
leistenden Zahlungen, so kann das Gericht ohne 
weitere Prüfung den Anspruch festsetzen oder 
von einer Festsetzung der vom Mündel zu lei-
stenden Zahlungen absehen. 

(3) Nach dem Tode des Mündels bestimmt das 
Gericht Höhe und Zeitpunkt der Zahlungen, die 
der Erbe des .Mündels nach § 1836 e des Bürger-
lichen Gesetzbuchs an die Staatskasse zu leisten 
hat. Der Erbe ist verpflichtet, dem Gericht über 
den Bestand des Nachlasses Auskunft zu ertei-
len. Er hat dem Gericht auf Verlangen ein Ver-
zeichnis der zur Erbschaft gehörenden Gegen-
stände vorzulegen und an Eides Statt zu versi-
chern, daß er nach bestem Wissen und Gewissen 
den Bestand so vollständig angegeben habe, als 
er dazu imstande sei. 

(4) Vor einer Entscheidung nach den Absätzen 1 
und 2 und nach § 1836 b Nr. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sollen der Vormund, der Mündel 
und ein Gegenvormund gehört werden; vor einer 
Entscheidung nach Absatz 3 soll der Erbe gehört 
werden. 

(5) Gegen die Entscheidungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 und nach § 1836 b Nr. 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs findet die sofortige Be-
schwerde statt, wenn der Wert des Beschwerde-
gegenstandes 100 Deutsche Mark übersteigt. Die 
weitere Beschwerde (§ 27) ist statthaft, wenn das 
Beschwerdegericht sie wegen der grundsätzli-
chen Bedeutung der zur Entscheidung stehen-
den Frage zugelassen hat. 

(6) Aus einem nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 gegen 
den Mündel ergangenen Festsetzungsbeschluß 
findet die Zwangsvollstreckung nach den Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung statt. 

(7) Auf die Pflegschaft sind die Absätze 1 bis 6 
entsprechend anzuwenden." 

2. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ (1) Soweit dies zur Wahrnehmung der In-
teressen des Betroffenen erforderlich ist, be-
stellt das Gericht dem Betroffenen einen Pfle-
ger für das Verfahren. Die Beste llung ist in der 
Regel erforderlich, wenn 

1. nach § 68 Abs. 2 von der persönlichen An-
hörung des Betroffenen abgesehen werden 
soll, 

2. Gegenstand des Verfahrens die Beste llung 
eines Betreuers zur Besorgung a ller Ange-
legenheiten des Betroffenen oder die Er-
weiterung des Aufgabenkreises hierauf ist; 
dies gilt auch, wenn der Gegenstand des 
Verfahrens die in § 1896 Abs. 4 und § 1905 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichne-
ten Angelegenheiten nicht erfaßt. 

Von der Beste llung kann in den Fällen des Sat-
zes 2 abgesehen werden, wenn ein Interesse 
des Betroffenen an der Bestellung des Verfah-
renspflegers offensichtlich nicht besteht. Die 
Nichtbestellung ist. zu begründen. Die Bestel-
lung ist stets erforderlich, wenn Gegenstand 
des Verfahrens die Genehmigung einer Ein

-

willigung des Betreuers in die Steri lisation 
(§ 1905 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
ist. Die Bestellung soll unterbleiben oder auf-
gehoben werden, wenn der Betroffene von ei-
nem Rechtsanwalt oder von einem anderen 
geeigneten Verfahrensbevollmächtigten ver-
treten wird." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) § 1835 Abs. 1, 5, § 1836 Abs. 1, 2 Satz 1 
und 4 und § 1836 a Abs. 2 bis 4 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs sowie § 56 g Abs. 1, 4 Satz 1 
und 3 sind entsprechend anzuwenden. Die 
Aufwendungen und die Vergütung sind aus 
der Staatskasse zu zahlen." 

3. § 68 a Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In der Regel soll auch dem Ehegatten des Be-
troffenen, seinen Eltern, Pflegeeltern und Kin-
dern Gelegenheit zur Äußerung gegeben wer-
den, wenn dies ohne erhebliche Verzögerung 
möglich ist." 

4 § 69 a Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In diesem Falle wird die Entscheidung in dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem sie und die Anord-
nung der sofortigen Wirksamkeit dem Betroffe-
nen oder dem Pfleger für das Verfahren bekannt-
gemacht oder der Geschäftsstelle des Gerichts 
zur Bekanntmachung übergeben werden; der 
Zeitpunkt ist auf der Entscheidung zu vermer-
ken." 

5. § 69 c wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab-
sätze 1 und 2. 

6. § 69 d Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort  „Betreuers" 
die Wörter „oder Bevollmächtigten" eingefügt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sachverständiger und ausführender Arzt sol-
len in der Regel nicht personengleich sein." 

7. In § 69 e Satz 1 wird die Verweisung auf die 
„ §§ 55 und 62" durch die Verweisung auf die 
„ §§ 55, 56 g und 62" ersetzt. 

8. § 69 f Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. der Betroffene persönlich angehört wor-
den ist". 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/7158 

b) Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Gefahr im Verzug kann das Gericht die 
einstweilige Anordnung bereits vor der per-
sönlichen Anhörung des Betroffenen sowie vor 
Bestellung und Anhörung des Pflegers für das 
Verfahren erlassen; die Verfahrenshandlungen 
sind unverzüglich nachzuholen." 

9. § 69 g Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Verfahrenshandlungen nach § 68 Abs. 1 Satz 1 
dürfen nur dann durch einen beauftragten Rich-
ter vorgenommen werden, wenn von vornherein 
anzunehmen ist, daß das Beschwerdegericht das 
Ergebnis der Ermittlungen auch ohne eigenen 
Eindruck von dem Betroffenen zu würdigen ver-
mag." 

10. § 69 i wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Wird der Aufgabenkreis nur unwesentlich 
erweitert oder liegen Verfahrenshandlungen 
nach § 68 Abs. 1 und § 68 b nicht länger als 
sechs Monate zurück, so kann das Gericht von 
einer erneuten Vornahme dieser Verfahrens-
handlungen absehen; in diesem Fa ll  muß es 
den Betroffenen anhören." 

b) Absatz 8 wird wie folgt gefaßt: 

„ (8) Vor der Bestellung eines neuen Be-
treuers nach § 1908 c des Bürgerlichen Gesetz-
buchs ist der Betroffene persönlich anzuhören, 
es sei denn, der Betroffene hat sein Einver-
ständnis mit dem Betreuerwechsel erklärt; im 
übrigen gelten die §§ 68 a, 69 d Abs. 1 Satz 4 
und § 69 g Abs. 1 entsprechend." 

11. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 lit. b werden vor dem 
Strichpunkt die Wörter „oder einen nicht Ein-
willigungsfähigen, der einen Dritten zu seiner 
Unterbringung, die mit Freiheitsentziehung 
verbunden ist, bevollmächtigt hat (§ 1906 
Abs. 1 bis 3 in Verbindung mit Abs. 5 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs)" eingefügt. 

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Befindet sich der Betroffene bereits in einer 
Einrichtung zur freiheitsentziehenden Unter-
bringung, ist das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk die Einrichtung liegt." 

12. § 70b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 
und 3 ersetzt: 

„Die Bestellung ist insbesondere erforderlich, 
wenn nach § 68 Abs. 2 von der persönlichen 
Anhörung des Betroffenen abgesehen werden 
soll. § 67 Abs. 3 gilt entsprechend." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) Die Bestellung soll unterbleiben oder 
aufgehoben werden, wenn der Betroffene von 
einem Rechtsanwalt oder einem anderen ge-

eigneten Verfahrensbevollmächtigten vertre-
ten wird." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

13. § 70 g Abs. 3 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„In diesem Falle wird die Entscheidung in dem 
Zeitpunkt wirksam, in dem sie und die Anordung 
der sofortigen Wirksamkeit dem Betroffenen, 
dem Pfleger für das Verfahren oder dem Betreuer 
bekanntgemacht, der Geschäftsstelle des Ge-
richts zur Bekanntmachung übergeben oder ei-
nem Dritten zum Zweck des Vollzugs der Ent-
scheidung mitgeteilt werden; der Zeitpunkt ist 
auf der Entscheidung zu vermerken." 

Artikel 3 

Änderung sonstigen Bundesrechts 

§ 1 

Änderung der Kostenordnung 

Die Kostenordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 361-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch ..., wird 
wie folgt geändert: 

1. Nach § 93 wird folgender § 93 a eingefügt: 

„§93a 

Verfahrenspflegschaft 

(1) Die Bestellung eines Pflegers für das Verfah-
ren in Vormundschafts- und Betreuungssachen 
und deren Aufhebung sind Teil des Verfahrens, 
für das der Pfleger beste llt worden ist. Bestellung 
und Aufhebung sind gebührenfrei. 

(2) Die Auslagen nach § 137 Nr. 16 können von 
dem Betroffenen nach Maßgabe des § 1836 c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs erhoben werden." 

2. § 128 b wird wie folgt gefaßt: 

„§ 128b 

In Unterbringungssachen nach den §§ 70 bis 
70 n des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit werden keine Gebüh-
ren erhoben. Von dem Betroffenen werden Ausla-
gen nur nach § 137 Nr. 16 erhoben und wenn die 
Voraussetzungen des § 93 a Abs. 2 gegeben sind." 

3. In § 137 wird in Nummer 15 der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt. Folgende Nummer 16 wird 
angefügt: 

„ 16. an  Verfahrenspfleger gezahlte Beträge." 

§2 

Änderung der Justizbeitreibungsordnung 

§ 1 Abs.. 1 der Justizbeitreibungsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 356-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert: 
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1. Nach Nummer 4 a wird folgende Nummer 4b ein-
gefügt: 

„4b. Nach den §§ 56 g, 69 e Satz 1 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit festgesetzte Ansprüche;". 

2. In Nummer 8 werden nach dem Wort  „Rechtsan-
wälte" die Wörter „Vormünder, Betreuer, Pfleger 
und Verfahrenspfleger in Vormundschafts- und 
Betreuungssachen" eingefügt. 

§3 

Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte 

§ 1 Abs. 2 der Bundesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 368-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, die zuletzt durch ... geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 werden nach dem Wort  „Pfleger" ein 
Komma und das Wort  „Verfahrenspfleger" einge-
fügt. 

2. In Satz 2 wird die Verweisung auf „§ 1835" durch 
die Verweisung auf „§ 1835 Abs. 3" ersetzt. 

Artikel 4 

Sonderregelungen für das in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannte Gebiet 

Für einen Vormund, Be treuer oder Pfleger der sei-
nen Wohnsitz oder Sitz im Beitrittsgebiet hat, ermäßi-
gen sich die in § 1836 a Abs. 2, 3 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs genannten Beträge um den jewei ligen 
Vomhundertsatz, um den sich der in § 2 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen festgesetzte Höchstbetrag nach 
Maßgabe des Kapitels III Abschnitt III Nr. 25 Buch-
stabe a Satz 1 Nr. 27 der Anlage I zum Einigungsver-
trag ermäßigt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft . 
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Begründung 

Die mit dem am 1. Januar 1992 in Kraft getretenen 
Betreuungsgesetz gewonnenen praktischen Erfah-
rungen lassen in einzelnen Bereichen eine Überar-
beitung dieses Gesetzes angezeigt erscheinen. Dies 
gilt insbesondere für die Vorschriften über die Vergü-
tung von Betreuern sowie für einzelne Regelungen 
über das gerichtliche Verfahren. Der Entwurf emp-
fiehlt, die Vergütungsregelungen zu präzisieren und 
dadurch ihre leichte und einheitliche Handhabung 
zu gewährleisten (dazu unter A.). Zudem kann das 
gerichtliche Verfahren nach Auffassung des Entwurfs 
gestrafft werden, ohne die Rechte der Betreuten zu 
schmälern (dazu unter B.). Schließlich sollen - in An-
knüpfung an Forderungen des Bundesrates - Korrek-
turen im Recht der Vormundschaft über Minderjäh-
rige vorgesehen und außerdem einzelne Schutznor-
men des Betreuungsrechts auf Fälle erweitert wer-
den, in denen Betroffene Vorsorgevollmachten erteilt 
haben (dazu unter C.). Mehrkosten sind mit a ll  die-
sen Regelungen nicht verbunden (dazu unter D.). 

A. Zur Vergütung von Betreuern 

Die Handhabung der Vorschriften über die Vergü-
tung für Betreuer bereitet in der Praxis erhebliche 
Schwierigkeiten. Der Entwurf will  diese Probleme 
lösen. 

I. Ausgangslage 

1. Systematik und Entstehungsgeschichte 
der geltenden Vergütungsvorschriften 

a) Zur Systematik 

Das Betreuungsgesetz vom 12. September 1990 
(BGBl. I, S. 2002) hat bei der Gestaltung des Vergü-
tungsrechts an die bisher für die Vormundschaft und 
Pflegschaft geltenden Vorschriften der §§ 1835 ff. 
BGB angeknüpft (§ 1908 i BGB), diese dann jedoch 
im einzelnen modifiziert. So unterscheidet das Gesetz 
weiterhin zwischen Aufwendungsersatz (§ 1835 
BGB) und Vergütung (§ 1836 BGB). Während § 1835 
BGB darauf abzielt, dem Vormund solche Geldbeträ-
ge und geldwerten Leistungen zu ersetzen, die er für 
den Mündel „verauslagt" hat, regelt § 1836 BGB den 
„Lohn" des Vormundes für die Führung der Vor-
mundschaft selbst. 

Dabei hat das Betreuungsgesetz ausweislich des 
§ 1836 Abs. 1 BGB an  der Grundregel festgehalten, 
daß der Vormund ein Ehrenamt führt; eine Vergü-
tung soll ihm deshalb nur bewi lligt werden, wenn 
das Vermögen des Betroffenen sowie der Umfang 
und die Bedeutung der vom Vormund geführten Ge-
schäfte dies rechtfertigen. 

Nach § 1836 Abs. 2 BGB ist jedoch eine Vergütung 
auch bei Fehlen dieser besonderen Voraussetzungen 

demjenigen zu bewilligen, dem Vormundschaften in 
einem solchen Umfang übertragen werden, daß er 
sie nur im Rahmen seiner Berufsausübung führen 
kann. § 1836 Abs. 2 BGB ermöglicht es damit, Berufs-
vormündern (und in Verbindung mit §§ 1908 i Abs. 1, 
1908 e BGB auch Berufsbetreuern sowie Betreuungs-
vereinen als Arbeitgebern der bei ihnen angestell-
ten Betreuer) die von ihnen geleistete Arbeit zu ent-
lohnen. Satz 2 und 3 dieser Vorschrift treffen nähere 
Bestimmungen über die Höhe dieser Vergütung: 
Danach entspricht die Vergütung dem Höchstbetrag 
dessen, was einem Zeugen als Entschädigung für 
seinen Verdienstausfall gewährt werden kann. Die 
Vergütung kann bis zum Dreifachen erhöht werden, 
soweit die Führung der Vormundschaft besondere 
Fachkenntnisse erfordert oder mit besonderen 
Schwierigkeiten verbunden ist; sie kann bis zum 
Fünffachen erhöht werden, wenn im Einzelfall Um-
stände hinzutreten, die die Besorgung bestimmter 
Angelegenheiten außergewöhnlich erschweren. Der 
damit in Bezug genommene Ausgangsbetrag beträgt 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständigen in 
der Fassung des am 1. Juli 1994 in Kraft getretenen 
Kostenrechtsänderungsgesetzes 1994 25,- DM; die 
nach § 1836 Abs. 2 BGB zu bewilligende Vergütung 
kann daher zwischen 25,- DM und 125,- DM/Stunde 
betragen. 

Der Vergütungsanspruch (auch) eines Berufsvormun-
des  richtet sich grundsätzlich gegen den Mündel. Ist 
der Mündel mittellos, so kann - wie § 1836 Abs. 2 
Satz 4 in Verbindung mit § 1835 Abs. 4 Satz 1 BGB er-
gibt - der Berufsvormund seine Vergütung aus der 
Staatskasse verlangen. Die Höhe des sich gegen die 
Staatskasse richtenden Vergütungsanspruchs be-
stimmt sich nach dem von § 1836 Abs. 2 Satz 2 und 3 
gezogenen Vergütungsrahmen. Ist der Mündel nicht 
mittellos, dürfte sich die Höhe (auch) der einem Be-
rufsvormund zustehenden Vergütung nach § 1836 
Abs. 1 BGB bestimmen, der von § 1836 Abs. 2 Satz 2 
und 3 BGB gezogene Vergütungsrahmen den Ver-
gütungsanspruch des Berufsvormundes also nicht 
eingrenzen (kritisch zur Systematik des § 1836 BGB: 
Barth/Wagenitz, FamRZ 1994, 71/73). 

b) Zur Entstehungsgeschichte 

§ 1836 BGB in der Fassung vor Inkrafttreten des Be-
treuungsgesetzes ermöglichte die Bewil ligung einer 
Vergütung für den Vormund nur dann, wenn das 
Vermögen des Mündels sowie der Umfang und die 
Bedeutung der vormundschaftlichen Geschäfte dies 
rechtfertigten. Das Bundesverfassungsgericht hat 
(mit Urteil vom 1. Juli 1980 - 1 BvR 349/75, 378/76 = 
E 54, 251) für bestimmte Fallkonstellationen eine ver-
fassungskonforme Auslegung des seinerzeit gelten-
den Rechts gefordert: Soweit ein Vormund in sol-
chem Umfang mit der Führung von Vormundschaf- 
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ten und Pflegschaften über mittellose Personen be-
traut werde, daß er diese nur im Rahmen seiner an-
waltlichen Berufsausübung wahrnehmen könne, 
geböten Berufsfreiheit wie Gleichheitssatz eine Kor-
rektur des Grundsatzes unentgelt licher Führung der 
Vormundschaft. In diesem Falle seien deshalb in ver-
fassungskonformer Auslegung des § 1835 Abs. 2, 3 
BGB als Aufwendungen auch Zeitaufwand und an

-teilige Bürokosten zu erstatten; dabei liege es nahe, 
zur Bewertung von Zeitaufwand und Bürokosten die 
für die Sachverständigenvergütung geltenden Maß-
stäbe heranzuziehen. 

Das Betreuungsgesetz hat diesen verfassungsrechtli-
chen Anforderungen dadurch Rechnung getragen, 
daß es in § 1836 Abs. 2 BGB einen Vergütungsan-
spruch für Berufsvormünder geschaffen hat, der sich 
im Falle der Mittellosigkeit des Mündels gegen die 
Staatskasse richtet. Bei der Bestimmung der Ver-
gütungshöhe hat das Betreuungsgesetz allerdings 
bewußt an  die Zeugenentschädigung angeknüpft. In 
der Begründung des Regierungsentwurfs heißt es 
dazu: „Die Ausführungen. des Bundesverfassungsge-
richts zur Heranziehung der Maßstäbe für die Sach-
verständigenvergütung beziehen sich ... ausdrück-
lich auf ,anwaltliche Dienstleistungen' (BVerfGE 
a. a. O. S. 276). Da es ... wünschenswert ist, daß 
auch Angehörige anderer Berufe, bei denen keine 
gleichartige Ausbildung erforderlich ist, als Berufs-
vormünder und -pfleger tätig werden, erscheint es 
gerechtfertigt, mit einem geringeren als dem für die 
Sachverständigenentschädigung geltenden Grund-
betrag zu beginnen ... Soweit die Führung der Vor-
mundschaft, Pflegschaft oder Betreuung allerdings 
besondere Fachkenntnisse erfordert oder mit beson-
deren Schwierigkeiten verbunden ist, kann nach 
Satz 3 [des § 1836 Abs. 2 RegE-BtG] die Vergütung 
bis zum Fünffachen des Grundbetrages, also bis zu 
100,- DM pro Stunde, erhöht werden. Dies entspricht 
in etwa dem Betrag, der sich ergibt, wenn der in § 3 
Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Entschädigung 
von Zeugen und Sachverständigen enthaltene Höchst-
betrag von 70,- DM gemäß § 3 Abs. 3 dieses Gesetzes 
um 50 vom Hundert erhöht wird" (Drucksache 11/ 
4528 S. 111). 

§ 1836 Abs. 2 BGB hat allerdings seine endgültige 
Fassung erst im Gesetzgebungsverfahren erhalten: 
Der Regierungsentwurf eines Betreuungsgesetzes 
hatte einen „einfachen" Vergütungsrahmen vorgese-
hen, demzufolge die Vergütung bis zum Fünffachen 
erhöht werden konnte, „soweit die Führung der Vor-
mundschaft besondere Fachkenntnisse erfordert oder 
mit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist" 
(Drucksache 11/4528 S. 14, 110 ff.). Eine solche Ge-
setzesfassung hätte es von vornherein nahegelegt, in 
Durchschnittsfällen eine Vergütung in der Mitte des 
Rahmens, d. h. bei seinerzeit 60,- DM, jetzt 75,- DM, 
anzusetzen. In seiner Stellungnahme zum Regie-
rungsentwurf hatte dann jedoch der Bundesrat ver-
langt, eine Erhöhungsmöglichkeit nur bis zum Drei-
fachen des in Bezug genommenen Betrages zuzulas-
sen (Drucksache 11/4528 S. 205 f.). Die geltende Fas-
sung stellt einen Kompromiß dar. Eine Erhöhung bis 
zum Fünffachen des Bezugsbetrages bleibt zwar 
möglich, wird aber an  die zusätzliche Voraussetzung 

geknüpft, daß „im Einzelfall Umstände hinzutreten, 
die die Besorgung bestimmter Angelegenheiten 
außergewöhnlich erschweren." 

2. Handhabung der Vergütungsvorschriften 
durch die Praxis 

Die dargestellten Vergütungsvorschriften sind gemäß 
§ 1908 i Abs. 1 BGB auch auf die Betreuung sinnge

-

mäß anzuwenden. Tatsächlich bildet das Betreuungs-
recht ihren praktisch wichtigsten Anwendungsbe-
reich. Gerade hier werden jedoch die Vergütungsvor-
schriften von der Praxis in sehr unterschiedlicher 
Weise gehandhabt. Die Divergenzen be treffen die 
Frage nach der „im Regelfall" in Ansatz zu bringen-
den Vergütung (dazu unter a)) und nach der die Ver-
gütungspflicht der Staatskasse begründenden Mit-
tellosigkeit des Betreuten (dazu unter b)). Eine ver-
einheitlichte Rechtsprechung ist von der Praxis nicht 
zu erwarten (dazu unter c)). 

a) Zur Vergütungshöhe 

Die Zweistufigkeit des von § 1836 Abs. 2 BGB vorge-
gebenen Vergütungsrahmens hat insbesondere die 
Frage aufgeworfen, ob Betreuungen von durch-
schnittlicher Schwierigkeit in der Mitte des unteren, 
für den Regelfall vorgesehenen Vergütungsrahmens 
anzusiedeln und deshalb (nur) mit DM 50 pro Stunde 
zu vergüten seien. Die neuere Literatur hat diese Fra-
ge verneint. Sie vertritt überwiegend die - auch auf 
verfassungsrechtliche Überlegungen gestützte - Auf-
fassung, daß die gesetzliche Regelung nicht dazu 
zwingt, die Vergütung für Berufsbetreuer regelmäßig 
nur im mittleren Bereich der vom Gesetz zur Verfü-
gung gestellten „unteren Hälfte" des Vergütungs-
rahmens, d. h. bei etwa 50,- DM, anzusiedeln (vgl. 
etwa Knittel, Betreuungsgesetz, Anmerkung 34 zu 
§ 1836; Barth/Wagenitz, FamRZ 1994, S. 71 ff., 77 f.). 

Gleichwohl verfährt die Judikatur - wie von den L an
-desjustizverwaltungen erbetene Übersichten zeigen - 

außerordentlich unterschiedlich. Ausweislich der Kri-
tik in der Literatur verschließen sich insbesondere 
nach wie vor einzelne Gerichte sehenden Auges 
einer Gesetzesanwendung, die den aus Sicht der Be-
treuungsvereine bestehenden wi rtschaftlichen Not-
wendigkeiten Rechnung trägt. So wird von einem 
Landgericht berichtet, das zwar erkenne, daß die An-
gemessenheit eines Stundensatzes von 20,- DM bei 
einem normalen Betreuungsfall durchaus zweifelhaft 
sei, sich aber durch die geltende Fassung des Geset-
zes grundsätzlich zu einer Orientierung an  der unte-
ren Vergütungsgrenze verpflichtet fühle; dies habe 
letztlich dazu geführt, daß Be treuer aus Nachbar-
bezirken im Bezirk dieses Gerichts keine Be treuung 
mehr übernehmen wollten, weil sie die Vergütung 
als unangemessen ansähen (Leimbach/Jungkurth, 
FuR 1994, S. 276 ff. [279 f.]). Ein Amtsgericht hat 
einen wichtigen Grund zur Entlassung des Be treuers 
auf dessen Antrag mit der Begründung bejaht; dieser 
sei angesichts der Vergütungspraxis des zuständigen 
Beschwerde(=Land)gerichts nicht in der Lage, sich 
durch die Betreuungen eine Existenzgrundlage zu 
schaffen (Amtsgericht Northeim, Beschluß vom 
22. März 1994, BtPrax 1994, S. 179 f.). Bei der Be- 
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gründung solch restriktiver Entscheidungen ist von 
einzelnen Gerichten ausdrücklich eingeräumt wor-
den, es möge sein, daß ein Betreuungsverein mit den 
nach Auffassung des Gerichts zuzubilligenden Beträ-
gen wirtschaftlich nicht zurechtkomme. Diese Pro-
blematik falle jedoch nicht in den Zuständigkeits-
bereich der Justiz (Landgericht Kiel, Beschluß vom 
12. November 1993, JurBüro, 1994, S. 414 f.). 

Daneben ist streitig, ob dem Berufsbetreuer die von 
ihm gegebenenfalls abzuführende Mehrwertsteuer 
auch bei Festsetzung einer Vergütung nach § 1836 
Abs. 2 BGB erstattet werden kann: Die danach bei 
Mittellosigkeit aus der Staatskasse zu leistenden 
Stundensätze können nicht über den zur Verfügung 
stehenden Vergütungsrahmen hinaus erhöht wer-
den, um einen auf die Vergütung entfallenden Um-
satzsteueranteil zu berücksichtigen. Für eine geson-
derte Festsetzung neben dieser Vergütung fehlt es 
nach vielfach vertretener Auffassung an einer 
Rechtsgrundlage, zumal das in Bezug genommene 
Recht der Zeugenentschädigung (§ 1836 Abs. 2 Satz 4 
i. V. m. § 1835 Abs. 4 BGB) - anders als das Recht 
der Sachverständigenentschädigung (vgl. § 8 Abs. 1 
Nr. 3 ZuSEG) - eine gesonderte Umsatzsteuererstat-
tung nicht vorsieht. Im Ergebnis schmälert eine feh-
lende Berücksichtigung der Umsatzsteuer die dem 
Betreuer letztlich verbleibende Vergütung. 

Insgesamt beeinträchtigt die Uneinheitlichkeit der 
gerichtlichen Praxis nicht nur die Auskömmlichkeit 
und Kalkulierbarkeit der Vergütung, sie führt auch 
dazu, daß Vergütungsfragen vielfach - sowohl von 
den Betreuern als auch von den Bezirksrevisoren als 
Vertretern der Landeskasse - zum Gegenstand ge-
richtlicher Auseinandersetzungen gemacht und erst-
instanzliche Entscheidungen zudem mit Rechtsmit-
teln angegriffen werden. 

b) Zur Mittellosigkeit 

Die Mittellosigkeit des Betreuten ist Voraussetzung 
dafür, daß der Betreuer einen Aufwendungsersatz-
oder Vergütungsanspruch gegen die Staatskasse er-
hält (§ 1835 Abs. 4, § 1836 Abs. 2 Satz 4 i. V. m. § 1835 
Abs. 4 BGB). Der Begriff der Mittellosigkeit wird vom 
geltenden Recht nicht definie rt; er wird deshalb in 
Rechtsprechung und Literatur uneinheitlich be-
stimmt. Unterschiedlich beantwortet wird bereits die 
Grundsatzfrage, ob es sich bei der Übernahme von 
Betreuungskosten durch die Staatskasse um eine 
staatliche Sozialleistung handelt, womit sich der Um-
fang des vom Betroffenen einzusetzenden Einkom-
mens grundsätzlich in Orientierung an  sozialhilfe-
rechtlichen Kriterien bestimmen müßte, oder ob die 
Übernahme der Betreungskosten durch die Staats-
kasse eine subsidiäre Entschädigung für den kraft 
einer staatsbürgerlichen Pflicht in Anspruch genom-
menen Vormund darstellt, die vorrangig vom Staat 
zu übernehmen und vom Betreuten nur insoweit zu 
tragen ist, als ihn dies nicht dazu zwingt, sich in sei-
ner Lebensführung einzuschränken. Vor diesem Hin-
tergrund werden sowohl zu der Frage, wieweit der 
Betreute eigenes Einkommen einzusetzen hat, als 
auch hinsichtlich des von ihm einzusetzenden Ver-
mögens im einzelnen unterschiedliche Auffassungen 

vertreten (vgl. m. w. N.: Knittel, Betreuungsgesetz, 
Anmerkung 23 ff. zu § 1835; Erman-Holzhauer, BGB, 
9. Aufl. Rdnr. 14 f. zu § 1835; Heidelberger Kom-
mentar zum Betreuungs- und Unterbringungsrecht 
- Bauer, Rdnr. 50 ff. zu §§ 1835 -1836 a BGB): 

Wohl noch überwiegend wird davon ausgegangen, 
ein Betreuter sei wegen unzureichenden Einkom-
mens mittellos, wenn ihm Prozeßkostenhilfe ohne 
Anordnung von Ratenzahlungen zu bewilligen wäre; 
andere nehmen Mittellosigkeit dann an, wenn die 
Voraussetzungen zur Gewährung von Sozialhilfe als 
Hilfe zum Lebensunterhalt oder als Hilfe in besonde-
ren Lebenslagen erfüllt sind; eine dritte Ansicht be-
jaht Mittellosigkeit, wenn das Einkommen die Un-
pfändbarkeitsgrenze nach § 850 c Abs. 1 ZPO um 
nicht mehr als 15 Prozent übersteigt. Schließlich wird 
auch die. Auffassung vertreten, über das Vorliegen 
von Mittellosigkeit könne nur unter Beachtung der 
konkreten Einkommensverhältnisse des Betreuten 
im Einzelfall entschieden werden, wobei diesem an-
ders als Prozeßkosten- oder Sozialhilfeberechtigten 
keine Ausgabenbeschränkungen zugemutet werden 
dürften. 

Vermögen steht der Annahme der Mittellosigkeit 
nach wohl überwiegender Auffassung dann nicht 
entgegen, wenn es unter den - auch vom Recht der 
Prozeßkostenhilfe in Bezug genommenen - sozial-
hilferechtlichen Verschonungsgrenzen liegt; die Ge-
genauffassung will  in Anlehnung an die Maßstäbe 
der Kostenordnung dem Betreuten ein Vermögen 
von bis zu 50 000 DM belassen oder auch hinsichtlich 
des Vermögens auf den konkreten Einzelfall abstel-
len und den Betroffenen nur insoweit in Anspruch 
nehmen, als dessen Lebensführung dadurch nicht 
eingeschränkt wird. 

Rückgriffsansprüche der Staatskasse gegen einen 
Betreuten, bei dem etwa die Voraussetzungen der 
Mittellosigkeit nachträglich weggefallen sind, oder 
gegen die Erben des Betreuten regelt das geltende 
Recht nicht; 

c) Zur Vereinheitlichung durch die Rechtsprechung 

Die - besonders in den Flächenstaaten zu beobach-
tenden - Abweichungen bei der Vergütungsbemes-
sung und Feststellung der Mittellosigkeit durch die 
Gerichte erklären sich u. a. daraus, daß gegen die 
amtsgerichtliche Festsetzung einer Vergütung für die 
Betreuung eines mittellosen Betreuten allein die Be-
schwerde an  das Landgericht eröffnet ist: § 1836 
Abs. 2 Satz 4 verweist auf den § 1835 Abs. 4 BGB, der 
seinerseits die Vorschriften über das Verfahren bei 
der Entschädigung von Zeugen hinsichtlich ihrer 
baren Auslagen für sinngemäß anwendbar erklärt; 
nach § 16 Abs. 2 des Gesetzes über die Entschädi-
gung von Zeugen und Sachverständigen ist gegen 
den Festsetzungsbeschluß nur die Erstbeschwerde 
statthaft. Die sich hieraus ergebende „Zersplitte-
rung" der Rechtsprechung ist wiederholt beklagt 
worden. Sie gibt Forderungen Auftrieb, durch Zulas-
sung eines weiteren Rechtsmittels auf eine verein-
heitlichende obergerichtliche Entscheidungspraxis 
hinzuwirken. 
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II. Regelungsbedarf und Lösung 

1. Problem 

Die uneinheitliche Handhabung der Vorschriften 
über Mittellosigkeit und Vergütung bringt nicht nur 
für Vormünder und Be treuer erhebliche Rechtsun-
sicherheiten; sie beunruhigt vielfach mittelbar auch 
die betroffenen Mündel und Be treuten, die in beson-
derem Maße auf die Stetigkeit und Verläßlichkeit 
ihres Lebensumfeldes und ihrer Bezugspersonen 
angewiesen sind. Darüber hinaus erschwert diese 
Rechtsunsicherheit namentlich den beruflich als Vor-
mund oder Betreuer Tätigen die für jede berufliche 
Tätigkeit notwendige Kalkulierbarkeit ihrer Einnah-
men; unangemessen niedrige Vergütungssätze kön-
nen sich in Einzelfällen sogar existenzbedrohend 
auswirken. Als besonders mißlich erweisen sich un-
gewisse Vergütungen für die Betreuungsvereine, die 
als Arbeitgeber von Betreuern (Vereinsbetreuern) tä-
tig, für diese vergütungsberechtigt und - im Interesse 
einer seriösen Beschäftigungspolitik - auf klar kalku-
lierbare Einnahmen und Ausgaben angewiesen sind. 

Das geltende Recht benachteiligt umsatzsteuer-
pflichtige Vormünder und Be treuer gegenüber nicht 
umsatzsteuerpflichtigen, soweit es einer Berücksich-
tigung der auf die Vergütung zu zahlenden Umsatz-
steuer entgegensteht: Dies schmälert die dem Vor-
mund oder Be treuer real zufließende Vergütung. 

Im Bereich der Justiz führt schließlich die uneinheit-
liche Handhabung der Regelungen über Mittellosig-
keit und Vergütung zu einer wachsenden Vielzahl 
von Streitverfahren, welche die mit Vormundschafts- 
und Betreuungsverfahren befaßten . Gerichte nach-
haltig belasten, ohne daß eine obergerichtliche Klä-
rung der Grundsatzfragen möglich wäre. 

2. Lösung des Entwurfs 

Der Entwurf will  durch Konkretisierung der Vor-
schriften über Vergütung und Mittellosigkeit sowie 
durch Eröffnung der Zulassungsbeschwerde auf eine 
einheitliche Handhabung des geltenden Rechts hin-
wirken. 

a) Vormundschaft und Betreuung 

Der Entwurf schlägt vor, auch künftig die Vergütung 
für Vormünder und Be treuer einheitlich zu regeln. 
Diese Regelung soll - wie bisher - im Vormund-
schaftsrecht erfolgen und - durch Verweisung in 
§ 1908 i BGB - für im Betreuungsrecht entsprechend 
anwendbar erklärt werden. Dieses Verweisungs-
system entspricht einem - dem geltenden Vormund-
schafts- und Betreuungsrecht generell zugrunde-
liegenden - Regelungsmuster, das der Praxis vertraut 
ist und schon deshalb nicht ohne Not geändert wer-
den sollte. 

b) Vergütungsregeln 

aa) Die Vergütungskriterien allgemein 

Der Entwurf verdeutlicht ganz allgemein die für 
die Höhe der Vergütung von Berufsvormündern 
oder -betreuern maßgebenden Kriterien; ent

-

scheidend sind die Qualifikation des Vormundes 
oder Betreuers - genauer: seine für die Führung 
der Vormundschaft oder Be treuung nutzbaren 
Fachkenntnisse -, außerdem der Umfang und die 
Schwierigkeit der vormundschaftlichen Angele-
genheiten oder der Betreuungsgeschäfte. 

bb) Das Zusammenspiel der Vergütungskriterien bei 
Mittellosigkeit 

(1) Die nutzbaren Fachkenntnisse 

Das Zusammenspiel dieser Faktoren wird für den 
Fall  verdeutlicht, daß der Mündel oder Be treute 
mittellos ist. Der Vormund oder Be treuer kann 
hier eine Vergütung aus der Staatskasse bean-
spruchen. Für den gegen die Staatskasse gerich-
teten Anspruch werden vom Entwurf in DM aus-
gedrückte Vergütungssätze festgelegt, die sich 
vorrangig an  der Qualifikation des Vormundes 
oder Betreuers orientieren. 

Im Interesse problemloser Handhabbarkeit wird 
die Qualifikation des Vormundes oder Be treuers 
nach der Art  seiner Ausbildung typisiert. Der 
Entwurf empfiehlt dafür eine dreifache Vergü-
tungsstufung: Auf der unteren Stufe steht der 
Vormund oder Betreuer, der über keine durch 
eine abgeschlossene Ausbildung erworbenen 
Fachkenntnisse verfügt. Ihm folgt der Vormund 
oder Betreuer, dessen Fachkenntnisse durch eine 
Lehre oder eine vergleichbare abgeschlossene 
Ausbildung erworben sind. Auf der oberen Stufe 
findet sich der Vormund oder Betreuer, der seine 
Fachkenntnisse einer (auch Fach-)Hochschulaus-
bildung verdankt. 

„Fachkenntnisse" sind dabei nur solche Kennt-
nisse oder Fertigkeiten, die über das jedermann 
zu Gebote stehende Wissen hinausgehen, die 
regelmäßig nicht nur durch Lebenserfahrung er-
worben werden und die für die Führung von Vor-
mundschaften oder Betreuungen generell oder 
hinsichtlich bestimmter Aufgabenkreise hilfreich 
sind. Solche - durch eine abgeschlossene Ausbil-
dung vermittelten - Fachkenntnisse wirken aller-
dings nur dann vergütungssteigernd, wenn sie 
auch für die konkrete Vormundschaft oder Be-
treuung nutzbar sind. Nutzbarkeit bedeutet da-
bei nicht, daß die Fachkenntnisse zur sach-
gerechten Führung der Vormundschaft oder Be-
treuung erforderlich sind; vielmehr reicht aus, 
daß sie geeignet sind, die Geschäftsführung des 
Vormundes oder Betreuers im konkreten Fa ll  zu 
erleichtern. Damit wird ein Bezug zwischen der 
vom Vormund oder Betreuer allgemein vorgehal-
tenen Qualifikation und den Belangen des Ein-
zelfalls hergestellt. 

Der Vorteil einer standardisierten Vergütungs-
festsetzung wird durch diese Individualisierung 
freilich nicht preisgegeben: Auch die Nutzbar-
keit für die konkrete Vormundschaft oder Be-
treuung bleibt nämlich ein abstrakter Maßstab; 
auf eine konkrete Anwendung der Fachkennt-
nisse und einen aus ihnen gezogenen Nutzen 
kommt es für die Vergütungssteigerung nicht an. 
Für diese abstrakt-individuelle Nutzbarkeit der 
vom Vormund oder Be treuer vorgehaltenen Fach- 
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kenntnisse streitet zudem eine gesetzliche Ver-
mutung: Verfügt ein Vormund oder Be treuer 
über Fachkenntnisse, die für die Führung von 
Vormundschaften oder Betreuungen generell 
oder in Ansehung bestimmter Aufgabenkreise 
nutzbar sind, so unterstellt der Entwurf, daß 
diese Fachkenntnisse auch für die konkrete Vor-
mundschaft oder Betreuung nutzbar und deshalb 
vergütungssteigernd zu berücksichtigen sind. 
Mit beiden Mechanismen verfolgt der Entwurf 
einen doppelten Zweck: 

- Zum einen zielen diese Mechanismen auf eine 
sachgerechte Risikoverteilung: Das Vormund-
schaftsgericht darf nur einen „geeigneten" 
Vormund oder Betreuer bestellen. Da Fach-
kenntnisse vergütungssteigernd wirken, kann 
diese gerichtliche Eignungsprüfung bei der 
Berufung von Berufsvormündern oder -be-
treuem die Frage, ob für die Führung der Vor-
mundschaft oder Be treuung Fachkentnnisse 
notwendig, wünschenswert oder entbehrlich 
sind, nicht aussparen. Einem zur Auswahl ste-
henden Berufsvormund oder -betreuer wird 
eine solche Prüfung vor seinem Amtsantritt 
vielfach nicht möglich sein; der Berufsbetreuer 
ist zudem grundsätzlich zur Übernahme der 
Betreuung verpflichtet. Beide Gesichtspunkte 
legen es - jedenfalls im Regelfall - nahe, die 
Staatskasse mit dem Risiko zu belasten, daß 
ein vom Vormundschaftsgericht falsch ausge-
wählter, weil überqualifizierter Vormund oder 
Betreuer eine - gemessen an den Erforder-
nissen der zu besorgenden Geschäfte - über-
höhte Vergütung erhält. 

- Zum anderen lassen diese Mechanismen die 
Notwendigkeit entfallen, dem Gericht zur Be-
gründung der vom Berufsvormund oder -be

-

treuer beanspruchten Vergütung die Schwie-
rigkeiten der einzelnen Be treuung konkret 
nachzuweisen und dafür - zu Lasten der 
eigentlichen Vormundschafts- oder Betreu-
ungstätigkeit - einen erheblichen Dokumen-
tationsaufwand zu betreiben. Das Gericht hat 
bei der Bestellung des Vormundes oder Be-
treuers die Schwierigkeiten des konkreten 
Falles zu berücksichtigen. Der beste llte Vor-
mund oder Betreuer kann sich, falls das Ge-
richt nicht bereits bei der Beste llung etwas an-
deres bestimmt, grundsätzlich darauf verlas-
sen, eine der von ihm eingebrachten Qualifi-
kation entsprechende Vergütung zu erhalten. 

(2) Die Schwierigkeit der Vormundschaft oder 
Betreuung 

Der konkreten Schwierigkeit der Vormundschaft 
oder Betreuung kommt bei diesem System im 
Regelfall nur noch mittelbare Bedeutung zu: Sie 
präjudiziert die Auswahl des (Berufs-) Vormundes 
oder Betreuers; mit der erfolgten Auswahl ist 
auch der Vergütungssatz vorgegeben. Selbstän-
dige Relevanz gewinnt die Schwierigkeit der 
Vormundschaft oder Betreuung nur noch in zwei 
Ausnahmefällen: Zum einen kann der Vergü-
tungssatz um einen vom Entwurf in DM ausge-
drückten Festbetrag gesteigert werden, wenn die 

Vormundschaft oder Betreuung Schwierigkeiten 
mit sich bringt, die auch unter Berücksichtigung 
der vom Vormund oder Be treuer eingebrachten 
und bereits durch den Vergütungssatz abgegol-
tenen Fachkenntnisse außergewöhnlich sind - 
eine Voraussetzung, die nur selten vorliegen wird 
und erforderlichenfalls vom Vormund oder Be-
treuer eingehend darzulegen ist. Zum anderen 
kann das Gericht die Vermutung, daß die vom 
Vormund oder Betreuer vorgehaltenen Fach-
kenntnisse auch für die konkrete Vormundschaft 
oder Betreuung nutzbar sind, ausschließen. Dies 
gilt namentlich in Fällen, in denen ein Überhang 
qualifizierter Be treuer einer Vielzahl einfach ge-
lagerter Vormundschafts- oder Betreuungsfälle 
gegenübersteht, für deren sachgerechte Erledi-
gung die von den zur Auswahl stehenden Vor-
mündern oder Betreuern vorgehaltenen Fach-
kenntnisse keinen besonderen Nutzen erwarten 
lassen. Das Vormundschaftsgericht soll in sol-
chen Fällen die Möglichkeit erhalten, einen 
„überqualifizierten" Be treuer unterwertig zu be-
stellen. Ein entsprechender Vermutungsaus-
schluß muß allerdings bereits bei der Beste llung 
erfolgen; er kann mit der Beste llung angegriffen 
werden und hindert  nicht, daß der Be treuer die 
Nutzbarkeit der von ihm eingebrachten Fach-
kenntnisse nachweist. 

(3) Der Umfang der Vormundschaft oder Be-
treuung 

Der Umfang der Vormundschaft oder Betreuung 
wird durch die Zeit ausgedrückt, die der Vor-
mund oder Betreuer auf die Führung der Vor-
mundschaft oder Betreuung verwandt hat. 

(a) Der Kreis der vergütungspflichtigen Geschäfte 

Dabei sind naturgemäß nur solche Zeiten vergü-
tungspflichtig, die auf die dem Vormund oder Be-
treuer vom Gesetz zugewiesenen Amtsgeschäfte 
entfallen. Aktivitäten, die der Vormund oder Be-
treuer außerhalb seiner eigentlichen Amtstätig-
keit entfaltet, bleiben deshalb bei der Bemessung 
der kraft Gesetzes geschuldeten Vergütung auch 
dann außer Betracht, wenn sie mit dem Willen 
des Mündels oder Betreuten geschehen oder 
sogar dessen Wünschen oder Interessen entspre-
chen. 

Über den Kreis der einem Berufsbetreuer oblie-
genden und deshalb zu vergütenden Geschäfte 
entsteht in der Praxis nicht selten Streit: Der Be-
treuer hat den Betreuten nicht nur gerichtlich und 
außergerichtlich zu vertreten (§ 1902 BGB). Er hat 
auch „die Angelegenheiten des Be treuten zu be-
sorgen" (§ 1897 Abs. 1, § 1901 Abs. 1; vgl. auch 
§ 1896 Abs. 1). Diese dem Auftragsrecht entlehnte 
weite Formulierung bedeutet einerseits nicht, daß 
der Betreuer alle in seinen Aufgabenkreis fallen-
den Angelegenheiten des Be treuten selbst erledi-
gen soll; er soll vielmehr deren sachgerechte Erle-
digung veranlassen. So ist der Betreuer weder 
Haushälter des hilfsbedürftigen noch Pfleger des 
kranken oder Anwalt des verklagten Betreuten; 
er hat lediglich die organisatorischen Vorkehrun-
gen dafür zu treffen, daß der Hilflose versorgt, der 
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Kranke gepflegt und der Streitende rechtlich be-
raten wird. Andererseits soll sich die (von § 1897 
Abs. 1, § 1901 BGB geforderte) persönliche Be-
treuung nicht auf bloß rechtsgeschäftliches Han-
deln für den Betreuten beschränken; vielmehr 
sollen dem Betreuer im Rahmen seines - durch 
den rechtsgeschäftlichen Vertretungsbedarf zu 
bestimmenden - Aufgabenkreises auch Maßnah-
men faktischer Sorge für den Betreuten obliegen 
(vgl. statt a ller etwa MünchKomm-Schwab, 
3. Aufl., Rn. 27 zu § 1896 BGB). 

Der Entwurf möchte die Abgrenzung zwischen 
den zu vergütenden Amtsgeschäften eines Be-
treuers und seinem darüber hinausgehenden ver-
gütungsfreien Engagement für den Betreuten 
verdeutlichen. Er sieht die Grenze in der recht-
lichen Besorgung der in den Aufgabenkreis des 
Betreuers fa llenden Angelegenheiten. Damit 
bleiben einerseits alle - also nicht etwa nur ver-
mögensrechtliche - Angelegenheiten des Betreu-
ten umfaßt. Andererseits werden solche Tätigkei-
ten ausgeschieden, die sich in der tatsächlichen 
Hilfeleistung für den Betreuten erschöpfen, ohne 
mit dessen rechtlicher Vertretung in einem er-
kennbaren Sachzusammenhang zu stehen. Mit 
dieser Grenzziehung wird der Anspruch auf per-
sönliche Betreuung nicht eingeschränkt: Die 
rechtliche Vertretung des Betreuten hat, wie bis-
her, nach den Wünschen und Vorstellungen des 
Betreuten zu erfolgen. Zur rechtlichen Besorgung 
seiner Angelegenheiten gehören deshalb nicht 
nur das eigentliche rechtsgeschäftliche Handeln 
für den Betreuten, sondern auch alle dieses Han-
deln vorbereitenden Tätigkeiten. Hierzu zählen 
insbesondere vertrauensbildende Maßnahmen, 
die erforderlich sind, um Wohl und Willen des 
Betreuten zu erkunden und die rechtliche Vertre-
tung des Betreuten entsprechend dem Auftrag 
persönlicher Betreuung verantwortlich wahrzu-
nehmen. 

(b) Das Stundensatzsystem 

Der Entwurf hält am Stundensatzsystem des gel-
tenden Rechts fest. Für eine Herausarbeitung 
von „Falltypen" oder „Tätigkeitskatalogen" gibt 
es schon angesichts der Vielgestaltigkeit konkret 
geführter Vormundschaften oder Betreuungen 
keine hinreichend tragfähigen Ansatzpunkte. Im 
übrigen ermöglichen solche Typisierungen von 
Fällen oder Tätigkeiten zwar eine von der 
Schwierigkeit des Einzelfalls abstrahierende Ein-
heitsbewertung und -vergütung. Den einheit-
lichen Vergütungsbeträgen liegen jedoch Pau-
schalierungen zugrunde, die für den Vergü-
tungsberechtigten nur dann zu einem kalkulier-
baren und sachgerechten Ergebnis führen, wenn 
eine Vielzahl von Fällen einbezogen werden 
kann: Nur bei genügend großer Fallzahl kann 
mit hinreichender Sicherheit erwartet werden, 
daß die mit einer Pauschalierung notwendig ver-
bundenen Über- und Unterdeckungen des im 
Einzelfall tatsächlich geleisteten Aufwands sich 
im Ergebnis ausgleichen. Vormünder und Be-
treuer erreichen die erforderlichen Fallzahlen 
nicht; die Zahl der ihnen zugewiesenen Mündel 

oder Betreuten liegt, auch weil Vormundschaften 
oder Betreuungen oftmals über einen längeren 
Zeitraum geführt werden, ganz wesentlich unter 
der Zahl der Mandanten eines Anwalts oder der 
Patienten eines Arztes. Anders als in diesen Be-
reichen kann der Zeitaufwand für die Führung 
einer Vormundschaft oder Betreuung schon des-
halb nicht sachgerecht mit Einheitsbeträgen pau-
schaliert werden. 

(c) Abrechnungserleichterungen 

Diesen Nachteil genereller - nach Fällen oder Tä-
tigkeiten typisierender - Vergütungspauschalen 
vermeiden individue lle Pauschalierungen, bei 
denen die Höhe des Pauschbetrags anhand des 
im konkreten Einzelfall zu erwartenden Zeitauf-
wands festgelegt wird: Bei sachgerechter Hand-
habung sind gravierende Über- oder Unter-
deckungen ausgeschlossen; geringfügige Ab-
weichungen werden sich vielfach gegenseitig 
neutralisieren und zudem durch die Ersparnis 
mühevoller Dokumentationen und Abrechnun-
gen aufgewogen. Der Entwurf eröffnet deshalb 
dem Vormundschaftsgericht die Möglichkeit, 
dem Vormund oder Betreuer einen festen Geld-
betrag als Vergütung zuzubilligen, wenn die für 
die Vormundschaft oder Betreuung erforderliche 
Zeit vorhersehbar und ihre Ausschöpfung durch 
den Vormund oder Betreuer gewährleistet ist. 

Der Pauschbetrag ergibt sich aus dem progno-
stizierten Zeitaufwand, der mit dem für den Be-
treuer maßgebenden Stundensatz multipliziert 
wird. Einer Nachweisung der vom Vormund oder 
Betreuer tatsächlich aufgewandten Zeit bedarf es 
nicht; eine Nachforderung für zeitlichen Mehr-
aufwand ist - schon nach Sinn und Zweck der 
Pauschalierung - ausgeschlossen. 

Die Abrechnung der für die Vormundschaft oder 
Betreuung aufgewandten Zeit läßt sich - mittel-
bar - auch durch klare Zeitvorgaben erleichtern. 
Der Entwurf eröffnet deshalb dem Vormund-
schaftsgericht die Möglichkeit, die für die Vor-
mundschaft oder Betreuung aufzuwendende Zeit 
zu begrenzen. Wi ll  der Vormund oder Betreuer 
das ihm gesetzte Zeitlimit überschreiten, so be-
darf er hierzu der Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts. Anders als bei Zubilligung einer 
Vergütungspauschale wird hier der Vormund 
oder Betreuer zwar nicht der Notwendigkeit ent-
hoben, die von ihm auf die Vormundschaft oder 
Betreuung tatsächlich verwandte Zeit nachzu-
weisen. Ihm wird jedoch einerseits verdeutlicht, 
welchen Tätigkeitsumfang das Vormundschafts-
gericht maximal als sachgerecht zu akzeptieren 
bereit ist. Unberech tigten Vergütungserwartun-
gen wird so bereits im Vorfeld begegnet; Streitig-
keiten über die Angemessenheit einer nicht ge-
nehmigten Überschreitung sind ausgeschlossen. 
Außerdem bietet die vormundschaftsgerichtliche 
Genehmigung einer das Limit überschreitenden 
Tätigkeit dem Vormund oder Betreuer die Ge-
währ, mit seiner auf diese Tätigkeit gestützten 
Vergütungsforderung nicht im nachhinein zu-
rückgewiesen zu werden. 
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cc) Die Vergütung des Verfahrenspflegers 

Die so neu geordneten Vergütungsvorschriften 
sollen nach dem Vorschlag des Entwurfs auch für 
die Vergütung von Verfahrenspflegern gelten. 
Die Erstreckung der geltenden §§ 1835 ff. BGB 
auf Verfahrenspfleger ergibt sich bereits jetzt 
zwanglos aus der Bezugnahme der Verfahrens-
pflegschaft auf das allgemeine Pflegschaftsrecht 
und dessen Weiterverweisung (§ 1915 BGB) auf 
das Recht der Vormundschaft. Für den anwalt-
lichen Verfahrenspfleger wird die Anwendbar-
keit der für Vormünder allgemein geltenden Ver-
gütungsvorschriften allerdings vielfach in Zwei-
fel gezogen und statt dessen eine Heranziehung 
der für Anwälte geltenden Vergütungssätze be-
fürwortet. Der Entwurf räumt diese Zweifel aus. 
Der Verfahrenspfleger ist - nach der gesetzlichen 
Ausformung dieses Instituts - ein besonderer 
Pfleger, der für seine Aufgaben anwaltliche Qua-
lifikationen mitbringen kann, aber nicht notwen-
dig mitbringen muß. Da das geltende Recht 
keine Klassifizierung von Verfahrenspflegern 
kennt, erscheint es naheliegend, auch für die 
Vergütung von Verfahrenspflegern einheitliches 
Recht zur Anwendung zu bringen. Mit dem Ver-
gütungssystem des Entwurfs, nach dem sich die 
Vergütung des Vormundes, Betreuers oder Pfle-
gers künftig nach dessen durch Ausbildung er-
worbener Qualifikation bestimmt, wird dieser 
Weg in besonderem Maße geebnet. 

c) Mittellosigkeit 

Der Entwurf legt - erstmals - fest, bis zu welchen 
Grenzen der Mündel oder Betreute sein Einkommen 
und sein Vermögen für die Kosten der Vormund-
schaft einzusetzen hat. Nach Auffassung des Ent-
wurfs erbringt die Staatskasse, wenn sie Ansprüche 
des Vormundes oder Betreuers befriedigt, eine So-
zialleistung für den Mündel oder Betreuten. Zum Er-
satz der Aufwendungen des  Vormundes oder Be-
treuers und zur Zahlung von dessen Vergütung soll 
der Mündel oder Betreute deshalb künftig grund-
sätzlich in dem gleichen Umfang herangezogen wer-
den, in dem die Gewährung von Hilfe in besonderen 
Lebenslagen in den Fällen des § 81 Abs. 1 des Bun-
dessozialhilfegesetzes vom Einsatz eigener Mittel 
des Betroffenen abhängig gemacht wird. 

Die damit vorgenommene Fixierung des Einkom-
mens und Vermögens, das der Betroffene für die Ko-
sten der Vormundschaft oder Betreuung selbst auf-
bringen muß, ermöglicht es dem Entwurf zugleich, 
erstmals auch den Begriff der Mittellosigkeit des 
Mündels oder Betreuten zu definieren. Der Begriff 
soll schon im geltenden Recht die Voraussetzungen 
bestimmen, unter denen der Vormund oder Betreuer 
seine Ansprüche von der Staatskasse erfüllt be-
kommt (§ 1835 Abs. 4 Satz 1, § 1836 Abs. 2 Satz 4, 
§ 1836 a Satz 4 BGB). Mangels näherer Konkretisie-
rung des Begriffs bleiben diese Voraussetzungen 
nach geltendem Recht jedoch unscharf. Der Entwurf 
sieht deshalb eine Definition der Mittellosigkeit vor, 
die erstmals eindeutig bestimmt, wann die Staats-
kasse (nach § 1835 Abs. 4 Satz 1 BGB, § 1835 a 
Satz 4 und § 1836 a Abs. 1 BGB-E) für die an sich 

vom Mündel oder Betreuten zu erstattenden Auf-
wendungen des Vormundes oder Betreuers und des-
sen an sich vom Mündel oder Betreuten zu zahlende 
Vergütung aufkommen muß: Nach dem Vorschlag 
des Entwurfs gilt ein Betroffener immer dann als mit-
tellos, wenn er die dem Vormund oder Betreuer zu er-
stattenden Aufwendungen oder die ihm zu zahlende 
Vergütung - einschließlich der hierauf zu leistenden 
Abschläge, Vorschüsse und Pauschalzahlungen mit 
dem von ihm einzusetzenden Einkommen und Ver-
mögen nicht in einem Betrag begleichen kann. Der 
Vormund oder Betreuer wird bei teilweiser Lei-
stungsfähigkeit des Mündels oder Betreuten also 
nicht darauf verwiesen, seinen Aufwendungsersatz-
oder Vergütungsanspruch -mit im einzelnen unge
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wissen Erfolgsaussichten - teilweise gegen den Be-
troffenen und teilweise gegen die Staatskasse gel-
tend zu machen; er kann vielmehr für den gesamten 
Aufwendungsersatz- oder Vergütungsanspruch die 
Staatskasse in Anspruch nehmen, wenn das vom 
Mündel oder Betreuer einzusetzende Einkommen 
und Vermögen zur Befriedigung des gesamten An-
spruchs nicht ausreicht. Gegen ein mißbräuchliches 
„Auflaufenlassen" der Aufwendungsersatz- oder 
Vergütungsschuld wird die Staatskasse dabei durch 
Ausschlußfristen geschützt, die dem Vormund über-
schaubare Abrechnungszeiträume eröffnen, ohne die 
Staatskasse mit allzu kurzfristigen Abrechnungs-
wünschen zu überlasten. 

Der Entwurf stellt dabei zugleich klar, daß für den da-
nach mittellosen Betroffenen erbrachte Leistungen 
der Staatskasse lediglich Vorschußcharakter haben. 
Er eröffnet der Staatskasse deshalb - ebenfalls erst-
mals - die Möglichkeit, wegen der aus der Staatskasse 
an  den Vormund oder Betreuer erbrachten Leistungen 
gegen den Mündel oder Betreuten - im Rahmen 
seines einzusetzenden Einkommens und Vermögens - 
sowie nach dem Tode des Betroffenen gegen dessen 
Erben - im Rahmen des vorhandenen Nachlasses - 
Rückgriff zu nehmen. Dieser neu eröffnete Rückgriff 
gleicht nicht nur Leistungen der Staatskasse aus, zu 
deren Erbringung das vom Betroffenen einzusetzende 
Einkommen und Vermögen (nur) teilweise ausge-
reicht hätte. Er schafft zugleich eindeutige Rechts-
grundlagen für die Inanspruchnahme der Erben und 
solcher Vermögenswerte des Mündels oder Betreuten, 
die erst nach Erbringung der staatlichen Vorleistung 
bekannt werden oder dem Betroffenen zufließen. 

Die Handhabung der Einstandspflicht der Staats-
kasse sowie ihres Regreßanspruches gegen den 
Mündel oder Betreuten wird vom Entwurf dabei 
durch die Möglichkeit der Gerichte erleichtert, zu

-

gunsten des Betroffenen Mittellosigkeit anzunehmen 
bzw. vom Regreß in dessen laufendes Einkommen 
abzusehen, wenn die Voraussetzungen hierfür nach 
freier Überzeugung des Gerichts vorliegen. Damit 
trägt der Entwurf einem Anliegen der Pra xis Rech-
nung, die nachdrücklich darauf hingewiesen hat, 
daß es wesentlich ökonomischer sei, im Zweifel klei-
nere Nachteile für die Staatskasse in Kauf zu nehmen 
als eine detaillierte Prüfung auch dort  anzustellen, 
wo abzusehen sei, daß der damit verbundene Auf-
wand in keinem angemessenen Verhältnis zu dem 
realisierbaren Ertrag stünde. 
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d) Zulassungsbeschwerde 

Das geltende Recht eröffnet gegen die amtsgerichtli-
che Festsetzung von Aufwendungsersatz und Vergü-
tung für den Vormund oder Betreuer eines mittello-
sen Betroffenen allem die Beschwerde an das Land-
gericht; dies hat eine „Zersplitterung" der Rechtspre-
chung begünstigt und deshalb vielfach Kritik ausge-
löst (vgl. oben unter A.I.2.c). Der Entwurf sucht die 
wünschenswerte Rechtsvereinheitlichung primär 
durch Präzisierung des materiellen Rechts zu errei-
chen, die für unterschiedliche Auslegungen nur noch 
geringen Spielraum läßt. Infolgedessen wird das Be-
dürfnis nach obergerichtlicher Rechtsvereinheitli-
chung abnehmen. Gleichwohl trägt der Entwurf den 
insoweit erhobenen Forderungen Rechnung: Künftig 
soll generell auch die weitere Beschwerde als sofor-
tige Beschwerde statthaft sein, wenn das Beschwer-
degericht sie wegen der g rundsätzlichen Bedeutung 
der zur Entscheidung stehenden Frage zuläßt. Die 
schon durch die Änderungen des materiellen Rechts 
angestrebte Vereinheitlichung der Judikatur wird 
dadurch zusätzlich abgesichert. Diese Erweiterung 
des Rechtszuges geht mit einer Einschränkung in 
all  den Fällen einher, in denen der Vormund oder 
Betreuer seine Ansprüche gegen den vermögenden 
Betroffenen verfolgt: Auch hier ist künftig als weitere 
sofortige Beschwerde (nur) die Zulassungsbeschwer-
de eröffnet, während das geltende Recht noch die 
weitere Beschwerde ohne das Erfordernis der Zulas-
sung vorsieht. Infolge dieser „Kompensation" führt 
die Regelung des Entwurfs insgesamt nicht zu Mehr-
aufwand bei der Justiz; sie vereinheitlicht zudem in 
wünschenswerter Weise den bislang für vermögende 
und mittellose Betroffene unterschiedlichen Rechts-
zug. 

B. Zur Änderung 
der verfahrensrechtlichen Regelungen 

für Betreuungs- und Unterbringungssachen 

I. Allgemeines 

Die Erfahrungen der Praxis mit den Verfahrensrege-
lungen des am 1. Januar 1992 in Kraft ge tretenen Be-
treuungsgesetzes (BtG) lassen im Interesse der Betei

-

ligten und der Rechtspflege die Änderung einzelner 
Bestimmungen angezeigt erscheinen. Dabei handelt 
es sich zum einen um Vorschriften „technischer" A rt 

 (z. B. über den Zeitpunkt des Wirksamwerdens ge-
wisser Entscheidungen oder eine Frist zur Überprü -
fung eines bestimmten Tatbestandsmerkmals). Zum 
anderen geht es um Regelungen, die durch die 
zwingende Anordnung von Verfahrenshandlungen 
(Anhörungen, Bestellung eines Verfahrenspflegers) 
selbst in Fällen, in denen hierfür auch aus der Sicht 
der Betroffenen ein Bedürfnis nicht besteht, den Ver-
fahrensaufwand auf Kosten knapper Ressourcen der 
Rechtspflege erhöhen und zugleich die Beteiligten 
- und dabei die Betroffenen selbst auch kostenmä-
ßig - belasten. Den in der Pra xis aufgetretenen Pro-
blemen begegnet der Entwurf mit der behutsamen 
Korrektur einiger Verfahrensbestimmungen, ohne 
hierdurch den Wesensgehalt der mit dem Betreu-
ungsgesetz angestrebten Reformziele oder den Ke rn 

 der gesetzlichen Verfahrensgarantien anzutasten. 

II. Im einzelnen sieht der Entwurf vor: 

- Von der. Bestellung eines Verfahrenspflegers nach 
§ 67 FGG für erkennbar unansprechbare Betrof-
fene soll ausnahmsweise dann abgesehen werden 
können, wenn ein Interesse des Be troffenen hieran 
offensichtlich nicht besteht; die Nichtbestellung ist 
aber zu begründen. 

- Von der Anhörung von Angehörigen vor Betreu-
ungsentscheidungen (§ 68 a FGG) soll abgesehen 
werden können, wenn diese zu erheblichen Verzö-
gerungen führen würde. 

- Die schwer handhabbaren Vorschriften in §§ 69 a 
Abs. 3, 70 g Abs. 3 FGG über das Wirksamwerden 
von Eilentscheidungen in Betreuungs- und Unter-
bringungsverfahren („Übergabe an die Geschäfts-
stelle" auch zur Nachtzeit) sollen dahingehend ge-
ändert werden, daß auch die Bekanntmachung an 
den Betroffenen oder einen Dritten zum Zweck des 
Vollzugs der Entscheidung die Wirksamkeit her-
beiführt. 

- Die zweijährige Überprüfungsfrist in § 69 c Abs. 1 
FGG dafür, ob eine Vereins- bzw. Behördenbe-
treuung auf eine natürliche Person übertragen wer-
den kann, soll entfallen. 

- Für ärztliche Begutachtungen vor der Genehmi-
gung der Einwilligung des Betreuers in einen 
gefährlichen Heileingriff (§ 1904 BGB) soll nach 
§ 69 d Abs. 2 FGG in Ausnahmefällen der ausfüh-
rende Arzt das Gutachten erstatten können. 

- Statt der nachträglichen persönlichen Anhörung 
des Verfahrenspflegers nach Eilentscheidungen 
(§ 69 f Abs. 1 FGG) soll jede Form der Gewährung 
rechtlichen Gehörs ausreichend sein. 

- Durch eine Änderung des § 69 g Abs. 5 FGG soll 
bei persönlichen Anhörungen ein größerer Spiel-
raum für den Einsatz des beauftragten Richters in 
der Beschwerdeinstanz geschaffen werden. 

- Die persönliche Anhörung des Betroffenen und die 
Erholung eines Sachverständigengutachtens bei 
Folgeentscheidungen nach § 69 i Abs. 1 FGG 
sollen entbehrlich sein, wenn die entsprechenden 
Verfahrenshandlungen nicht länger als sechs Mo-
nate zurückliegen. 

- Die persönliche Anhörung des Betroffenen bei 
einem Betreuerwechsel (§ 69 i Abs. 8 FGG) soll 
dann entfallen können, wenn der Betroffene sein 
Einverständnis mit dem neuen Be treuer erklärt. 

- Für öffentlich-rechtliche Unterbringungen nach 
den entsprechenden Landesgesetzen soll dann, 
wenn sich der Betroffene bereits in einer Einrich-
tung zur freiheitsentziehenden Unterbringung be-
findet, das Gericht zuständig sein, in dessen Be-
reich die Einrichtung liegt (§ 70 Abs. 5 FGG). 

C. Zur Änderung weiterer Vorschriften 
des materiellen Vormundschafts- 

und Betreuungsrechts 

Der Entwurf umfaßt neben den Vergütungs- und Ver-
fahrensregeln weitere Vorschläge zum Vormund-
schafts- und Betreuungsrecht. 
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Das Betreuungsgesetz hatte sich darauf beschränkt, 
die Entmündigung, die Vormundschaft für Volljäh-
rige sowie die Gebrechlichkeitspflegschaft zu refor-
mieren. Der Bundesrat hatte deshalb in seiner Stel-
lungnahme zum Regierungsentwurf eines Betreu-
ungsgesetzes darauf hingewiesen, daß eine „Reform 
des Rechts der Vormundschaft und Pflegschaft über 
Minderjährige noch aussteht" (Drucksache 11/4528 
S. 203). Der Änderungsbedarf auf diesem Gebiet 
darf, wie eine von den Landesjustizverwaltungen 
durchgeführte Befragung der forensischen Praxis ge-
zeigt hat, jedoch nicht überschätzt werden. 

So wird namentlich der - etwa vom 59. Deutschen 
Juristentag (1992) empfohlenen - Normierung eines 
subjektiven Rechts „jedes betroffene(n) Kind(es) .. . 
auf eine persönliche Bezugsperson (Vormund)" wi-
derraten: Die Präsenz einer persönlichen Bezugsper-
son wird zwar allgemein als für eine verantwortungs-
volle Erziehung und sinnvolle Förderung des  Min-
derjährigen wünschenswert angesehen. Der grund-
sätzliche Vorrang des Einzelvormundes ist jedoch 
bereits im geltenden Recht (§ 1779 Abs. 2, § 1791a, 
§ 1791 b BGB) formuliert; er wird auch in der Praxis 
befolgt. Ein darüber hinausgehender Anspruch des 
Minderjährigen auf persönliche Vormundschaft 
bricht sich zum einen an der Schwierigkeit, für alle 
Fälle Privatpersonen zu finden, die zur Übernahme 
einer Vormundschaft bereit und in der Lage sind. 
Zum anderen nimmt ein solcher genereller Anspruch 
nicht hinreichend auf die Vorzüge Bedacht, welche 
die Autorität des - zum Vormund bestellten - Jugend-
amtes in schwierigen sozialen Verhältnissen mit sich 
bringen kann. 

Der Entwurf beschränkt sich deshalb auf Randkor-
rekturen des Rechts der Vormundschaft über Minder-
jährige: So soll die Möglichkeit, Ehegatten gemein-
sam zu Vormündern zu bestimmen, erweitert werden 
(§ 1775 BGB-E). Bei der Beste llung zum Vormund soll 
der Vorrang auch des hypothetischen Elternwillens 
klargestellt und - vorbehaltlich einer früheren Ver-
abschiedung des Kindschaftsrechtsreformgesetzent-
wurfes (KindRG-E) - die Benachteiligung des Vaters 
und der väterlichen Verwandten sowie deren Ehe-
gatten bei der Auswahl als Vormund eines nicht-
ehelichen Kindes besei tigt werden (§ 1779 Abs. 2 
BGB-E). Das Verhältnis zwischen dem Vormund und 
seinem Mündel soll, wenn das Mündel im Haushalt 
des Vormundes lebt, stärker dem Eltern-Kind-Ver-
hältnis angeglichen werden (§ 1793 BGB-E). Außer-
dem soll der Vormund von den umfänglichen Ver-
pflichtungen, die das geltende Recht für die Verwal-
tung von Mündelvermögen statuiert, Befreiung er-
langen können, wenn der Umfang der Vermögens-
verwaltung dies rechtfertigt und eine Gefährdung 
des Mündelvermögens nicht zu besorgen ist (§ 1817 
BGB-E). Mit diesen Vorschlägen soll das Verhältnis 
des Vormundes zum Minderjährigen stärker als bis-
her personalisiert und die Bereitschaft von Privat-
personen, Vormundschaften über Minderjährige zu 
übernehmen, gefördert werden, ohne damit die Siche-
rungen, die das bisherige Recht für das Mündel be-
reithält, zu mindern. Schließlich soll durch Präzisie-
rung des geltenden § 1836 a BGB (§ 1835 a BGB-E) 
die derzeit streitige Frage, innerhalb welcher Frist 

die Aufwandspauschale gegenüber der Staatskasse 
geltend gemacht werden muß, geklärt und - auch 
mit Wirkung für das Betreuungsrecht (vgl. § 1908 i 
Abs. 1 Satz 1 BGB) - eine Handhabung festgeschrie-
ben  werden, die dem berechtigten Interesse der inso-
weit allein anspruchsberechtigten ehrenamtlich Täti-
gen Rechnung trägt. 

Die eigenständige Bedeutung, die das Betreuungs-
recht gegenüber dem Recht der Vormundschaft für 
Minderjährige in Anspruch nimmt, soll künftig be-
reits in der Überschrift des Dritten Abschnitts ver-
deutlicht werden. Außerdem sollen die Sicherungen, 
mit denen das geltende Recht den Betreuten vor 
einer Verstrickung des Betreuers in Interessenkolli-
sionen sowie vor Einwilligungen des Betreuers in 
ärztliche Maßnahmen oder Unterbringungen schützt, 
künftig auch im Rahmen einer Vorsorgevollmacht, 
die der Betroffene einem Dritten erteilt hat, Anwen
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dung finden (§ 1896 Abs. 2 Satz 2, § 1904 Abs. 2, 
§  1906 Abs. 5 BGB-E). Damit soll der Schutz des Be-
troffenen verbessert und die Vorsorgevollmacht als 
ein der Betreuung gleichwertiges und zudem ein vor-
angehendes gerichtliches Verfahren ersparendes 
Rechtsinstitut gestärkt werden. 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

I. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Mit den vorgeschlagenen Neuregelungen des Ver-
gütungsrechts (vgl. oben unter A.) wird die bisherige 
Rechtslage präzisiert. Mehrkosten für den Bund ent-
stehen daraus nicht. Für die Justizhaushalte der Län-
der sind Vergütungsregelungen im Vormundschafts-
und Betreuungsrecht zwar an sich kostenwirksam, 
da sich der Vergütungsanspruch eines Berufsvor-
mundes oder Berufsbetreuers bei Mittellosigkeit des 
Mündels oder Betreuten gegen die Staatskasse rich-
tet. Gleichwohl sind von den - nach dem Vorschlag 
des  Entwurfs - vereinfachten und präzisierten Ver-
gütungsregelungen auch insoweit Mehrkosten nicht 
zu erwarten. 

1. Die Kriterien, die der Entwurf für die Vergütung 
von Vormündern oder Betreue rn  für maßgebend 
erklärt, entsprechen dem geltenden Recht. Das gilt 
auch für Berufsvormünder oder -betreuer, deren 
Vergütung sich schon bislang an der Qualifikation 
des Vormundes oder Betreuers sowie an Umfang 
und Schwierigkeit der Vormundschaft oder Be-
treuung orientiert. 

2. Für die Belastung des Justizfiskus sind insbeson-
dere die vom Entwurf festgelegten Vergütungs-
sätze bedeutsam. Der Entwurf hält sich insoweit 
auf einer behutsam-mittleren Linie, die Unter-
schreitungen des für die angemessene Wi rt

-schaftsführung von Berufsvormündern, Berufs-
betreuern oder Betreuungsvereinen notwendigen 
Vergütungssatzes ebenso vermeidet wie unange-
messen hohe Vergütungen, die sich an  den aus 
einer anderweitigen beruflichen Tätigkeit des Vor-
mundes oder Betreuers zu erzielenden Einnahmen 
orientieren und die Staatskasse sachwidrig be-
lasten. 
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3. Soweit danach überhaupt Mehrkosten für den Ju-
stizfiskus nicht bereits verläßlich ausgeschlossen 
erscheinen, stehen ihnen jedenfalls deutliche Ein
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sparungen gegenüber, die von der vorgeschla-
genen Vereinfachung und Präzisierung der Ver-
gütungsregelungen zu erwarten sind und die 
Kostenentwicklung namentlich im Betreuungs-
wesen - auch längerfristig - begrenzen sollen: 

So wird klargestellt, daß der Betreuer die Angele-
genheiten des Betreuten „rechtlich" zu besorgen 
hat. Der Anspruch auf persönliche Betreuung des 
Betreuten bleibt von dieser Klarstellung unbe-
rührt; allerdings wird verdeutlicht, daß faktische 
Hilfeleistungen, die zur Rechtsfürsorge für den Be-
treuten in keinem erkennbaren Zusammenhang 
stehen, nicht zu der - bei Mittellosigkeit des Be-
treuten: von der Staatskasse - zu vergütenden 
Amtstätigkeit des Betreuers gehören. 

Die Vergütungsrahmen des geltenden Rechts wer-
den durch - differenzierte - Festbeträge ersetzt; 
die Differenzierungen orientieren sich an den 
leicht festzustellenden, weil typisierten Fach-
kenntnissen des Vormundes oder Betreuers. Die 
Notwendigkeit, die vom Vormund oder Betreuer 
auf die Vormundschaft oder Betreuung verwandte 
Zeit zu dokumentieren und gerichtlich zu überprü-
fen, wird durch die Möglichkeit einer Vergütungs-
pauschale zurückgedrängt. Unabhängig von einer 
solchen Pauschalierung wird dem Gericht die 
Möglichkeit eröffnet, den bei sachgerechter Amts-
ausübung angemessenen Zeitaufwand des Vor-
mundes oder Betreuers von vornherein zu begren-
zen; nicht genehmigte Überschreitungen des Zeit-
limits bleiben vergütungsfrei. Durch die Bünde-
lung dieser Maßnahmen werden Vergütungsstreit

-

verfahren weitgehend entbehrlich und damit die 
Justiz - wenn auch der Höhe nach nicht im einzel-
nen quantifizierbar - kostensparend entlastet. 

Die einheitliche Anwendung der präzisierten Ver-
gütungsvorschriften gewährleistet Berufsbetreuern 
und Betreuungsvereinen eine sichere Kalkula-
tionsgrundlage; sie begegnet zugleich der Gefahr, 
daß die Judikatur - in Ermangelung übernahme-
williger Berufsbetreuer und funktionsfähiger Be-
treuungsvereine - zunehmend die Mitarbeiter der 
Betreuungsbehörde oder - notfalls - die Betreu-
ungsbehörde selbst zu Betreuern beste llt und da-
mit auf andere Weise den Staatshaushalt belastet. 

Zusätzliche Entlastungen der Staatskasse können 
sich daraus ergeben, daß der Entwurf die Mittello-
sigkeit als Voraussetzung für ihre Inanspruchnah-
me erstmals - in Anlehnung an  das Recht der  So-
zialhilfe - definiert. Dadurch werden nicht nur 
auch hinsichtlich dieser Frage weitere gerichtliche 
Auseinandersetzungen vermieden, sondern es 
wird auch festgelegt, daß der Staat durch die 
Übernahme von Vormundschafts- oder Betreu-
ungskosten letztlich eine Sozialleistung an  die Be-
troffenen erbringt, deren Einkommen und Vermö-
gen damit in entsprechender Weise heranzuziehen 
ist. Bestrebungen, den Be troffenen auf Kosten der 
Allgemeinheit jede Einschränkung ihrer Lebens-
führung zu ersparen und etwa ein Vermögen bis 
zum Umfang von 50 000 DM nicht zur Bestreitung 

der Kosten von Vormundschaft und Betreuung 
heranzuziehen, wird mit dem Entwurf die Grund-
lage entzogen. Zudem stellt der Entwurf klar, daß 
staatliche Leistungen grundsätzlich nur Vorschuß

-

charakter haben. Er schafft die erforderlichen 
Grundlagen zur regreßweisen Inanspruchnahme 
auch der Betroffenen, die nur Teilleistungen er-
bringen können und deshalb vielfach als mittellos 
angesehen werden oder die erst nach Übernahme 
der Kosten durch die Staatskasse Vermögenswerte 
erwerben. Außerdem stellt er die Haftung der Er-
ben mit dem vorhandenen Nachlaß klar; dies wird 
namentlich in Fällen praktisch, in denen der Mün-
del oder Betreute durch sozialrechtliche Verscho-
nungen begünstigt wurde, die seinen Erben nicht 
zugute kommen. Der Entwurf erleichtert schließ-
lich die Handhabung dieser Regelungen, indem er 
den Gerichten eine arbeitsaufwendige Detailprü-
fung in all den Fällen erspart, in denen der damit 
verbundene Arbeitsaufwand außer Verhältnis zu 
den für die Staatskasse erzielbaren Vorteilen steht; 
der Entwurf trägt damit einem nachdrücklich 
vorgetragenen Anliegen der gerichtlichen Pra xis 
Rechnung. 

II. Vollzugsaufwand 

Die vorgeschlagene Straffung des Verfahrensrechts 
(oben unter B.) wirkt dem Kostenanstieg im Betreu-
ungsrecht entgegen. Auch die Änderungen im Recht 
der Vormundschaft über Minderjährige und die son-
stigen Änderungen des Betreuungsrechts (oben un-
ter C.) führen zu keiner finanziellen Mehrbelastung: 
Der Vorschlag, Vormünder in weitergehendem Um-
fang als bisher von einer kontinuierlichen Kontrolle 
durch das Vormundschaftsgericht freistellen zu kön-
nen, entlastet nicht nur die Vormünder, sondern auch 
die Vormundschaftsgerichte. Der beabsichtigte ver-
besserte Schutz gegen einen Mißbrauch von Vor-
sorgevollmachten effektiviert dieses Rechtsinstitut 
und vermindert damit das Bedürfnis nach kosten-
intensiven Betreuungen. 

E. Sonstige Kosten 

Außerhalb der öffentlichen Haushalte wird der Ent-
wurf nicht kostenwirksam; dies gilt insbesondere für 
die Bereiche der sozialen Sicherungssysteme und der 
Wirtschaft. 

Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) 

Zu den Nummern 1 und 2 (Überschriften vor § 1773) 

Das am 1. Januar 1992 in Kraft getretene Betreuungs-
gesetz vom 12. September 1990 (BGBl. I, 2002) hat die 
Vormundschaft über Volljährige durch das Rechtsin-
stitut der Betreuung ersetzt und so dem Zweiten Titel 
des Dritten Abschnitts des Vierten Buches des Bürger-
lichen Gesetzbuchs einen neuen Inhalt gegeben. Die 
Änderungen der Überschriften des Dritten Abschnitts 
sowie seines Ersten Titels tragen der Tatsache Rech-
nung, daß eine Vormundschaft nach geltendem Recht 
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nur eine Vormundschaft über Minderjährige sein 
kann und die Betreuung nicht mitumfaßt. 

Zu Nummer 3 (§ 1775) 

Nach geltendem Recht können Ehegatten nur dann 
zu Mitvormündern bestellt werden, wenn „besonde-
re Gründe" für die Beste llung mehrerer Vormünder 
vorliegen. Der Entwurf geht davon aus, daß eine 
gemeinsame Vormundschaft von Ehegatten in be-
sonderem Maße geeignet ist, den personalen Bezug 
zwischen Vormund und Mündel zu verdeutlichen 
und damit die Vormundschaft dem Eltern-Kind-Ver-
hältnis anzunähern. Eine solche rechtliche Annähe-
rung wird namentlich in Fällen ratsam erscheinen, in 
denen das Kind in den Haushalt der Ehegatten auf-
genommen ist. Aber auch dort , wo ein Mündel nicht 
bei den Ehegatten lebt, kann sich die gemeinsame 
Verantwortung der Ehegatten als für die Integration 
des Mündels vorteilhaft erweisen. Satz 1 stellt des-
halb die Möglichkeit, die Ehegatten gemeinsam zu 
Vormündern zu bestellen, in das Ermessen des Ge-
richts, ohne dieses Ermessen an  besondere Voraus-
setzungen zu binden. Satz 2 entspricht der geltenden 
Fassung der Vorschrift, die lediglich redaktionell an

-gepaßt ist. 

Zu Nummer 4 (§ 1779) 

Die Auswahl des Vormundes hat sich am Wohl des 
Kindes zu orientieren. Über die Reihenfolge der da- 
bei zu beachtenden Kriterien bestehen Meinungs-
verschiedenheiten (vgl. etwa Palandt-Diederichsen, 
54. Aufl., § 1779 Rdnr. 7 ff.; Erman-Holzhauer, 
9. Aufl., § 1779 Rdnr. 2; MünchKomm-Schwab, 
3. Aufl., § 1779 Rdnr. 4 ff., insbesondere 12). Der Ent-
wurf will die Auswahlkriterien ergänzen und zu-
gleich in ihrer Bedeutung zueinander klarstellen. 

Der neue Satz 2 gibt Kriterien für die Auswahl unter 
mehreren als Vormund geeigneten Personen vor. Da-
mit wird der Vorrang des unverändert  gebliebenen 
Satzes 1 verdeutlicht und sichergestellt, daß nur eine 
solche Person zum Vormund bestellt werden darf, die 
über die in Satz 1 näher beschriebene Eignung ver-
fügt. Innerhalb dieses rechtlichen Rahmens steht die 
Auswahl des Vormundes im Ermessen des Vormund-
schaftsgerichts, das an die im neuen Satz 2 aufge-
führten Auswahlkriterien gebunden ist. Wie schon 
nach geltendem Recht soll auch künftig der durch 
Verwandtschaft oder Schwägerschaft begründeten 
Nähe zum Mündel Rechnung getragen sowie auf das 
religiöse Bekenntnis des Mündels Bedacht genom-
men werden; allerdings wird der von der wohl über-
wiegenden Meinung befürworteten Gewichtung bei-
der Kriterien (kritisch MünchKomm-Schwab, § 1779 
Rdnr. 12 und Fußnote 23) durch eine Umstellung der 
Reihenfolge Rechnung getragen. 

Da der erklärte Elternwille das Vormundschaftsge-
richt bei der Auswahl des Vormundes grundsätzlich 
bindet (vgl. §§ 1775 ff. BGB), stellt der neue Satz 2 
zugleich klar, daß auch dem mutmaßlichen Willen 
der Eltern für die Auswahlentscheidung des Vor-
mundschaftsgerichts zentrale Bedeutung zukommt. 
Damit wird der Auswahlspielraum des Vormund-
schaftsgerichts erweitert und beispielsweise ermög

-

licht, daß familiennahe Freunde auch dann zum Vor-
mund bestellt werden können, wenn Verwandte oder 
Verschwägerte, die dem Mündel persönlich ferner 
stehen, zur Übernahme der Vormundschaft bereit 
und in der Lage sind. Mit der so bewirkten Flexibili-
sierung der Auswahlkriterien wird bereits im Zusam-
menhang mit der Vormundbestellung der personale 
Bezug des Vormundsamtes verdeutlicht und die Ver-
wirklichung des Kindeswohls effektiviert. 

Der geltende Absatz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz nimmt 
den Vater sowie dessen Verwandte und deren Ehe-
gatten von dem grundsätzlichen Vorrang der Ange-
hörigen bei der Beste llung zum Vormund aus, wenn 
der Mündel nichtehelich ist. Gründe, die es rechtfer-
tigen könnten, den Vater, seine Verwandten oder de-
ren Ehegatten in dieser Weise bei der Auswahl eines 
Vormundes für das nichteheliche Kind gegenüber 
den mütterlichen Verwandten generell zu benachtei-
ligen, sind heute nicht mehr ersichtlich. Nach dem 
(Regierungs-)Entwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Kindschaftsrechts soll die Unterscheidung zwischen 
ehelicher und nichtehelicher Geburt zudem grund-
sätzlich entfallen. Der vorliegende Entwurf zieht 
hieraus die Konsequenz und empfiehlt, die das nicht-
eheliche Kind betreffende Sonderregelung des Sat-
zes 3 zweiter Halbsatz zu streichen. Da der Rege-
lungsgehalt des Satzes 3 erster Halbsatz im neuen 
Satz 2 aufgegangen ist, wird Satz 3 damit insgesamt 
entbehrlich. 

Zu Nummer 5 (§ 1793) 

Der dem § 1793 BGB neu anzufügende Satz 3 sieht 
vor, die gegenseitige Pflicht zu Beistand und Rück-
sichtnahme (§ 1618 a BGB), die Pflicht des Kindes 
zur Mitwirkung in Hausstand oder Geschäft (§ 1619 
BGB) sowie die Beschränkung der Haftung auf die 
Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (§ 1664 BGB), 
die für das Eltern-Kind-Verhältnis gelten, auf das 
Verhältnis des Vormundes zu seinem Mündel zu 
erstrecken, wenn der Mündel im Haushalt des Vor-
mundes lebt. Damit soll der in diesen Fä llen eltern-
ähnlichen Stellung des Vormundes Rechnung getra-
gen und auch insoweit der personale Bezug des Vor-
mundsamtes stärker verdeutlicht werden. 

Zu Nummer 6 (§ 1817) 

Die detaillierten Anlagevorschriften der §§ 1806 ff. 
sollen nicht nur den Mündel vor Schäden aufgrund 
einer mangelhaften Vermögensverwaltung durch 
den Vormund bewahren. Sie wollen auch dem Vor-
mund selbst verläßliche Handlungsanweisungen an 
die Hand geben und ihn damit vor Schadensersatz-
ansprüchen seines Mündels schützen. Die Vorschrif-
ten werden, wie die Stellungnahmen aus der foren-
sischen Praxis zeigen, dieser Funktion grundsätzlich 
gerecht. Der Entwurf empfiehlt deshalb nicht, die Be-
schränkungen, welche die §§ 1806 ff. für die Vermö-
gensverwaltung des Mündels begründen, durch eine 
Generalklausel, wie sie § 1642 für die elterliche Ver-
mögenssorge kennt, zu ersetzen. Der neu in § 1817 
eingefügte Absatz 1 ermöglicht es jedoch, den Vor-
mund von den Anlagebeschränkungen der §§ 1806 ff. 
zu befreien, wenn er dies beantragt, der Umfang der 
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Vermögensverwaltung eine solche Befreiung recht-
fertigt und eine Gefährdung des Mündelvermögens 
von der Befreiung nicht zu besorgen ist. Der Umfang 
der Vermögensverwaltung soll eine Befreiung im 
Regelfall dann rechtfertigen, wenn das Mündel-
vermögen ohne Berücksichtigung von Grundbesitz 
10 000,- DM nicht übersteigt. Mit dieser Befreiungs-
möglichkeit soll die Führung von Vormundschaften 
erleichtert, die Bereitschaft zur Übernahme des Vor-
mundsamtes gefördert und - durch eine stärkere An-
näherung der für die Vermögenssorge von Vormün-
dern und Eltern geltenden Regelungen - der perso-
nale Charakter des Vormundsamtes in den Vorder-
grund gerückt werden. Die bisherige, an „besondere 
Gründe" gebundene Befreiungsmöglichkeit des gel-
tenden § 1817 bleibt unberührt; sie findet in einen 
neuen Absatz 2 Eingang. 

Zu Nummer 7 (§ 1835) 

Für seine Aufwendungen kann der Vormund Vor-
schuß und Ersatz beanspruchen. Dieser Anspruch 
richtet sich grundsätz lich gegen den Mündel; ist die-
ser mittellos, kann der Vormund Vorschuß und Ersatz 
aus der Staatskasse verlangen. Der Entwurf regelt 
erstmals, in welchem Umfang Fahrtkostenersatz ver-
langt werden kann. Er präzisiert und erweitert die 
geltende Regelung über das Erlöschen des Ersatzan-
spruchs des Vormundes. Er schafft darüber hinaus 
eindeutige verfahrensrechtliche Vorschriften über 
die Inanspruchnahme der Staatskasse und stellt 
schließlich klar, inwieweit Jugendamt und Verein Er-
satz verlangen können. 

Der geltende § 1835 Abs. 4 Satz 2 BGB nimmt „die 
Vorschriften über das Verfahren bei der Entschädi-
gung von Zeugen hinsichtlich ihrer baren Ausla-
gen" in Bezug. Die Regelung erfaßt nur Ansprüche 
gegen die Staatskasse. Sie ist zum Teil dahingehend 
(miß-)verstanden worden, es seien auch Vorschriften 
des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen in Bezug genommen, die - mate-
rielle - Regelungen über die Höhe der erstattungsfä-
higen Aufwendungen treffen. Darüber hinaus ist um-
stritten, ob und wie die verfahrensrechtlichen Rege-
lungen der §§ 15 und 16 des Gesetzes über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständigen - ins-
besondere der § 15 Abs. 2 dieses Gesetzes über das 
Erlöschen des Anspruchsbei nicht rechtzeitiger Gel-
tendmachung - „sinngemäß" auf Vormundschafts-
und Betreuungssachen anwendbar sind. Der Entwurf 
streicht deshalb die bisherige unscharfe Verweisung 
und ersetzt sie durch gesonderte Regelungen zum 
Fahrtkostenersatz, zum Erlöschen des Ersatzan-
spruchs und zum anzuwendenden Verfahrensrecht. 

Der dem Absatz 1 Satz 1 neu angefügte Halbsatz be-
stimmt, daß der Vormund für seine Fahrtkosten in 
entsprechender Anwendung von § 9 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen Ersatz verlangen kann. Der Entwurf gibt 
damit den Gerichten in dieser bislang umstrittenen 
Frage einen klaren Entscheidungsmaßstab, der un-
abhängig davon anzuwenden ist, ob der Aufwen-
dungsersatz vom Mündel oder - bei dessen Mittel-
losigkeit - aus der Staatskasse zu leisten ist. Die Ent-
scheidung für eine Anknüpfung an die Fahrtkosten

-

erstattung des Sachverständigen trägt der Tatsache 
Rechnung, daß der dem Zeugen insoweit gewährte 
- geringere - Ersatz  nur die  Betriebskosten  und die 
Abnutzung des Kfz abgilt, während dem Sachver-
ständigen darüber hinaus auch Anschaffungs- und 
Unterhaltungskosten ersetzt werden (vgl. § 9 Abs. 3 
ZuSEG). Da der Vormund anders als ein Zeuge nicht 
nur zu einzelnen Terminen herangezogen wird, son-
dern zur Wahrnehmung der Vormundschaft über 
einen längeren Zeitraum verpflichtet ist, verhindert 
nur ein Anspruch auf Ausgleich der vollen PKW-Ko-
sten wie bei einem Sachverständigen, daß der Vor-
mund auf Dauer unzumutbare finanzielle Einbußen 
erleidet. 

Der Absatz 1 neu angefügte Satz 3 enthält die neu 
geschaffene Erlöschensregelung, die die bislang un-
klare - und nur für Ansprüche gegen die Staatskasse 
geltende - Bezugnahme auf § 15 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen ablöst. Künftig erlöschen Ersatzansprüche 
(nunmehr auch gegenüber dem Mündel), wenn sie 
nicht binnen 15 Monaten gerichtlich geltend ge-
macht werden. Der gerichtlichen Geltendmachung 
gegenüber dem (bemittelten) Mündel steht nach 
Satz 3 zweiter Halbsatz eine Geltendmachung ge-
genüber der Staatskasse (bei Mittellosigkeit des 
Mündels) gleich. Der ebenfa lls neue Satz 4 ermäch-
tigt das Vormundschaftsgericht, in entsprechender 
Anwendung von § 15 Abs. 3 Satz 1 bis 5 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen eine abweichende Frist zu bestimmen. Die 
Regelung gilt infolge ihrer Bezugnahme in § 1835 
Abs. 4 Satz 2 BGB-E auch für den wegen Mittellosig-
keit des Mündels gegen die Staatskasse gerichteten 
Ersatzanspruch und ist insoweit dem bisherigen 
Rechtszustand vergleichbar. 

Der Entwurf begründet damit eine generelle Oblie-
genheit des Vormundes zur fristgerechten Geltend-
machung des Anspruchs. Die vorgesehene Regelfrist 
von 15 Monaten ermöglicht dem Vormund eine ratio-
nelle Abrechnungspraxis und erspart damit ggf. auch 
dem Gericht den mit zu häufigen Abrechnungen ver-
bundenen hohen Arbeitsaufwand. Sofern die Frist im 
Einzelfall unangemessen erscheint, kann sie vom 
Vormundschaftsgericht - mit bindender Wirkung 
auch für das ggf. über Ansprüche nach § 1835 Abs. 1 
BGB entscheidende Prozeßgericht - verlängert oder 
verkürzt werden. § 15 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen 
mit seinen näheren Regelungen über die Mindest-
dauer der Frist und die Belehrung über die Folgen 
der Fristversäumung gilt sinngemäß. Satz 6 dieser 
Vorschrift wird dabei bewußt nicht mit in Bezug ge-
nommen, da der Entwurf die Erlöschensfrist als Aus-
schlußfrist versteht, bei deren Versäumung - auch für 
den Fall  vorheriger gerichtlicher Bestimmung - keine 
Wiedereinsetzung in den vorigen St and möglich ist. 
Bei der Entscheidung über eine abweichende Frist-
bestimmung wird das Vormundschaftsgericht den 
maßgeblichen Sinn der Regelung zu berücksichtigen 
haben: Sie beugt der Gefahr vor, daß der Vormund 
durch zu langes Zuwarten hohe Ansprüche „auflau-
fen" läßt, deren Erfüllung die Leistungsfähigkeit des 
Mündels übersteigt und die deshalb infolge von des- 
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sen Mittellosigkeit (vgl. § 1836 d BGB-E) aus der 
Staatskasse erfüllt werden müssen. 

Die Staatskassse muß künftig Ansprüche nicht mehr 
erfüllen, die mehr als - grundsätzlich - 15 Monate 
vor ihrer Geltendmachung beim Vormundschaftsge-
richt entstanden sind. Der Entwurf wirkt damit auf 
eine entsprechend zeitnahe Abrechnung und Gel-
tendmachung hin und vermeidet so die Inanspruch-
nahme der Staatskasse in allen Fä llen, in denen die 
Ersatzansprüche bei fristgerechter Geltendmachung 
aus dem (nach § 1836 c BGB-E) einzusetzenden Ein-
kommen und Vermögen des Mündels befriedigt  wer-
den können. 

Der Entwurf beugt dabei Versuchen vor, Ansprüche, 
die gegenüber der Staatskasse verfristet sind, gegen 
den Mündel - wenn auch nur in den Grenzen seiner 
Leistungsfähigkeit - weiterzuverfolgen. Soweit der 
Anspruch dem Mündel gegenüber nicht innerhalb 
derselben Frist realisie rt  oder notfalls vor dem Pro-
zeßgericht geltend gemacht wurde, ist er auch inso-
weit erloschen. Der Entwurf stellt damit einerseits 
sicher, daß die Erlöschenssanktion nicht - mittelbar - 
den  Mündel anstelle des säumigen Vormundes bela-
stet und trifft andererseits Vorsorge dagegen, daß die 
beabsichtigte Entlastung der Staatskasse unterlaufen 
werden kann: Bliebe der Mündel - wenn auch nur 
mit seinem einzusetzenden Einkommen und Vermö-
gen - zur Tilgung der gegenüber der Staatskasse 
bereits verfristeten Ansprüche des Vormundes ver-
pflichtet, könnte er möglicherweise später entstehen-
de Ersatzansprüche nicht oder nicht in vollem Um-
fang (zusätzlich) befriedigen,  zu deren Tilgung er 
ohne die gleichzeitige Inanspruchnahme für die frü-
heren Ansprüche in der Lage wäre. Infolge der so be-
gründeten Mittellosigkeit wäre für die neu entste-
henden Ansprüche damit im Ergebnis wiederum die 
Staatskasse einstandspffichtig. Die mit der Verfri-
stung  der früheren Ansprüche bezweckte Begünsti-
gung der Staatskasse würde so - mittelbar - verfehlt. 
Dies soll vermieden werden. 

Mit alledem wird die Stellung des Vormundes im 
Entwurf nicht sachwidrig verschlechtert. Ansprüche, 
deren Entstehung mehr als - grundsätzlich - 15 Mo-
nate zurückliegt, kann er zwar künftig - auch gegen-
über dem Mündel - nicht mehr geltend machen. Der 
Vormund kann diesen Verlust seiner Ansprüche aber 
unschwer vermeiden. Er wird sich innerhalb der Frist 
zunächst darum bemühen, seine Ansprüche aus dem 
einsetzbaren Einkommen oder Vermögen des Mün-
dels erfüllt zu bekommen. Stellt sich dabei die Mittel-
losigkeit des Mündels heraus, ist der Anspruch ge-
genüber der Staatskasse beim Vormundschaftsge-
richt geltend zu machen. Ist die finanzielle Situa tion 
unklar, empfiehlt es sich für den Vormund, seinen 
Anspruch vorsorglich gegen die Staatskasse geltend 
zu machen. Mit der Geltendmachung des Anspruchs 
gegen die Staatskasse beim Vormundschaftsgericht 
wird, wie Absatz 1 Satz 3 zweiter Halbsatz vorsieht, 
auch einer Verfristung des Anspruchs gegen den 
Mündel begegnet. Der Vormund soll nicht gezwun-
gen sein, aus Fristwahrungsgründen sowohl die 
Staatskasse als auch vorsorglich - notfalls im Klage-
wege - den Mündel selbst in Anspruch zu nehmen. 
Daneben hat der Vormund die Möglichkeit, vom Vor

-

mundschaftsgericht eine abweichende Fristbestim-
mung gemäß § 15 Abs. 3 des Gesetzes über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständigen zu er-
wirken oder den Anspruch gegen den Mündel ge-

richtlich geltend zu machen, was gemäß Absatz 4 
Satz 2 in entsprechender Anwendung von Absatz 1 
Satz 3 zweiter Halbsatz eine Verfristung des gegen 
die Staatskasse gerichteten Ersatzanspruchs aus-
schließt. 

Die Obliegenheit zur fristgerechten Geltendma-
chung des Ersatzanspruchs dient wesentlich dem 
Interesse der Staatskasse; sie kann nach ihrem Sinn 
und Zweck nicht die Staatskasse selbst treffen. Ist 
der Ersatzanspruch wegen Mittellosigkeit des Mün-
dels von der Staatskasse erfüllt worden und damit 
gemäß § 1836 e BGB-E auf sie übergegangen, trifft 
die Staatskasse deshalb keine vergleichbare Oblie-
genheit bei der regreßweisen Inanspruchnahme des 
Mündels. Insoweit hat es vielmehr mit der in § 1836 e 
BGB-E geregelten Erlöschensfrist sein Bewenden. 

Im übrigen ersetzt der Entwurf die zum Verfahrens-
recht bislang „sinngemäß" geltenden §§ 15 und 16 
des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen 
und Sachverständigen durch gesonderte - in das 
FGG eingestellte - Regelungen. Der neu eingefügte 
§ 56 g FGG-E entspricht dabei in seinem Absatz 1 
der Regelung der §§ 15 Abs. 1 und 16 Abs. 1 des 
ZuSEG und in seinem Absatz 4 der Regelung von 
§ 16 Abs. 2 dieses Gesetzes. § 16 Abs. 3 und 4 ZuSEG 
sind als im Vormundschaftsrecht entbehrlich nicht 
übernommen worden. Auf die Übernahme von § 15 
Abs. 4 und 5 und § 16 Abs. 5 ZuSEG wurde im Inter-
esse der Staatskasse und hinsichtlich des § 16 Abs. 5 
auch deshalb verzichtet, um der Einlegung von Be-
schwerden keinen Vorschub zu leisten. 

Die Ergänzung des Absatzes 5 stellt klar, daß Ju-
gendamt oder Verein Ersatz nur insoweit verlangen 
können, als das - nach näherer Bestimmung des 
§ 1836 c BGB-E - einzusetzende (künftig auch:) Ein-
kommen und (bislang schon) Vermögen des Mündels 
ausreicht; die Entstehung des Anspruchs ist daher 
nach Grund und Höhe von der Leistungsfähigkeit 
des Mündels abhängig und ein Anspruch von Ju-
gendamt oder Verein gemäß Absatz 4 gegen die 
Staatskasse schon deshalb ausgeschlossen. 

Zu Nummer 8 (§ 1835 a) 

Der bisherige § 1836 a regelt pauschalierten Aufwen-
dungsersatz (Aufwandsentschädigung); er soll des-
halb hinter der allgemeinen Aufwendungsersatzvor-
schrift des § 1835 als neuer § 1835 a eingefügt wer-
den. Darüber hinaus werden die bislang in Satz 4 
enthaltenen Verweisungen aufgelöst und durch aus-
drückliche Regelungen sowohl das Verhältnis von 
Aufwandsentschädigung und Unterhaltsanspruch als 
auch die bislang umstrittene Frage geklärt, wann der 
Anspruch auf Aufwandsentschädigung infolge ver-
späteter Geltendmachung erlischt. 

Im einzelnen übernimmt der Entwurf zunächst die 
Regelung des geltenden § 1836 a, derzufolge der 
Vormund als (pauschale) Aufwandsentschädigung 
für jede Vormundschaft, für die ihm keine Vergütung 
zusteht, einen Geldbetrag verlangen kann, der für 
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ein Jahr dem Fünfzehnfachen des Zeugenentschädi

-

gungshöchstsatzes entspricht, derzeit also in den 
alten Bundesländern 375,- DM beträgt. Die im neuen 
Satz 4 getroffene Bestimmung, daß der Vormund 
die Aufwandsentschädigung bei Mittellosigkeit des 
Mündels aus der Staatskasse verlangen kann, ent-
spricht der bislang in Satz 4 enthaltenen Verweisung 
auf § 1835 Abs. 4 Satz 1. Die in Satz 4 bislang eben-
falls enthaltene Verweisung auf § 1835 Abs. 4 Satz 2 
ist entfallen. Anstelle der danach bislang sinngemäß 
anzuwendenden Verfahrensvorschriften des Geset-
zes über die Entschädigung von Zeugen und Sach-
verständigen trifft der Entwurf eine eigene Verfah-
rensregelung in § 56 g FGG-E sowie eine ausdrückli-
che Erlöschensregelung in Satz 5. 

Satz 4 letzter Halbsatz stellt künftig klar, daß der Vor-
mund die Staatskasse auf Aufwandsentschädigung 
ohne Rücksicht darauf in Anspruch nehmen kann, ob 
er dem Mündel Unterhalt schuldet oder nicht. Der 
Entwurf schafft damit bewußt eine Ausnahme von 
der Regel, daß dem Betroffenen zustehende Unter-
haltsansprüche im Rahmen der §§ 1836 c ff. BGB-E 
grundsätzlich beachtlich sind. Diese Ausnahme er-
scheint indes in mehrfacher Hinsicht gerechtfertigt: 
Den (unterhaltspflichtigen) Familienangehörigen, die 
- wie § 1835 a Satz 1 voraussetzt: ehrenamtlich - zu-
sätzliche Pflichten als Vormund übernehmen, ist es 
bislang nur schwer verständlich zu machen, wenn 
ihnen unter Hinweis auf ihre - noch nicht erfüllte - 
Unterhaltspflicht Leistungen versagt werden, die 
nicht unterhaltspflichtigen Vormündern gewährt 
werden. Es ist vielfach darauf hingewiesen worden, 
daß die aus solcher Sachbehandlung oftmals resul-
tierende Enttäuschung und Verärgerung die Gewin-
nung von nahen Verwandten als Vormund oder Be-
treuer erheblich gefährde. Aus fiskalischer Sicht be-
steht jedoch ein erhebliches Interesse daran, solche 
Familienangehörigen für eine ehrenamtliche Tätig-
keit gewinnen und insoweit vor allem auf die Heran-
ziehung zu vergütender Berufsbetreuer verzichten 
zu können. Die Berücksichtigung dieses Interesses 
durch den Entwurf trägt zudem zur Vereinfachung 
gerichtlicher Verfahrensabläufe bei. Der Entwurf er-
spart den Gerichten mit der Ermittlung der konkre-
ten Unterhaltspflichten einen Aufwand, der zur Höhe 
der Aufwandsentschädigung oftmals außer Verhält-
nis stünde. Bei alledem wird der Mündel nicht zu-
sätzlich belastet: Seine Unterhaltsansprüche bleiben 
nur „insoweit" unberücksich tigt, als der Vormund 
die Aufwandsentschädigung aus der Staatskasse 
verlangt; sie können also durchaus - etwa im Wege 
der Aufrechnung - Berücksichtigung finden, soweit 
die Aufwandsentschädigung unmittelbar gegenüber 
dem nichtmittellosen Mündel geltend gemacht wird. 
Wird die Aufwandsentschädigung gegenüber der 
Staatskasse geltend gemacht und bleiben insoweit 
Unterhaltsansprüche des Mündels unberücksichtigt, 
kommt ihm dies auch bei der Festsetzung eventueller 
Regreßansprüche der Staatskasse zugute, da nicht 
nur bei der Prüfung der Mittellosigkeit gemäß 
§ 1836 d BGB-E, sondern schon bei der Bestimmung 
des - auch für den Regreß maßgeblichen (vgl. 
§ 56 g FGG-E) - einzusetzenden Einkommens nach 
§ 1836 c Nr. 1 vom Nichtbestehen von Unterhalts-
ansprüchen auszugehen ist. 

Satz 5 enthält eine ausdrückliche Erlöschensvor-
schrift. Sie tritt an die Stelle des von der - entfallen-
den - Verweisung des bisherigen Satzes 4 nach über-
wiegender Auffassung miterfaßten § 15 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen, demzufolge der Anspruch des 
Zeugen auf Entschädigung erlischt, wenn er diese 
nicht binnen drei Monaten nach Beendigung der Zu-
ziehung bei dem zuständigen Gericht verlangt. Für 
das geltende Recht ist streitig, was aus der sinngemä-
ßen Anwendung dieser Vorschrift auf die Aufwands-
pauschale folgt: Zum einen wird die Auffassung ver-
treten, der Vormund müsse den Antrag auf Festset-
zung der Aufwandspauschale binnen drei Monaten 
nach Ablauf des (einjährigen, mit der Beste llung zum 
Vormund beginnenden) Abrechnungszeitraums stel-
len, um das Erlöschen des Anspruchs zu vermeiden. 
Die Gegenauffassung verweist darauf, daß nach § 15 
Abs. 2 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachveständigen die Ausschlußfrist erst 
„nach Beendigung der Zuziehung" zu laufen be-
ginnt; solange der Vormund im Amt sei, liege eine 
solche Beendigung der Zuziehung jedoch nicht vor, 
so daß die Ausschlußfrist erst mit Beendigung der 
Vormundschaft zu laufen beginne. 

Während die erstgenannte Auffassung mit ihrer - mit-
telbaren - Anknüpfung an  den Beginn der Vormund-
schaftstätigkeit ausschließt, daß der Vormund ggfs. 
über Jahre eine erhebliche „Gesamtpauschale" auf-
laufen läßt, wi ll  die Gegenansicht mit ihrer Anknüp-
fung an das Ende der Vormundschaftstätigkeit ver-
hindern, daß für den ehrenamtlichen Vormund eine 
wenig griffige Frist von drei Monaten nach Ablauf 
eines Jahres seit seiner Beste llung läuft, deren - häu-
fige - Versäumung zu unnö tigen Enttäuschungen 
führt. Die nunmehr in Satz 5 vorgesehene ausdrück-
liche Regelung trägt beiden Gesichtspunkten Rech-
nung. 

Künftig genügt es, innerhalb von drei Monaten nach 
dem Jahreswechsel die Aufwandspauschale geltend 
zu machen, die (irgendwann) im Verlaufe des Vorjah-
res durch Vollendung des einjährigen, mit der Bestel-
lung zum Vormund beginnenden, Tätigkeitszeitrau-
mes entstanden ist. Ein Auflaufenlassen unter Um-
ständen zahlreicher Jahrespauschalen zum Ende der 
Betreuung wird damit ausgeschlossen, weil der An-
spruch spätestens (bei einer Beste llung am 1. Januar) 
nach 27 Monaten erlischt. Im für den Vormund un-
günstigsten Fa ll  beträgt die Frist (bei einer Bestel-
lung am 31. Dezember) 15 Monate und entspricht da-
mit der Frist, binnen derer nach § 1835 Abs. 1 Satz 3 
BGB-E Einzelaufwendungen, die zu Beginn des Tä-
tigkeitsjahres getätigt wurden, noch geltend ge-
macht werden können. Dem Vormund steht damit je-
denfalls hinreichend Zeit zur Verfügung, um sich 
zwischen der Geltendmachung der pauschalierten 
Aufwandsentschädigung und einer Einzelabrech-
nung der von ihm getä tigten Aufwendungen ent-
scheiden zu können. Die - je nach dem Zeitpunkt der 
Bestellung - sich ggfs. ergebende Verlängerung der 
Frist über dieses erforderliche Maß hinaus nimmt der 
Entwurf im Interesse einer leicht zu berechnenden 
und für den ehrenamtlichen Vormund als Laien mar-
kanten Frist bewußt hin. Er beugt damit Enttäu- 
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schungen und Verärgerungen vor, deren negative 
Einflüsse auf das zur Umsetzung des Vormund-
schafts- und Betreuungsrechts unverzichtbare ehren-
amtliche Engagement in keinem Verhältnis zu den 
geringen finanziellen Vorteilen stehen, die die 
Staatskasse aus einer strikteren Verfristungsregelung 
ziehen könnte. 

Die Erlöschensregelung des Entwurfs erfaßt - anders 
als die Regelung des geltenden Rechts - nicht nur 
den bei Mittellosigkeit des Mündels bestehenden 
Anspruch auf Aufwandsentschädigung aus der 
Staatskasse, sondern den Anspruch auf Aufwands-
entschädigung schlechthin. Die Regelung gilt also 
auch dann, wenn sich der Anspruch gegen das Ver-
mögen des Mündels richtet. Der Entwurf hält es für 
sachgerecht, die - großzügige - Geltendmachungs-
frist auch in diesem Fall anzuordnen; er hält es für 
nicht angebracht, den (bemittelten) Mündel schlech-
terzustellen als die Staatskasse bzw. dem Vormund 
eines vermögenden Mündels eine bessere Rechts-
position einzuräumen als dem Vormund eines mittel-
losen Mündels. 

Der Entwurf sieht in § 1835 a Satz 5 BGB-E - anders 
als etwa in § 1835 Abs. 1 Satz 4 BGB-E - bewußt 
keine Möglichkeit zur abweichenden Fristbemes-
sung durch das Vormundschaftsgericht vor, da diese 
angesichts des Charakters der gewährten Leistung 
als pauschaler Entschädigung entbehrlich erscheint. 

Der zweite Halbsatz von § 1835 a Satz 5 BGB-E 
ist dem zweiten Halbsatz von § 1835 Abs. 1 Satz 3 
BGB-E nachgebildet. Auch hinsichtlich der Auf-
wandspauschale soll der Vormund bei Zweifeln hin-
sichtlich der Mittellosigkeit nicht gezwungen sein, 
Mündel und Staatskasse vorsorglich parallel in 
Anspruch zu nehmen. Die rechtzeitige Geltendma-
chung des Anspruchs beim Vormundschaftsgericht 
wahrt vielmehr die Rechte des Vormundes auch 
dann, wenn sich später ergibt, daß wegen fehlender 
Mittellosigkeit nicht die Staatskasse, sondern der 
Mündel selbst richtiger Anspruchsgegner ist. § 1835 a 
Satz 6 BGB-E entspricht der Bezugnahme auf § 1836 
Abs. 4 BGB im bisherigen § 1836 a Satz 4. 

Zu Nummer 9 (§ 1836) 

Der Aufbau des geltenden § 1836 ist an den Rechts-
folgen der Vorschrift orientiert. Absatz 1 regelt - ne-
ben dem Grundsatz der Ehrenamtlichkeit - Vergü-
tungsansprüche, die dem Vormund gegen den Mün-
del zustehen; Absatz 2 betrifft dagegen nur die aus 
der Staatskasse zu gewährende Vergütung. Diese 
Systematik führt zu Verwerfungen: So „kann" das 
Vormundschaftsgericht auch einem berufsmäßig täti-
gen Vormund (Berufsvormund) nur dann eine Vergü-
tung gegen seinen bemittelten Mündel zubilligen, 
„wenn der Umfang und die Bedeutung der vormund-
schaftlichen Geschäfte es rechtfertigen". Umgekehrt 
steht bei Mittellosigkeit des Mündels - jedenfalls 
nach dem Wortlaut des geltenden § 1836 Abs. 2 
Satz 1 - dem Berufsvormund auch dann ein Vergü-
tungsanspruch gegen die Staatskasse zu, wenn weder 
der Umfang noch die Bedeutung der vormundschaft-
lichen Geschäfte eine solche Vergütung rechtferti-
gen. Beide Lösungen erscheinen nicht sachgerecht: 

Wird ein Berufsvormund zum Vormund beste llt, so 
muß ihm für seine - berufsmäßige - Tätigkeit stets 
eine Vergütung zustehen. Umfang und Bedeutung 
der vormundschaftlichen Geschäfte bestimmen also 
nicht das „ Ob " einer Vergütung; die Vergütungs-
pflicht ist vielmehr mit der Bestellung eines Berufs-
vormundes vorgegeben und vom Vormundschaftsge-
richt bei der Auswahl und Beste llung eines Vormun-
des in Bedacht zu nehmen. Beide Kriterien sind aller-
dings als Bemessungsfaktoren für die Höhe der Ver-
gütung auch des Berufsvormundes zu berücksich-
tigen. (Zur Kritik der geltenden Gesetzesfassung: 
Barth/Wagenitz, FamRZ 1994, 71/73 f.). 

Die vorgeschlagene Neufassung des § 1836 löst sich 
deshalb von der überkommenen Systematik. Der 
neue Absatz 1 stellt den Grundsatz der Ehrenamt-
lichkeit dem der Vergütung der Berufsvormundschaft 
gegenüber. Absatz 2 regelt den Vergütungsanspruch 
des Berufsvormundes. Absatz 3 regelt die Frage, un-
ter welchen Voraussetzungen ein nicht berufsmäßig 
tätiger Vormund eine Vergütung erhalten kann. Der 
Absatz 4 entspricht dem Absatz 4 des geltenden 
§ 1836. Die Vergütung des Berufsvormundes in Fäl-
len, in denen der Mündel mittellos ist und sich der 
Vergütungsanspruch des Berufsvormundes deshalb 
gegen die Staatskasse richtet, ist nunmehr im neuen 
§ 1836 a BGB-E gesondert geregelt. Die Anhörungs-
vorschrift des alten Absatzes 3 wurde in § 56 g FGG-E 
eingestellt, dessen Verfahrensregelungen im übrigen 
die bislang von Absatz 2 Satz 4 in Bezug genomme-
nen Regelungen des Gesetzes über die Entschädi-
gung von Zeugen und Sachverständigen abgelöst 
haben. 

Absatz 1 normiert in seinem Satz 1 wie der bisherige 
§ 1836 Abs. 1 Satz 1 den Grundsatz der ehrenamt-
lichen Führung von Vormundschaften. Dieser grund-
sätzlichen Ehrenamtlichkeit der Vormundschaft wird 
in Satz 2 die Entgeltlichkeit der Berufsvormundschaft 
gegenübergestellt. Die Gegenüberstellung verdeut-
licht die praktische Relevanz der Berufsvormund-
schaft und - durch die Bezugnahme in § 1908 i 
Abs. 1 - auch und gerade der Berufsbetreuung, ohne 
damit den wünschenswerten Vorrang ehrenamtli-
chen Engagements in Zweifel zu ziehen. 

Absatz 2 regelt die Vergütung des Berufsvormundes. 
Satz 1 stellt klar, daß einem Berufsvormund stets eine 
Vergütung für seine Tätigkeit zu gewähren ist. Einer 
besonderen Prüfung, ob Umfang oder Schwierigkeit 
der vormundschaftlichen Geschäfte eine Vergütung 
rechtfertigen, bedarf es nicht. Auf diese Frage ist 
vielmehr bei der Auswahl und Beste llung des Vor-
mundes Bedacht zu nehmen: Ein Berufsvormund soll 
nur bestellt werden, wenn Umfang oder Schwierig-
keit der vormundschaftlichen Geschäfte die Bestel-
lung gerade eines Berufsvormundes - und damit 
zwangsläufig auch seinen Vergütungsanspruch 
rechtfertigen. 

Satz 2 nennt die Kriterien für die Höhe der dem Be-
rufsvormund zustehenden Vergütung. 

Die Neuregelung stellt vorrangig darauf ab, ob der 
Vormund über besondere Fachkenntnisse, die für die 
Führung der konkreten Vormundschaft nutzbar sind, 
verfügt. Damit distanziert sich der Entwurf bewußt 
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von der Regelung des geltenden § 1836 Abs. 2 Satz 3, 
der dem Vormund eine höhere Vergütung nur zubil-
ligt, soweit die Führung der Vormundschaft beson-
dere Fachkenntnisse „erfordert" und damit den Vor-
mund vor die Notwendigkeit stellt, zur Begründung 
seiner Vergütungsansprüche dem Gericht detail liert 

 nachzuweisen, daß die Führung der konkreten Vor-
mundschaft Schwierigkeiten mit sich bringt, die ohne 
die Fachkenntnisse nicht in vergleichbarer sachge-
rechter Weise bewäl tigt werden können. Nach Auf-
fassung des Entwurfs ist nicht nur ein solcher Doku-
mentationsaufwand zu vermeiden, der zu Lasten der 
eigentlichen Vormundschaftstätigkeit geht, sondern 
können auch aus Gründen der Sachgerechtigkeit 
über die Vergütungshöhe nur die vom Berufsvor-
mund „vorgehaltenen" Fachkenntnisse entscheiden. 
Die Frage, ob für die Führung der konkreten Vor-
mundschaft diese Fachkenntnisse tatsächlich benö-
tigt werden, muß das Gericht bei der Auswahl und 
Bestellung des Vormundes prüfen. Einem zur Aus-
wahl stehenden Berufsvormund wird eine solche 
Prüfung vielfach vor seiner Beste llung nicht möglich 
sein; der Berufsbetreuer ist zudem grundsätzlich zur 
Übernahme der Betreuung verpflichtet. Beide Ge-
sichtspunkte schließen es aus, den Berufsvormund 
mit dem Risiko zu belasten, eine - gemessen an sei-
nen Fachkenntnissen - unterwertige Vergütung zu-
gebilligt zu erhalten, weil die Führung der konkreten 
Vormundschaft seine einschlägigen Fachkenntnisse 
nicht erfordert, das Gericht also einen „überqualifi-
zierten" Berufsvormund bestellt hat. 

Der Entwurf läßt es deshalb ausreichen, daß die vom 
Vormund eingebrachten Fachkenntnisse für die Füh-
rung der vormundschaftlichen Geschäfte „nutzbar" 
sind. Dieser an die Fachkenntnisse anzulegende 
Maßstab ist individuell und abstrakt zugleich: Zum 
einen werden mit seiner Hilfe aus der Vielgestalt 
fachlichen Wissens sachgerecht alle Kenntnisse aus-
gesondert, die für die Belange der konkreten Vor-
mundschaft ersichtlich ohne Bedeutung sind. Zum 
anderen wird - im Interesse leichter Handhabbar-
keit - jede Darlegung und Prüfung entbehrlich, ob 
und mit welchem Nutzen die vom Vormund einge-
brachten und für die Vormundschaft relevanten 
Fachkenntnisse zum Einsatz gekommen sind. 

Neben den Fachkenntnissen kommt dem Umfang 
und der Schwierigkeit der vormundschaftlichen Ge-
schäfte eine für die Vergütungshöhe maßgebende 
Bedeutung zu. Dem Umfang der Geschäfte wird da-
bei bereits dadurch Rechnung getragen, daß die Ver-
gütung nach dem vom Berufsbetreuer für die vor-
mundschaftlichen Geschäfte aufgewandten Zeitraum 
bemessen wird. Der Schwierigkeit der vormund-
schaftlichen Geschäfte wird in erster Linie durch die 
Auswahl des Vormundes im Hinblick auf die von ihm 
zu fordernde Qualifikation Rechnung getragen: Die 
Fachkenntnisse, die der Vormund in die Führung der 
Vormundschaft einbringt, bestimmen ihrerseits das 
Maß der Vergütungshöhe. Ergänzend kann hierbei 
besonderen Schwierigkeiten der vormundschaft-
lichen Geschäfte nur im Einzelfall zusätzliche Bedeu-
tung beigemessen werden. Der „Bedeutung" der 
vormundschaftlichen Geschäfte, auf die der geltende 
§ 1836 Abs. 1 Satz 3 als eines von mehreren Vergü

-

tungskriterien abstellt, wird daneben keine eigen-
ständige Relevanz beigemessen. Ein besonderer sub-
jektiver oder objektiver Belang, der einem vormund-
schaftlichen Geschäft für den Mündel zukommt, ist 
in den persönlichen Verhältnissen des Mündels be-
gründet und muß deshalb nicht ohne weiteres mittel-
bar auch dem Vormund zugute kommen. Die Bedeu-
tung der vormundschaftlichen Geschäfte soll deshalb 
nach Absatz 2 Satz 2 - ebenso wie auch nach Ab-
satz 3 - die Vergütung des Vormundes nur steigern, 
wenn und soweit sie sich im Umfang oder in der 
Schwierigkeit der vom Vormund zu verrichtenden 
Geschäfte niederschlägt. 

Auch das Vermögen des Mündels ist nach dem Ent-
wurf - anders als nach dem für bemittelte Mündel 
geltenden § 1836 Abs. 1 BGB - kein Bemessungs-
kritierum, das die Vergütungshöhe unmittelbar be-
stimmt. Ihm kann künftig nur indirekte Bedeutung 
insofern zukommen, als es Umfang und Schwierig-
keit der vormundschaftlichen Geschäfte beeinflußt. 
Im übrigen hat das Vermögen des Mündels für die 
Vergütung der Vormundschaft - ebenso wie für die 
anderer entgeltlicher Tätigkeiten - keine Bedeutung. 
Nach dem Entwurf soll damit die Vormundschaft 
über bemittelte und mittellose Mündel künftig 
grundsätzlich nach den gleichen Kriterien vergütet 
werden. 

Satz 3 entspricht der Regelung des im geltenden 
§ 1836 Abs. 2 Satz 4 in Bezug genommenen § 1835 
Abs. 4 Satz 1. Die do rt  vorgesehene Vorschußpflicht 
wird jedoch nunmehr erweitert: Der Berufsvormund 
kann danach generell Abschlagszahlungen verlan-
gen; sein Anspruch auf Abschlagszahlungen gilt also 
auch dann, wenn sich sein Vergütungsanspruch nicht 
gegen die Staatskasse, sondern gegen den Mündel 
richtet. Die Erweiterung ist sachgerecht, da einem 
Berufsvormund bei naturgemäß längerfristigen Vor-
mundschaften eine „Vorfinanzierung" seiner beruf-
lichen Dienstleistung - unabhängig von der Person 
des Vergütungsschuldners - nicht zumutbar ist. 

Satz 4 entspricht insoweit dem vom geltenden § 1836 
Abs. 2 Satz 4 in Bezug genommenen § 1835 Abs. 4 
Satz 2, als dieser auf die Erlöschensregelung des § 15 
Abs. 2 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen weiterverweist. Die 
Regelung gilt jedoch nunmehr für alle Vergütungs-
ansprüche des Berufsvormundes, also auch dann, 
wenn diese sich nicht gegen die Staatskasse, sondern 
gegen den Mündel selbst richten. Das Vormund-
schaftsgericht erhält zudem die Befugnis, in sinnge-
mäßer Anwendung des § 15 Abs. 3 des Gesetzes über 
die Entschädigung von Zeugen und Sachverständi-
gen die regelmäßige Erlöschensfrist von 15 Monaten 
ggf. den besonderen Erfordernissen des Einzelfalls 
anzupassen. 

Satz 4 ist der für den Aufwendungsersatz in § 1835 
Abs. 1 Satz 3 und 4 BGB-E getroffenen Erlöschensre-
gelung nachgebildet; einer dem § 1835 Abs. 4 Satz 2 
BGB-E (hinsichtlich der Erstreckung auf Ansprüche 
gegen die Staatskasse) entsprechenden Vorschrift 
bedurfte es nicht, weil § 1836 Abs. 2 BGB-E Grund-
lage ebenso der aus dem Vermögen des Mündels wie 
der aus der Staatskasse zu zahlenden Vergütung ist 
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(vgl. § 1836 a Abs. 1 Satz 1 BGB-E), es in beiden Fäl-
len - anders als beim Aufwendungsersatz - der Be-
willigung der Vergütung durch das Vormundschafts-
gericht bedarf und Satz 4 den Vergütungsanspruch 
damit unabhängig davon erfaßt, wer zu seiner Befrie-
digung berufen ist. Aus dem gleichen Grund war 
auch eine dem zweiten Halbsatz von § 1835 Abs. 1 
Satz 3 BGB-E entsprechende Vorschrift entbehrlich. 
Zur Erhaltung des aufgrund der Tätigkeit des Be-
treuers kraft Gesetzes entstehenden (vgl. BayObLG, 
Beschluß vom 23. November 1995 - 3 Z BR 296/95 -, 
FamRZ 1996, 372) Vergütungsanspruchs genügt es, 
daß dieser (überhaupt) beim Vormundschaftsgericht 
geltend gemacht wird, ohne daß es darauf ankäme, 
ob die Bewilligung gegenüber der Staatskasse oder 
gegenüber dem Mündelvermögen begehrt wird. 

Der Entwurf verfolgt mit der in Satz 4 getroffenen 
Regelung - ebenso wie mit der Parallelregelung für 
den Aufwendungsersatzanspruch - das Ziel, den Vor-
mund zur zügigen Geltendmachung seiner Ansprüche 
anzuhalten und so möglichst zu verhindern, daß An-
sprüche zu einer Höhe auflaufen, die die Leistungsfä-
higkeit des Mündels überfordert, dessen Mittellosig-
keit begründet und damit eine Eintrittspflicht der 
Staatskasse auslöst, die bei rechtzeitiger Inanspruch-
nahme des Mündels nicht begründet gewesen wäre. 
Zu näheren Einzelheiten darf deshalb auf die Einzelbe-
gründung zu Nummer 7 (§ 1835) verwiesen werden. 

Absatz 3 entspricht im wesentlichen dem geltenden 
§ 1836 Abs. 1 Satz 2, beschränkt sich in seinem An-
wendungsbereich aber auf Vergütungsansprüche 
des nichtberufsmäßig tätigen Vormundes. Abwei-
chend von der geltenden Gesetzesfassung ist eine 
Vergütung nur geschuldet, „soweit" Umfang oder 
Schwierigkeit der vormundschaftlichen Geschäfte 
eine Vergütung rechtfertigen. Damit wird verdeut-
licht, daß beide Kriterien nicht nur das „Ob" einer 
Vergütung bestimmen, sondern auch für deren Be-
messung maßgebend sind, während das Vermögen 
des Mündels kein eigenständiges Bemessungskrite-
rium mehr darstellt: Ihm kommt nur noch negative 
Bedeutung zu: Ebenso wie im geltenden § 1836 
Abs. 1 Satz 2 entfällt jeder Vergütungsanspruch des 
nicht-berufsmäßig tätigen Vormundes, wenn der 
Mündel mittellos ist. Begründen kann das Vermögen 
des Mündels den Vergütungsanspruch des Vormun-
des dagegen nur noch indirekt, wenn es nämlich 
Umfang und Schwierigkeit der vormundschaftlichen 
Geschäfte beeinflußt. Auch der ehrenamtliche Vor-
mund bekommt künftig eine höhere Vergütung nicht 
schon dann, wenn sein Mündel vermögend ist, son-
dern nur, wenn Umfang und Schwierigkeit seiner 
Tätigkeit seine Vergütung aus dem Vermögen des 
Mündels rechtfertigen. Einer besonderen fachlichen 
Qualifikation des ehrenamtlichen Vormundes wird 
dabei - anders als bei berufsmäßig tätigen Vormün-
dern - keine für Vergütungsgrund und -höhe ent-
scheidende Bedeutung beigemessen. Die im gelten-
den § 1836 Abs. 1 Satz 4 vorgesehene Möglichkeit, 
eine vom Vormundschaftsgericht bewil ligte Vergü-
tung jederzeit für die Zukunft zu ändern oder zu ent-
ziehen, ergibt sich bereits aus der grundsätzlichen 
Abänderbarkeit vormundschaftsgerichtlicher Ent-
scheidungen (vgl. § 18 FGG); eine Klarstellung im 

Bürgerlichen Gesetzbuch erscheint insoweit ver-
zichtbar. 

Absatz 4 bestimmt wie der geltende § 1836 Abs. 4, 
daß einem Jugendamt oder Verein keine Vergütung 
bewilligt werden kann. 

Zu Nummer 10 (§§ 1836 a ff.) 

Zu § 1836 a 

Die Vorschrift regelt die Vergütung des Berufsvor-
mundes in Fällen, in denen der Mündel mittellos ist. 

Absatz 1 entspricht der Regelung des im geltenden 
§ 1836 Abs. 2 Satz 4 in Bezug genommenen § 1835 
Abs. 4 Satz 1 BGB: Ist der Mündel mittellos, richtet 
sich der Vergütungsanspruch des Berufsvormundes 
gegen die Staatskasse. Durch die Verweisung auf 
§ 1836 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 BGB-E wird verdeutlicht, 
daß die Voraussetzungen des Vergütungsanspruchs 
den für die Vergütung von Berufsvormündern a ll

-gemein geltenden Regelungen folgen. Dies gilt im 
Grundsatz auch für die Höhe der Vergütung, die je-
doch durch die Absätze 2 bis 4 mit bindender Wir-
kung präzisiert wird. Die Bezugnahme des geltenden 
§ 1836 Abs. 2 Satz 4 BGB auch auf § 1835 Abs.4 
Satz 2 BGB ist dagegen nicht in § 1836 a Abs. 1 BGB-E 
übernommen worden. Der Entwurf hat die bisherige 
Anordnung sinngemäßer Anwendung von Verfah-
rensvorschriften des Gesetzes über die Entschädi-
gung von Zeugen und Sachverständigen durch eine 
Verfahrensregelung in § 56 g FGG-E ersetzt. Anstelle 
der kraft Verweisung bislang sinngemäß geltenden 
Erlöschensregelung des § 15 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachver-
ständigen trifft der Entwurf eine eigene Erlöschens

-

regelung in § 1836 Abs. 2 Satz 4 BGB-E, die (auch) 
für den gegen die Staatskasse gerichteten, durch 
§ 1836 a BGB-E nur der Höhe nach konkretisierten 
Vergütungsanspruch gilt. 

Absatz 2 und 3 halten für die Höhe des dem Berufs-
vormund gegen die Staatskasse zustehenden Vergü-
tungsanspruchs verschiedene, in festen DM-Beträ-
gen ausgedrückte Stundensätze bereit, die für die 
Rechtsanwendung verbindlich sind, also bei der 
Festsetzung der Vergütung weder unterschritten 
noch überschritten werden dürfen. Die Tatbestands-
merkmale, die für die Auswahl des anzuwendenden 
Stundensatzes maßgebend sind, konkretisieren da-
bei die Kriterien, die § 1836 Abs. 2 Satz 2 BGB-E für 
die Vergütung von Berufsvormündern allgemein nor-
miert. Daraus erhellt zugleich die weitergehende Be-
deutung, die den in Absatz 2 und 3 vorgesehenen 
Vergütungsregeln zukommt: Zwar gelten diese Vor-
schriften nur für die Vergütung des Berufsvormundes 
in Fällen, in denen der Mündel mittellos und die Ver-
gütung deshalb aus der Staatskasse zu gewähren ist. 
Unbeschadet dieses auf Vergütungsansprüche gegen 
den Fiskus begrenzten Anwendungsbereichs werden 
die hier maßgebenden Vergütungssätze den Gerich-
ten  aber auch eine Orientierungshilfe für die Festset-
zung der Vergütung eines Berufsvormundes in Fällen 
bieten können, in denen der Mündel nicht mittelos 
und deshalb selbst Vergütungsschuldner ist. Für den 
Fall der Festsetzung einer Vergütungspauschale ge- 
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gen den bemittelten Mündel ist eine Heranziehung 
der für den Vormund des mittellosen Mündels gel-
tenden Vergütungssätze sogar ausdrücklich vorge-
schrieben (vgl. § 1836 b Nr. 1 BGB-E). 

Nach § 1836 Abs. 2 Satz 2 BGB-E bestimmt sich die 
Vergütung eines Berufsvormundes „nach den für die 
Führung der Vormundschaft nutzbaren Fachkennt-
nissen des Vormundes sowie nach dem Umfang und 
der Schwierigkeit der vormundschaftlichen Ge-
schäfte". Absatz 2 knüpft an das zuerst genannte Be-
messungskriterium an. Maßgebend ist danach für die 
Vergütungshöhe, ob der Vormund über Fachkennt-
nisse verfügt, die für die Führung der konkreten 
Vormundschaft nutzbar (vgl. zu diesem Kriterium 
Allgemeine Begründung A., II., 2. b) und Einzelbe-
gründung zu Nr. 9 - § 1836 Abs. 2 Satz 2 BGB-E) und 
durch eine abgeschlossene Ausbildung erworben 
sind. Bejahendenfalls ist zu unterscheiden, ob der Er-
werb der Fachkenntnisse auf einer abgeschlossenen 
Lehre oder einer vergleichbaren Ausbildung oder auf 
einem abgeschlossenen Hochschulstudium - sei es 
Fachhochschul-, sei es Universitätsstudium - beruht. 
Die Verfügbarkeit solcher Fachkenntnisse und die 
verschiedene Art  ihres Erwerbs bilden zusammenge-
nommen ein dreistufiges Vergütungsraster, das den 
unterschiedlichen Vergütungswert der Tätigkeit von 
Berufsvormündern grob typisierend erfaßt, sich auf 
aus dem Erwerbsleben bekannte Bewertungsmaß-
stäbe stützen kann, von den Gerichten leicht zu 
handhaben ist und eine einheitliche Vergütungs-
praxis sicherstellt. 

Absatz 2 Satz 3 verdeutlicht, daß dem Berufsvormund 
eine von ihm zu entrichtende Umsatzsteuer zusätz-
lich zu ersetzen ist, von dem nach Absatz 2 und 3 vor-
gegebenen Vergütungsbetrag also noch nicht umfaßt 
wird. Mit dieser Regelung wird verhindert, daß die 
abzuführende Umsatzsteuer - die anders als im Falle 
des § 1836 Abs. 2 BGB-E wegen der festgelegten 
Vergütungssätze nicht durch Erhöhung der Ver-
gütung berücksichtigt werden und anders als eine 
gegebenenfalls auf Aufwendungen des Vormundes 
erhobene Umsatzsteuer nicht als Teil der Aufwen-
dungen selbst dem Mündel in Rechnung gestellt 
werden kann - die dem Berufsvormund real zu-
fließende Vergütung schmälert und so - bei gleichen 
Fachkenntnissen des Berufsvormundes und ver-
gleichbarer Schwierigkeit der vormundschaftlichen 
Geschäfte - für umsatzsteuerpflichtige und nichtum-
satzsteuerpflichtige Berufsvormünder eines mittel-
losen Mündels in Ansehung der dem Berufsvormund 
netto verbleibenden Vergütung unterschiedliche 
Vergütungssätze zur Anwendung gelangen. 

Während dem Umfang der vormundschaftlichen Ge-
schäfte bereits durch die Anknüpfung an  die auf die 
Führung der Vormundschaft verwandte Zeit Rech-
nung getragen ist, findet die „Schwierigkeit" der 
Vormundschaft, nach der sich gemäß der allgemei-
nen Regel des § 1836 Abs. 2 Satz 2 BGB-E die Ver-
gütungshöhe zusätzlich bestimmt, im Rahmen des 
§ 1836 a BGB-E in zweifacher Hinsicht Berücksichti-
gung. Mittelbar durch die Auswahl des „geeigneten" 
Vormundes: Da für die Vormundschaft nutzbare 
Fachkenntnisse vergütungssteigernd wirken, hat das 
Vormundschaftsgericht bei seiner Auswahlentschei

-

dung darauf Bedacht zu nehmen, daß ein durch sol-
che Fachkenntnisse qualifizierter Vormund nur dann 
bestellt wird, wenn dessen Fachkenntnisse durch die 
Schwierigkeit der Vormundschaft gefordert werden. 
Unmittelbar kann die Schwierigkeit der Vormund-
schaft nach Absatz 3 durch eine Anhebung des nach 
Absatz 2 ermittelten Vergütungssatzes um einen vom 
Gesetz in DM ausgedrückten Festbetrag berücksich-
tigt werden. Der Wortlaut der Vorschrift verdeutlicht 
allerdings den Ausnahmecharakter der Regelung: 
Danach kann der in Absatz 2 vorgesehene - grund-
sätzlich angemessene - Vergütungssatz nur dann um 
den Steigerungsbetrag angehoben werden, wenn die 
Führung der vormundschaftlichen Geschäfte mit 
außergewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden ist. 
Solche besonderen Schwierigkeiten müssen zu der 
vom Vormund eingebrachten und bereits über den 
Vergütungssatz honorierten Qualifikation des Vor-
mundes in Beziehung gesetzt werden: Verfügt ein 
Vormund über vergütungssteigernde, weil für die 
Vormundschaft nutzbare Fachkenntnisse, so kommt 
ihm die Anhebungsmöglichkeit nur zugute, wenn 
die Schwierigkeit der vormundschaftlichen Geschäf-
te trotz dieser - bereits vergüteten - Fachkenntnisse 
außerordentlich ist. Bestellt das Vormundschafts-
gericht einen Berufsvormund, der über Fachkennt-
nisse verfügt, die für die Führung von Vormund-
schaften generell nutzbar sind, so wird nach Absatz 4 
Satz 1 vermutet, daß sich diese Fachkenntnisse auch 
für die vom Vormund im konkreten Fall zu führenden 
Geschäfte nutzen lassen und deshalb nach Absatz 2 
vergütungssteigernd wirken. Mit dieser Vermutung 
soll nicht nur auf eine sachgerechte Risikovertei-
lung hingewirkt werden (vgl. Allgemeine Begrün-
dung A., II., 2. b), bb), (1)). Zugleich soll die Hand-
habbarkeit der Vergütungsregeln noch stärker stan-
dardisiert und damit auch für die forensische Praxis 
erleichtert werden: vormundschaftsrelevante Fach-
kenntnisse führen kraft widerleglicher Vermutung zu 
einem gesteigerten Vergütungssatz, ohne daß die Be-
lange der konkreten Vormundschaft im einzelnen 
dargelegt werden müssen; die Frage, ob diese Fach-
kenntnisse im Einzelfall mit Erfolg zum Einsatz ge-
bracht worden sind, bleibt für deren „Nutzbarkeit" 
ohnehin ohne Bedeutung. Das Vormundschaftsge-
richt kann allerdings nach Absatz 4 Satz 2 anordnen, 
daß die Vermutung des Satzes 1 nicht gilt. Eine sol-

che Anordnung muß bereits bei der Beste llung des 
Vormundes getroffen werden und ist nur „aus beson-
deren Gründen" zulässig. Diese Voraussetzung liegt 
insbesondere dann vor, wenn eine Vielzahl einfach 
gelagerter Vormundschaften einem „Überangebot" 
qualifizierter Berufsvormünder gegenübersteht, de-
ren besondere Fachkenntnisse für die konkret zu 
führenden Vormundschaften entbehrlich erscheinen. 
Mit einer solchen Anordnung wird freilich nur die 
Vermutung des Absatzes 4 Satz 1 ausgeschlossen, 
nicht aber der - dann vom Vormund zu erbringende - 
Nachweis, daß seine Fachkenntnisse gleichwohl für 
die konkrete Vormundschaft nutzbar waren und des-
halb vergütungssteigernd zu berücksichtigen sind. 

Zu § 1836 b 

Die Vorschrift zielt auf eine erleichterte Handhabung 
der - nach § 1836 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, § 1836 a 
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BGB-E - grundsätzlich zeitbezogenen Vergütung 
des Berufsvormundes (vgl. Allgemeine Begrün-
dung A., II., 2., b), bb), (3), (c)). Diese Erleichterung 
soll, wie der Verweis des Satzes 1 auf § 1836 Abs. 1 
Satz 2 BGB-E ergibt, allen Berufsvormundschaften 
zugutekommen, unabhängig davon, ob sich der Ver-
gütungsanspruch des Vormundes gegen den Mündel 
oder auch gegen die Staatskasse richtet. 

Nummer 1 ermöglicht es dem Vormundschaftsge-
richt, dem Vormund für seine zukünftige Tätigkeit 
eine Vergütungspauschale zuzuweisen. Der Grund-
satz der zeitbezogenen Vergütung wird durch diese 
Option nicht aufgegeben oder eingeschränkt: Auch 
die Pauschale bestimmt sich nach der vom Vormund 
für die vormundschaftlichen Geschäfte aufzuwen-
denden Zeit. Der Zeitaufwand wird allerdings vom 
Vormundschaftsgericht prognostiziert. Wegen der 
Gefahr von Über- oder Unterdeckungen ist eine sol-
che Pauschalierung nur zulässig, wenn der Zeitauf-
wand verläßlich vorhersehbar ist; deshalb wird sich 
im Regelfall eine Pauschalierung nicht schon zu Be-
ginn, sondern erst während des Verlaufs einer Vor-
mundschaft empfehlen. Die Vorlage und Prüfung der 
bis dahin vom Vormund für die Vergangenheit geleg-
ten Abrechnungen ermöglicht es nicht nur, den Zeit-
aufwand auch für die Zukunft verläßlich zu veran-
schlagen; sie bieten zugleich die vom Gesetz ver-
langte Gewähr, daß der Vormund die veranschlagte 
Zeit - wie schon bisher - auch weiterhin tatsächlich 
für den Mündel einsetzen wird. Bei der Bemessung 
des Pauschbetrags ist die veranschlagte Zeit mit den 
in § 1836 a Abs. 2 BGB-E normierten Stundensätzen 
zu vervielfachen. Dies gilt - im Interesse einer siche-
ren Nachprüfung des Pauschbetrags - auch in Fällen, 
in denen der Vergütungsanspruch sich gegen den 
Mündel selbst richtet. Die Pauschale erspart dem 
Vormund die Dokumentation und Darlegung des tat-
sächlichen Zeitaufwands, schließt jedoch - auch bei 
nachgewiesenem Mehraufwand - Nachforderungen 
aus. Das Vormundschaftsgericht wird auf diese Weise 
einer nicht selten zeitintensiven Nachprüfung der 
auf die Vormundschaft verwandten Zeit enthoben. 

Nummer 2 verlangt - ebenso wie die Nummer 1 - 
eine Prognose des auf die vormundschaftlichen Ge-
schäfte entfallenden Zeitaufwands, enthebt - anders 
als die Nummer 1 - Vormund und Vormundschafts-
gericht aber nicht der Notwendigkeit, diesen Zeitauf-
wand darzulegen und zu überprüfen. Das Vormund-
schaftsgericht kann die nach seiner Einschätzung für 
die konkrete Vormundschaft benötigte Zeit schätzen 
und die Tätigkeit des Vormundes auf den so ge-
schätzten Zeitaufwand begrenzen. Stellt sich heraus, 
daß die vom Vormundschaftsgericht veranschlagte 
Zeit zur sachgerechten Wahrnehmung der vormund-
schaftlichen Belange nicht hinreicht, kann - und muß 
erforderlichenfalls - der Vormund auf Aufhebung 
oder Verlängerung des Zeitlimits antragen. Mit die-
ser Möglichkeit soll nicht nur in geeigneten Fällen 
die Abrechnungsehrlichkeit gefördert, sondern mit-
telbar auch dem Vormund die Abrechnung erleich-
tert werden: Das Vormundschaftsgericht kann dem 
Vormund rechtzeitig verdeutlichen, welchen Tätig-
keitsumfang es maximal als sachgerecht zu akzeptie-
ren bereit ist; es kann dabei Gelegenheit nehmen, 

zugleich den Kreis der vergütungspflichtigen Ge-
schäfte, wie er nunmehr von § 1897 Abs. 1, § 1901 
Abs. 1 BGB-E umschrieben wird, für die in Rede 
stehende Vormundschaft zu konkretisieren. Auf 
diese Weise wird nicht nur unberechtigten Vergü-
tungserwartungen im Vorfeld begegnet, sondern 
auch für alle Beteiligten Rechtssicherheit geschaffen: 
Nicht genehmigte Überschreitungen des Limits blei-
ben - auch bei nachgewiesenem Mehraufwand - ver-
gütungsfrei. Genehmigte, das Zeitlimit überschrei-
tende Tätigkeiten begründen für den Vormund die 
Gewähr, mit seiner auf diese Tätigkeit gestützten 
Vergütungsforderung nicht im nachhinein zurückge-
wiesen zu werden. 

Satz 2 ermöglicht es, die in Satz 1 vorgesehenen Re-
gelungen zugleich mit der Bestellung des Vormundes 
zu treffen. 

Zu §§ 1836 c bis 1836 e 

Die neu eingefügten Vorschriften bestimmen erst-
mals das Maß, in dem der Mündel für die Kosten der 
Vormundschaft in Anspruch genommen werden 
kann. Sie definieren den Begriff der Mittellosigkeit 
und eröffnen der Staatskasse die Möglichkeit, für 
von ihr verauslagte Beträge zur Deckung von An-
sprüchen auf Aufwendungsersatz oder Vergütung 
beim Mündel im Rahmen von dessen finanzieller Lei-
stungsfähigkeit und bei seinem Erben im Rahmen 
des vorhandenen Nachlasses Regreß zu nehmen. 

Mit dem neuen § 1836 c BGB-E wird erstmals klarge-
stellt, in welchem Umfang der Mündel zu den Kosten 
der Vormundschaft herangezogen werden kann. Bis-
lang ist in Literatur und Rechtsprechung bereits die 
Grundsatzfrage umstritten, ob die Befriedigung von 
Ansprüchen des Vormundes durch die Staatskasse 
den Charakter einer staatlichen Sozialleistung für 
den Mündel trägt oder ob es sich dabei um eine sub-
sidiäre Entschädigung für den kraft einer staatsbür-
gerlichen Pflicht in Anspruch genommenen Vormund 
handelt, die grundsätzlich vom Staat zu übernehmen 
und vom Mündel nur insoweit zu tragen ist, als dieser 
sich dafür nicht in seinen Ausgaben einschränken 
muß. Der Entwurf beantwortet die Frage im Sinne 
der erstgenannten Alternative: Er bestimmt in 
§ 1836 c BGB-E das Maß der Inanspruchnahme in 
Anlehnung an die Regelungen der Sozialhilfe und 
sieht vor, daß der Mündel grundsätzlich in gleichem 
Umfang zum Ersatz der Aufwendungen des Vormun-
des und zur Zahlung von desssen Vergütung heran-
gezogen wird, in dem die Gewährung von Hilfe 
in besonderen Lebenslagen in den Fällen des § 81 
Abs. 1 des Bundessozialhilfegesetzes vom Einsatz 
eigener Mittel des Betroffenen abhängig gemacht 
wird. 

Vormundschaft und Betreuung werden im Interesse 
des Betroffenen selbst angeordnet; schon das gelten-
de Recht geht deshalb von einer primären Verpflich-
tung des Betroffenen zur Übernahme der entstehen-
den Kosten aus. Es erscheint sachgerecht, finanziell 
Bedürftigen bei der Bewältigung der durch Vor-
mundschaft oder Betreuungsbedürftigkeit verursach-
ten Kosten in vergleichbarem Umfang öffentliche 
Hilfe zuteil werden zu lassen wie Personen, bei 
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denen sich ähnliche Lebensrisiken aktualisiert ha-
ben. Bestrebungen, Mündel und Betreute in größe-
rem Umfang von den Kosten freizustellen, macht sich 
der Entwurf deshalb nicht nur im Interesse der 
öffentlichen Haushalte nicht zu eigen, sondern auch 
im Interesse größtmöglicher Gleichbehandlung aller 
Personengruppen, die finanziell staatlicher Hilfe be-
dürfen. 

Die Heranziehung des Sozialhilferechts als Maßstab 
trägt der Tatsache Rechnung, daß Sozialhilfe- wie 
Vormundschafts- und Betreuungsrecht das Ziel ver-
folgen, Hilfsbedürftigen Beistand auch in länger an-
dauernden Notlagen zu gewähren, während die - von 
der Praxis bislang zum Teil ebenfalls herangezoge-
nen - Regelungen der Prozeßkostenhilfe nur die - be-
grenzte - Absicht verfolgen, Betroffenen die zur Be-
hauptung einer Rechtsposition erforderliche Führung 
eines Rechtsstreits zu ermöglichen. Die vom Entwurf 
für entsprechend anwendbar erklärten Regelungen 
des Bundessozialhilfegesetzes werden von den Ge-
richten teilweise bereits angewandt (etwa BayObLG, 
Beschluß vom 22. Juni 1995, 3Z BR 66/95, FamRZ 
1995, 1375). Da auch die Regelungen der Prozeß-
kostenhilfe ihrerseits Regelungen des Bundessozial-
hilfegesetzes wiederholen bzw. in Bezug nehmen 
(zur Bestimmung des „Einkommens" in § 115 Abs. 1 
Satz 2 ZPO, zu den hiervon abzusetzenden Beträgen, 
insbesondere Steuern, Sozialabgaben und Wer-
bungskosten, § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 ZPO, sowie zu 
den zusätzlich abzusetzenden Freibeträgen für den 
Betroffenen und die ihm gegenüber Unterhaltsbe-
rechtigten, § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 ZPO, außerdem 
zum einzusetzenden Vermögen in § 115 Abs. 2 ZPO), 
sind diese den Gerichten der Sache nach bereits in 
erheblichem Umfang vertraut und damit ohne we-
sentlichen zusätzlichen Aufwand handhabbar. 

Im einzelnen regelt Nummer 1 durch Verweisung auf 
§§ 76, 79 Abs. 1 und 3, § 81 Abs. 1 und § 82 des Bun-
dessozialhilfegesetzes, inwieweit Einkommen in An-
spruch genommen werden darf. Zum Einkommen 
gehören - gemäß § 76 Abs. 1 BSHG - alle Einkünfte 
in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme von Leistun-
gen nach dem Bundessozialhilfegesetz, der Grund-
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz und der 
Renten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschä-
digungsgesetz für Schaden an Leben sowie an Kör-
per oder Gesundheit gewährt werden, bis zur Höhe 
der vergleichbaren Grundrente nach dem Bundes-
versorgungsgesetz. 

Berücksichtigt wird das Einkommen des Mündels „zu-
sammen mit dem Einkommen seines nicht getrennt

-

lebenden Ehegatten", weil der Betroffene (nur aus-
nahmsweise der minderjährige Mündel, häufiger da-
gegen der volljährige Betreute, vgl. § 1908 i BGB-E) 
und sein Ehegatte entsprechend der Systematik des 
Bundessozialhilfegesetzes (vgl. do rt  nur § 79 Abs. 1) als 
Wirtschafts- und Bedarfsgemeinschaft behandelt wer-
den. Das Einkommen auch der Eltern eines minderjäh-
rigen und unverheirateten Mündels soll dagegen in be-
wußter Abweichung von § 79 Abs. 2 des Bundessozial-
hilfegesetzes nicht berücksichtigt werden. 

Von dem so ermittelten Einkommen sind gemäß § 76 
Abs. 2 und 2 a des Bundessozialhilfegesetzes die do rt  

näher bestimmten Steuern, Sozialabgaben und Wer-
bungskosten abzusetzen. Dieses bereinigte Einkom-
men wird sodann mit der sich aus der Anwendung 
der § 79 Abs. 1, 3, § 81 Abs. 1 und § 82 des Bundes-
sozialhilfegesetzes ergebenden Einkommensgrenze 
verglichen. 

Im einzelnen verbleibt dem Betroffenen insoweit 
- ggf. zusammen mit seinem Ehegatten - zunächst 
der Grundbetrag nach § 79 Abs. 1 Nr. 1 des Bundes-
sozialhilfegesetzes, der sich gemäß dem ausdrücklich 
mit in Bezug genommenen § 81 Abs. 1 des Bundes-
sozialhilfegesetzes um ca. 500,- DM  auf derzeit 
1 520,- DM erhöht. Diese besondere Einkommens-
grenze gilt u. a. für körperlich, geistig oder seelisch 
wesentlich behinderte oder von Behinderung be-
drohte Personen (§ 39 Abs. 1 und 2 Bundessozialhilfe-
gesetz), wenn diesen Hilfe in einer Anstalt, einem 
Heim oder einer gleichartigen Einrichtung oder in 
einer Einrichtung zur teilstationären Betreuung 
gewährt wird (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 Bundessozialhilfe-
gesetz) oder wenn diese ambulant behandelt oder 
ihnen sonstige ärztliche oder ärztlich verordnete 
Maßnahmen zur Verhütung, Beseitigung oder Milde-
rung der Behinderung (§ 40 Abs. 1 Nr. 1 Bundes

-

sozialhilfegesetz) gewährt werden (§ 81 Abs. 1 Nr. 2 
Bundessozialhilfegesetz). Vormundschaft und Be-
treuung verfolgen dem vergleichbare Ziele. Zu ihren 
Kosten sollen deshalb Betroffene - auch soweit die 
Voraussetzungen des § 81 Abs. 1 Bundessozialhilfe-
gesetz nicht ohnehin vorliegen - im gleichen Ausmaß 
beitragen wie zu den Kosten der do rt  genannten 
Maßnahmen. Der dem Betroffenen hiernach zu be-
lassende heranziehungsfreie Grundbetrag ist nach 
dem - ebenfalls in Bezug genommenen - § 82 Bun-
dessozialhilfegesetz dynamisiert und gemäß der Ver-
ordnung vom 17. Oktober 1996 (BGBl. I S. 1532) im 
Bereich der neuen Bundesländer mit Ausnahme des 
Landes Berlin auf 1 473,- DM abgesenkt. 

Zusätzlich zu diesem Grundbetrag verbleiben den 
Betroffenen nach § 79 Abs. 1 Nr. 2 des Bundessozial-
hilfegesetzes die Kosten der Unterkunft, soweit sie 
angemessen sind, und ein Familienzuschlag, der sich 
nach Nummer 3 der genannten Vorschrift bestimmt; 
ein Familienzuschlag nach § 79 Abs. 2 Nr. 3 des Bun-
dessozialhilfegesetzes (auch) für die Eltern eines un-
verheirateten minderjährigen Mündels kommt dage-
gen konsequenterweise nicht in Betracht, wenn man 
- wie der Entwurf - auf die Berücksichtigung des 
Elterneinkommens von vornherein verzichtet. 

Nur den Teil seines bereinigten Einkommens, der 
über der so ermittelten Einkommensgrenze liegt, hat 
der Mündel zur Deckung der Kosten der Vormund-
schaft einzusetzen; die §§ 84 bis 87 des Bundessozial-
hilfegesetzes, die hier zusätzliche Differenzierungen 
vorsehen, nimmt der Entwurf im Interesse einer er-
leichterten Handhabung der Vorschriften durch die 
Gerichte nicht mit in Bezug. Dabei stellt § 1836 c 
Nr. 1 BGB-E die Betroffenen günstiger als das Recht 
der Sozialhilfe: Während diese vom „Hilfesuchenden 
und seinem nicht getrennt lebenden Ehegatten" im 
Rahmen der Zumutbarkeit die Aufbringung der Mit-
tel zur Bedarfsdeckung verlangt, ist nach § 1836 c 
Nr. 1 BGB-E die Inanspruchnahme der Höhe nach 
auf das Einkommen des Betroffenen beschränkt. Nur 
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„sein Einkommen" ist zur Deckung der Kosten der 
Vormundschaft bzw. Betreuung einzusetzen. Die 
Berücksichtigung des Ehegatteneinkommens kann 
allenfalls dazu führen, daß der Betroffene sein Ein-
kommen vollständig einzusetzen hat, weil das Ein-
kommen seines Ehegatten zur Deckung der sonsti-
gen Bedarfe einschließlich des Verschonungsbetra-
ges hinreicht. Zur darüber hinausgehenden Deckung 
auch der Kosten der Vormundschaft oder Betreuung 
kann das Ehegatteneinkommen dagegen grundsätz-
lich nicht herangezogen werden. Dies kommt viel-
mehr nur insoweit in Betracht, als der Ehegatte dem 
Betroffenen gegenüber im Einzelfall weitergehende 
Unterhaltspflichten hat: Solche Unterhaltsansprüche 
begründen für den Fall ihrer Erfüllung eigenes- her

-

anziehungsfähiges - Einkommen des Betroffenen 
und können im Falle ihrer Nichterfüllung von der in 
Vorlage getretenen Staatskasse in Anwendung von 
§ 1836 e BGB-E gegenüber dem Verpflichteten gel-
tend gemacht werden. 

Die Regelung des § 1836 c Nr. 1 zweiter Halbsatz 
BGB-E ist dem § 87 Abs. 1 des Bundessozialhilfege-
setzes nachgebildet. Sie stellt im Interesse derer, die 
ihr Einkommen einzusetzen haben, klar, daß der Ein-
satz gleicher Einkommensteile nicht zweimal ver-
langt werden kann. Zugleich wird der allgemeine 
Grundsatz des Nachrangs der Sozialhilfe auch im 
Verhältnis von Justizkasse und Sozialhilfeträger klar-
gestellt: Vorhandenes Einkommen ist vorrangig im 
Rahmen der Hilfe in besonderen Lebenslagen nach 
dem Bundessozialhilfegesetz einzusetzen. Dadurch 
wird verhindert, daß infolge des Einsatzes von Ein-
kommen zur Deckung der Kosten der Vormundschaft 
das für sozialhilferechtliche Bedarfe zur Verfügung 
stehende Einkommen vermindert und so im Ergebnis 
eine erhöhte Sozialhilfebedürftigkeit begründet wird. 
In welchem Umfang der Einsatz von Einkommen für 
Bedarfe der Hilfe in besonderen Lebenslagen gefor-
dert ist, kann im Einzelfall dem Sozialhilfebescheid 
entnommen werden, so daß die Handhabung der 
Konkurrenzklausel der Praxis keine zusätzlichen Pro-
bleme bereiten wird. 

Nummer 2 verweist - wie § 115 Abs. 2 ZPO - hin- 
sichtlich der Inanspruchnahme von Vermögen auf 
§ 88 des Bundessozialhilfegesetzes. Danach hat der 
Mündel grundsätzlich sein gesamtes verwertbares 
Vermögen einzusetzen, soweit keiner der Verscho-
nungstatbestände des § 88 Abs. 2 Bundessozialhilfe-
gesetz vorliegt: Geschont werden danach insbeson-
dere ein angemessenes Hausgrundstück, das der 
Betroffene allein oder zusammen mit Angehörigen 
selbst bewohnt (§ 88 Abs. 2 Nr. 7 Bundessozialhilfe-
gesetz) sowie „kleinere Barbeträge", die nach der 
hierzu erlassenen Durchführungsverordnung derzeit 
auf grundsätzlich 2 500,- DM, nach Vollendung des 
60. Lebensjahres und bei Erwerbsunfähigkeit auf 
4 500,- DM und bei besonders schwerer Behinde-
rung auf 8 000,- DM festgesetzt worden sind (§ 88 
Abs. 2 Nr. 8, Abs. 4 Bundessozialhilfegesetz i. V. m. 
DurchführungsVO in der Fassung vom 23. Oktober 
1991 [BGBl. I S. 2037]). Darüberhinaus kann ein Ver-
mögenseinsatz nach § 88 Abs. 3 Bundessozialhilfege-
setz insoweit nicht verlangt werden, als dies für den 
Betroffenen oder seine unterhaltsberechtigten Ange

-

hörigen eine Härte bedeuten würde. Da der Entwurf 
- ausweislich seiner Regelung zur Inanspruchnahme 
des Einkommens - den Mündel demjenigen gleich-
stellt, der Hilfe in besonderen Lebenslagen erhält, ist 
der hieran anknüpfende Satz 2 des § 88 Abs. 3 Bun-
dessozialhilfegesetz anwendbar, demzufolge eine 
Härte vor allem insoweit vorliegt, als eine angemes-
sene Lebensführung oder die Aufrechterhaltung ei-
ner angemessenen Alterssicherung wesentlich er-
schwert würde. Dagegen wird der höhere Schonbe-
trag nach § 88 Abs. 3 Satz 3 Bundessozialhilfegesetz 
dem Betroffenen nur dann gewährt werden können, 
wenn die dort  genannte Voraussetzung der Gewäh-
rung von Eingliederungshilfe zur Beschäftigung in 
einer Werkstatt für Behinderte im Einzelfall tatsäch-
lich vorliegt. 

Mit dem neuen § 1836. d BGB-E wird der in § 1835 
Abs. 4 Satz 1 zugrundegelegte und bislang in § 1836 
Abs. 2 Satz 4, § 1836 a Satz 4 BGB - künftig in 
§ 1836 a Abs. 1, § 1835 a Satz 4 BGB-E - in Bezug 
genommene Begriff der Mittellosigkeit erstmals defi-
niert. Der Mündel gilt danach als mittellos und in-
folgedessen ein Anspruch des Vormundes gegen die 
Staatskasse als begründet, wenn der Mündel nach 
seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnis

-

sen die geltend gemachten Aufwendungen oder Ver-
gütungen - einschließlich der hierauf zu leistenden 
Abschläge, Vorschüsse und Pauschalzahlungen - 
nicht in einem Betrag begleichen kann. Der Entwurf 
geht dabei davon aus, daß der Vormund bei Mittel-
losigkeit des Mündels seinen Anspruch insgesamt 
- also nicht nur in dem Maße, in dem der Mündel zur 
Leistung nicht in der Lage ist - nach § 1835 Abs. 4 
Satz 1 BGB bzw. § 1835 a Satz 4 und § 1836 a Abs. 1 
BGB-E gegen die Staatskasse geltend machen kann. 
Die Staatskasse kann ihrerseits beim Mündel, soweit 
dieser leistungsfähig ist, und bei dessen Erben - hier 
im Rahmen des vorhandenen Nachlasses - nach 
§ 1836 e BGB-E Rückgriff nehmen. 

Das Maß des nach den persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnissen Aufzubringenden bestimmt sich 
dabei grundsätzlich nach § 1836 c BGB-E. Zusätz-
liche Begrenzungen können sich im Einzelfall mögli-
cherweise daraus ergeben, daß sich der Mündel bei 
Anwendung der §§ 850 bis 850 i der Zivilprozeßord-
nung auf Unpfändbarkeit berufen könnte. Auch inso-
weit muß der Mündel als mittellos gelten, da der Vor-
mund andernfalls in die Situation geraten könnte, 
seine Ansprüche wegen fehlender Mittellosigkeit 
nicht gegenüber dem Staat, infolge fehlender Pfänd-
barkeit aber auch nicht gegenüber dem Mündel 
realisieren zu können. 

Der Entwurf sieht - in § 56 g FGG-E - verfahrensmä-
ßige Erleichterungen bei der Feststellung der Mittel-
losigkeit vor: Das Gericht kann den Mündel ohne 
nähere Prüfung insbesondere der in § 1836 c BGB-E 
bestimmten Kriterien als mittellos ansehen und dem-
entsprechend Ansprüche des Vormundes gegen die 
Staatskasse festsetzen, wenn der Aufwand zur Er-
mittlung der persönlichen und wi rtschaftlichen Ver-
hältnisse des Mündels nach seiner freien Überzeu-
gung außer Verhältnis zur Höhe des aus der Staats-
kasse zu begleichenden Anspruchs steht. Ebenfalls 
aus Gründen erleichterter Handhabbarkeit hat der 
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Entwurf bewußt davon abgesehen, dem Vormund 
die Last abzunehmen, Unterhaltsansprüche des 
Mündels gegen dessen Familienangehörige geltend 
machen zu müssen. Nach Auffassung des Entwurfs 
sind Unterhaltsansprüche des Mündels bei der Er-
mittlung von Leistungsfähigkeit und Mittellosigkeit 
grundsätzlich zu berücksichtigen (zur Ausnahme bei 
der Aufwandsentschädigung vgl. Einzelbegründung 
zu Nr. 8 - § 1835 a BGB-E). Der Entwurf hat auch 
bewußt nicht angeordnet, daß solche Unterhaltsan-
sprüche bei der Bestimmung der Mittellosigkeit zu-
nächst außer Betracht zu bleiben hätten und folglich 
der Feststellung der Mittellosigkeit und damit einem 
Anspruch des Vormundes gegen die Staatskasse 
nicht im Wege stünden. In diesem Falle hätte es näm-
lich der Staatskasse in allen Fällen obliegen müssen, 
den Anspruch - der dann entsprechend § 91 des Bun-
dessozialhilfegesetzes auf sie übergehen müßte - in 
der Höhe, in der sie dem Vormund Ersatz geleistet 
hat, gegen die (Unterhalts-)Verpflichteten geltend zu 
machen. Hiervon hatte der Entwurf jedoch im Inter-
esse möglichst weitgehender Entlastung der Justiz 
abzusehen. 

Im Falle der - jetzt in § 1836 c BGB-E näher definier-
ten - Mittellosigkeit des Mündels ist nach der vom 
Entwurf beibehaltenen Regelung des § 1835 Abs. 4 
Satz 1 sowie der den geltenden § 1836 Abs. 2 und 
§ 1836 a  Satz  4 entsprechenden Regelung des 
§ 1836 a Abs. 1 und § 1835 a Satz 4 BGB-E der Vor-
mund berechtigt, Vergütung, Vorschuß und Ersatz 
aus der Staatskasse zu verlangen. § 1836 e Satz 1 
BGB-E sieht vor, daß die Ansprüche des Vormundes 
mit ihrer Befriedigung durch die Staatskasse auf 
diese übergehen. Damit wird die vom geltenden 
Recht offengelassene Frage, ob ein späterer Vermö-
genszuwachs des Mündels diesen verpflichtet, der 
Staatskasse die Leistungen zurückzuerstatten, die sie 
an den Vormund erbracht hat, positiv beantwortet. 
Zudem wird die notwendige Konsequenz daraus ge-
zogen, daß nach der ausdrücklichen Regelung des 
Entwurfs die Staatskasse schon dann insgesamt in 
Vorlage tritt, wenn der Mündel auch nur zu Teillei-
stungen nicht in der Lage ist (vgl. Einzelbegründung 
zu § 1836 c BGB-E). Künftig kann die Staatskasse bei 
einem Mündel Rückgriff nehmen, der zur Deckung 
der Kosten jedenfalls teilweise in der Lage ist, der 
nachträglich zu Geld kommt oder bei dem nachträg-
lich festgestellt wird, daß er zu Unrecht für mittellos 
gehalten worden war. Der Rückgriff ist grundsätzlich 
nur im Rahmen der durch § 1836 c bestimmten Lei-
stungsfähigkeit zulässig. Durch die an § 92 c des 
Bundessozialhilfegesetzes orientierte Regelung in 
Satz 2, derzufolge der übergegangene Anspruch in 
10 Jahren vom Ablauf des Jahres an erlischt, in dem 
die Staatskasse in Vorlage getreten ist, wird der 
gegen den Mündel bestehende Regreßanspruch zu-
sätzlich begrenzt und zugleich die Justizkasse von 
der Verwaltung solcher (Alt-)Forderungen entlastet. 

Eine Verpflichtung, die Rückgriffsmöglichkeit gegen 
den Mündel in jedem Falle wahrzunehmen, schafft 
der Entwurf nicht; vielmehr ermächtigt er in § 56 g 
FGG-E die Gerichte, von der Festsetzung von Rück-
zahlungen in bestimmten Fällen abzusehen. Er stellt 
damit sicher, daß zur Geltendmachung der auf den 

Fiskus übergegangenen Ansprüche kein Aufwand 
betrieben wird, der zum erzielbaren Ertrag außer 
Verhältnis steht. Vor dem Hintergrund dieser Rege-
lung erscheint es dann unproblematisch, für die Fest-
stellung der Mittellosigkeit auf den Zeitpunkt abzu-
stellen, in dem über die Kostenübernahme durch die 
Staatskasse zu entscheiden ist: Die - im Interesse des 
Vormundes liegende - frühzeitige Feststellung der 
Mittellosigkeit kann künftig nicht mehr die - vor 
allem in Fällen absehbarer finanzieller Erholung des 
Mündels mißliche - Konsequenz der endgültigen 
Übernahme dieser Kosten durch die Staatskasse 
haben, sondern sie bewirkt nur noch, daß die Staats-
kasse hier in Vorlage tritt und dadurch eine frühzei-
tige Erfüllung der Ansprüche des Vormundes sicher-
stellt. 

Nach dem Tode des Mündels gehen seine Verbind-
lichkeiten gegenüber der Staatskasse als Nachlaß-
verbindlichkeiten auf die Erben über (§§ 1922, 1967 
BGB). Ihre Haftung wird nach dem Entwurf in Anleh-
nung an das Sozialhilferecht begrenzt: Ihnen kommt 
die - schon zugunsten des Mündels wirkende und 
an § 92 c Abs. 1 Satz 2 Bundessozialhilfegesetz ange-
lehnte - Regelung in Satz 2 zugute, derzufolge die 
Ansprüche der Staatskasse in 10 Jahren vom Ablauf 
des Jahres an erlöschen, in dem die Staatskasse die 
Aufwendungen für die Vergütung bezahlt hat. Satz 3 
erster Halbsatz begrenzt - wie § 92 Abs. 2 Satz 2 
Bundessozialhilfegesetz - die Haftung des Erben auf 
den Wert des im Zeitpunkt des Erbfalles vorhande-
nen Nachlasses und erspart damit die ansonsten hier-
zu durchzuführenden Verfahren nach §§ 1975 ff. 
BGB. Der von Satz 3 zweiter Halbsatz ausdrücklich 
in Bezug genommene § 92 c Abs. 3 Bundessozial-
hilfegesetz nennt darüber hinaus 3 Fallgruppen, in 
denen der Regreßanspruch nicht geltend zu machen 
ist: 1. Soweit der Wert des Nachlasses weniger als 
das Zweifache des Grundbetrages nach § 81 Abs. 1 
Bundessozialhilfegesetz, derzeit also weniger als 
3 012,- DM, beträgt, eine Inanspruchnahme des 
Nachlasses also den dafür erforderlichen Aufwand 
kaum lohnt; 2. soweit der Wert des Nachlasses unter 
30 000 DM liegt und der Erbe als Ehegatte oder Ver-
wandter des Betroffenen mit diesem nicht nur vor-
übergehend bis zum Tode des Betroffenen in häus-
licher Gemeinschaft gelebt und ihn gepflegt hat; 
3. soweit die Inanspruchnahme des Erben für diesen 
nach der Besonderheit des Einzelfalles eine beson-
dere Härte bedeuten würde. Insgesamt kann der 
Erbe des Betroffenen damit in gleicher Weise zum 
Ersatz der von der Staatskasse für Vormundschaft oder 
Betreuung verauslagten Beträge herangezogen wer-
den wie der Erbe eines Empfängers von Sozialhilfe zu 
deren Kosten. Infolge der Verweisung von Satz 3 zwei-
ter Halbsatz auch auf § 92 c Abs. 4 Bundessozialhilfe-
gesetz gilt die do rt  bestimmte dreijährige Erlöschens-
frist für den Regreßanspruch entsprechend. 

Weitere als die dem § 92 c Bundessozialhilfegesetz 
nachempfundenen Haftungsbeschränkungen kom-
men den Erben nicht zugute; insbesondere findet 
§ 1836 c BGB-E auf ihn keine Anwendung. Satz 3 
dritter Halbsatz zieht mit dieser Klarstellung die 
Konsequenz daraus, daß § 1836 c BGB-E nicht den 
Bestand der auf die Staatskasse übergegangenen 
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Ansprüche gegen den Mündel berührt, sondern nur 
die Geltendmachung dem Mündel gegenüber be-
schränkt. 

Für den Regreß gegen Mündel wie Erben notwen-
dige Verfahrensregelungen stellt der Entwurf in 
§ 56 g FGG-E bereit; die Beitreibbarkeit der Regreß-
ansprüche wird durch eine neue Nummer 4 b in § 1 
Abs. 1 der Justizbeitreibungsordnung sichergestellt. 

Zu Nummer 11 (§ 1896) 

Wer zu einer Einrichtung, in welcher der Betroffene 
untergebracht ist, in einem Abhängigkeitsverhältnis 
oder in einer anderen engen Beziehung steht, darf 
gemäß § 1897 Abs. 3 nicht zum Betreuer beste llt wer-
den. Der so vom Amt des Betreuers Ausgeschlossene 
kann von dem Betroffenen jedoch rechtsgeschäftlich 
bevollmächtigt werden. Mitunter sollen solche Be-
vollmächtigungen bei der Aufnahme eines Betroffe-
nen in einer Einrichtung sogar routinemäßig erfolgen. 

Die rechtsgeschäftliche Bevollmächtigung wird von 
den Vormundschaftsgerichten offenbar nicht selten 
auch dann zum Anlaß genommen, gemäß § 1896 
Abs. 2 von einer Betreuerbestellung abzusehen, 
wenn der Bevollmächtigte zu dem in § 1897 Abs. 3 
beschriebenen Personenkreis gehört. Eine solche 
Handhabung erscheint nicht unproblematisch, da die 
Interessenkollision, der § 1897 Abs. 3 vorbeugen will, 
sich auch und gerade im Zusammenhang mit einer 
rechtsgeschäftlichen Vollmachtserteilung ergeben 
kann. Das geltende Recht bietet zwar bereits die 
Möglichkeit, bei der Bevollmächtigung einer Person, 
die nach § 1897 Abs. 3 vom Betreueramt aus-
geschlossen ist, dem Betroffenen zusätzlich einen 
Betreuer zu bestellen, da in solchen Fällen „die 
Angelegenheiten" des Betroffenen möglicherweise 
nicht „ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt 
werden können" . Um Mißbräuchen im Interesse des 
Betroffenen von vornherein zu begegnen, hält der 
Entwurf eine gesetzliche Klarstellung dieser Mög-
lichkeit für ratsam. Der im geltenden § 1896 Abs. 2 
Satz 2 normierte grundsätzliche Vorrang der ( „Vor

-

Sorge- ")Vollmacht vor einer Betreuung soll deshalb 
ausdrücklich auf Fälle beschränkt werden, in denen 
der Bevollmächtigte nicht zu den in § 1897 Abs. 3 ge-
nannten Personen gehört. Gehört der Bevollmäch-
tigte zu dem dort umschriebenen Personenkreis, muß 
- wenn die Voraussetzungen des § 1896 für eine Be-
treuerbestellung „an sich" vorliegen - das Vormund-
schaftsgericht zwar nicht zwingend einen Betreuer 
bestellen; es kann vielmehr auch hier die Erforder-
lichkeit der Betreuerbestellung nach § 1896 Abs. 2 
Satz 1 verneinen. Der neu gefaßte Absatz 2 Satz 2 
verzichtet jedoch darauf, für solche Fälle die Notwen-
digkeit einer Betreuerbestellung schon grundsätzlich 
zu negieren. Er gibt damit den Vormundschaftsge-
richten Gelegenheit, die Erforderlichkeit der Be-
treuerbestellung anhand der besonderen Umstände 
des Einzelfalles individuell und unabhängig von ge-
setzlichen Regelvorgaben zu prüfen. 

Zu Nummer 12 (§ 1897) 

Der Entwurf empfiehlt, in einem neuen § 1901 Abs. 1 
BGB-E die auf die rechtliche Besorgung der Angele

-

genheiten des Betreuten bezogene Amtsführung des 
Betreuers von solchen nur faktischen Tätigkeiten des 
Betreuers klarer abzugrenzen, die zwar im Interesse 
menschlicher Zuwendung wünschenswert sind, zu 
der dem Betreuer obliegenden Rechtsfürsorge für 
den Betreuten aber in keinem erkennbaren Sachzu-
sammenhang stehen. Mit der vorgeschlagenen Neu-
fassung des § 1897 Abs. 1 soll diese Klarstellung be-
reits bei der Bestellung des Betreuers Beachtung fin-
den. 

Zu Nummer 13 (§ 1901) 

Der neu eingefügte Absatz 1 verdeutlicht die Ab-
grenzung zwischen den dem Betreuer vom Gesetz 
zugewiesenen Amtsgeschäften und dessen darüber 
hinausgehendem faktischen Engagement für den 
Betreuten. Er sieht die Grenze in der „rechtlichen" 
Besorgung der in den Aufgabenkreis des Betreuers 
fallenden Angelegenheiten. Amtsgeschäfte des Be-
treuers sind danach alle Tätigkeiten, die zur Rechts-
fürsorge für den Betreuten erforderlich sind. Damit 
werden einerseits alle - also nicht etwa nur vermö-
gensrechtliche - Angelegenheiten des Betreuten um-
faßt. Andererseits werden Tätigkeiten ausgeschie-
den, die sich in der tatsächlichen Hilfeleistung für 
den Betroffenen erschöpfen, ohne zu dessen Rechts-
fürsorge erforderlich zu sein. Bei der Prüfung der 
Erforderlichkeit von faktischen Maßnahmen zur 
Rechtsfürsorge ist ein großzügiger Maßstab anzule-
gen und insbesondere auf das Postulat persönlicher 
Betreuung Bedacht zu nehmen: Die hierfür gebotene 
Ermittlung von Willen und Wünschen des Betreuten 
wird dem Betreuer vielfach nur auf der Grundlage 
eines Vertrauensverhältnisses zum Betreuten gelin-
gen, das durch Maßnahmen persönlicher Zuwen-
dung aufgebaut und erhalten werden wi ll. Auch 
solche vertrauensbildenden und -erhaltenden Maß-
nahmen können deshalb zur Tätigkeit des Betreuers 
gehören, wenn sie zur Willenserforschung und damit 
zu einer persönlichen Interessenwahrnehmung 
durch den Betreuer „erforderlich", d. h. geeignet und 
notwendig sind und zu dem angestrebten Zweck 
nicht außer Verhältnis stehen. Maßnahmen des Be-
treuers, die diesen Rahmen überschreiten oder sogar 
jeglichen Bezug zu der dem Betreuer übertragenen 
Rechtsfürsorge vermissen lassen, sind als Ausdruck 
menschlicher Zuwendung wünschenswert und für 
den Betreuten im Regelfall von unschätzbarem Nut-
zen. Sie gehören jedoch nicht zu den dem Betreuer 
vom Gesetz zugewiesenen Aufgaben rechtlicher 
Interessenwahrnehmung. Ein Berufsbetreuer kann 
deshalb für solche Aufgaben keine Vergütung ver-
langen; die Staatskasse muß - bei Mittellosigkeit des 
Betreuten - für solche karitativen Tätigkeiten nicht 
einstehen. 

Mit der vorgeschlagenen Ergänzung des § 1901 wird 
keine scharfe Trennlinie gezogen; der Grenzverlauf 
zwischen Rechtsfürsorge einerseits und rechtsfreier 
Zuwendung andererseits muß - angesichts der Viel-
falt der Lebenssachverhalte - weiterhin der Bestim-
mung durch die Praxis überlassen bleiben. Immerhin 
kann die Klarstellung dazu beitragen, das Bewußt-
sein aller Beteiligten für die Existenz dieser Grenze 
zu schärfen, einer Enttäuschung von Vergütungs- 
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hoffnungen rechtzeitig zu begegnen und einer miß-
bräuchlichen Inanspruchnahme von bemittelten Be-
treuten oder der Staatskasse zu wehren. 

Zu den Nummern 14, 15 (§§ 1904, 1906) 

In Rechtsprechung und Literatur ist umstritten, ob 
aufgrund einer rechtsgeschäftlichen Vollmacht von 
dem Bevollmächtigten in eine ärztliche Heilbehand-
lung des Vollmachtgebers eingewilligt oder eine 
Unterbringung des Vollmachtgebers verfügt werden 
kann. Zum Teil wird die Auffassung vertreten, daß 
- bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 1896 
Abs. 1 - auch für eine Heilbehandlung oder Unter-
bringung des Betroffenen eine Betreuerbestellung 
grundsätzlich nicht erforderlich sei, soweit eine Voll-
macht erteilt sei und diese Angelegenheiten durch 
einen Bevollmächtigten ebenso gut wie durch einen 
Betreuer besorgt werden könnten. Begründet wird 
diese Auffassung mit der Erwägung, der Vorrang pri-
vatrechtlicher Bevollmächtigung vor gerichtlich in-
stallierter Betreuung stärke die Autonomie des Be-
troffenen; nach Auffassung des Gesetzgebers, die in 
§ 1896 Abs. 3 BGB ihren Niederschlag gefunden 
habe, genüge es, hier erforderlichenfalls einen 
Betreuer zu bestellen, dessen Aufgabenkreis sich in 
der Geltendmachung von Rechten des Betreuten ge-
genüber seinem Bevollmächtigten erschöpfe. So hält 
beispielsweise das Landgericht Stuttgart (Beschluß 
vom 16. September 1993 - 2 T 764/93 -, BtPrax 1994 
S. 64) die Einrichtung einer Betreuung zum Zweck 
der richterlichen Genehmigung unterbringungsähn-
licher Maßnahmen dann nicht für erforderlich, wenn 
der Betroffene durch eine Altersvorsorgevollmacht 
eine Vertrauensperson zur Anordnung gesundheits-
vorsorgender und aufenthaltsbestimmender Maß-
nahmen ermächtigt hat. Das Landgericht führt aus, 
die Freiheitsgarantie würde sich in ihr Gegenteil ver-
kehren, wenn dem mündigen Individuum verwehrt 
würde, selbst zu bestimmen, ob und wem er sich an-
vertrauen wolle, falls er seine Selbstbestimmungsfä-
higkeit einmal verlieren sollte. Der Gefahr eines Voll-
machtsmißbrauchs habe der Gesetzgeber durch die 
Schaffung des Instituts der Kontrollbetreuung vorge-
beugt; ein Kontrollbetreuer könne bestellt werden, 
wenn Anhaltspunkte für einen Vollmachtsmißbrauch 
vorlägen. Das Oberlandesgericht Stuttgart  (Beschluß 
vom 23. Februar 1994 - 8 W 534/93 -, BtPrax 1994 
S. 99) teilt im Grundsatz die Auffassung, durch eine 
persönliche Altersvorsorgevollmacht könne einem 
Bevollmächtigten die Befugnis übertragen werden, 
anstelle des Betroffenen in freiheitsbeschränkende 
Maßnahmen einzuwilligen, ohne daß dies der Ge-
nehmigung des Vormundschaftsgerichts bedürfe. 
Vorrang vor den gesetzlichen Regelungen über die 
freiheitsbeschränkenden Maßnahmen könne eine 
Vollmacht allerdings nur dann haben, wenn hinrei-
chend sichergestellt sei, daß sich der Betroffene bei 
der Erteilung der Vollmacht über deren Inhalt und 
Tragweite im klaren gewesen sei. Dies sei nur dann 
der Fall, wenn die Vollmacht ausdrücklich, insbeson-
dere in Anlehnung an den Gesetzeswortlaut des 
§ 1906 Abs. 4, den Entzug der Freiheit durch mecha-
nische Einrichtungen, Medikamente oder auf andere 
Weise anspreche. 

Nach der Gegenansicht kann die Bestimmungsmög-
lichkeit über die eigene persönliche Freiheit auch 
durch eine derart präzise Vollmacht nicht auf einen 
anderen übertragen werden. Insbesondere dürften 
die Befugnisse der Einwilligung in eine Heilbehand-
lung sowie der Aufenthalts- und Umgangsbestim-
mung nur einem gesetzlichen Vertreter, nicht aber 
einem Stellvertreter zustehen. Zudem erscheine es 
nicht sachgerecht, daß ein Stellvertreter keiner ge-
richtlichen Kontrolle unterstehe (vgl. etwa Land-
gericht Frankfurt  am Main, Beschluß vom 12. August 
1993 - 2/9 T 506/93 -, FamRZ 1994, 125). 

Der Entwurf folgt im Grundsatz der ersten Auffas-
sung, berücksichtigt aber die für die zweite Auffas-
sung sprechenden Schutzgesichtspunkte: Nach dem 
neu angefügten § 1904 Abs. 2 soll auch der Bevoll-
mächtigte zur Einwilligung in eine Untersuchung 
des Gesundheitszustandes, in eine Heilbehandlung 
oder in einen ärztlichen Eingriff der Genehmigung 
des Vormundschaftsgerichts bedürfen, wenn die in 
§ 1904 Abs. 1 Satz 1 näher beschriebenen Gefahren 
bestehen. Die Einwilligungsbefugnis soll von einer 
Vollmacht zudem nur dann umfaßt werden, wenn die 
Vollmacht schriftlich erteilt ist und sich ausdrücklich 
- zumindest auch - auf Untersuchungen des Gesund-
heitszustandes, auf Heilbehandlungen oder ärztliche 
Eingriffe bezieht. 

Entsprechendes soll nach dem neuen § 1906 Abs. 5 
für Unterbringungen oder unterbringungsähnliche 
Maßnahmen gelten: Sie werden von einer Vollmacht 
nur dann umfaßt, wenn die Vollmacht schriftlich 
erteilt ist und sich ausdrücklich auf die Möglichkeit 
einer Unterbringung oder unterbringungsähnlichen 
Maßnahme erstreckt. Auch bei ordnungsgemäßer 
Bevollmächtigung sind Unterbringung wie unter-
bringungsähnliche Maßnahmen nur zulässig, wenn 
die Voraussetzungen des § 1906 Abs. 1 vorliegen und 
das Gericht die von dem Bevollmächtigten verfügte 
Unterbringung nach Maßgabe des § 1906 Abs. 2 ge-
nehmigt. Der Bevollmächtigte hat, wie die Bezug-
nahme des § 1906 Abs. 5 (auch) auf § 1906 Abs. 3 
klarstellt, wie ein Betreuer die Pflicht, die Unterbrin-
gung oder die unterbringungsähnliche Maßnahme 
zu beenden, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen wird die prak-
tische Bedeutung der Vorsorgevollmacht und damit 
zugleich die Fähigkeit des Betroffenen, in voller gei-
stiger Klarheit über sein künftiges Wohl und Wehe zu 
entscheiden, gestärkt. Andererseits wird sicherge-
stellt, daß Vorsorgevollmachten in höchstpersön

-

lichen Angelegenheiten nicht voreilig erteilt und daß 
einschneidende Maßnahmen des Bevollmächtigten 
vom Vormundschaftsgericht kontrolliert werden. 

Zu Nummern 16, 17 und 18 (§§ 1908 e, 1908h und 
1908 i) 

Es handelt sich um Folgeänderungen, die sich aus 
der Neufassung der §§ 1835 ff. ergeben. Insbesonde-
re wird in sachlicher Übereinstimmung mit dem gel-
tenden Recht in § 1908 e Abs. 1 Satz 1 BGB-E klar-
gestellt, daß ein Betreuungsverein auch für Aufwen-
dungen Vorschuß verlangen kann, während eine 
Betreuungsbehörde hier nach § 1908 h Abs. 1 BGB-E 
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für Aufwendungen nur „Ersatz" geltend machen 
kann. § 1908 h Abs. 1 BGB-E nimmt darüberhinaus 
auf die Erlöschensregelung in § 1835 Abs. 1 Satz 3 
und 4 BGB-E bewußt keinen Bezug, da diese sich 
ihrer Zielsetzung entsprechend nicht gegen die 
Staatskasse richten soll und die Behörde ihre An-
sprüche ohnehin nur gegen den nicht mittellosen Be-
treuten selbst geltend machen kann. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit) 

Zu Nummer 1 (§  56 g) 

Der neu eingefügte § 56 g trifft die Verfahrensrege-
lungen für vormundschaftsgerichtliche Entscheidun-
gen in Aufwendungsersatz-, Vergütungs- und Re-
greßfragen in Vormundschaftssachen. Die Regelun-
gen gelten infolge ihrer Inbezugnahme durch § 69 e 
FGG-E für Betreuungssachen entsprechend. Sie 
machen die bislang in § 1835 Abs. 4 Satz 2, § 1836 
Abs. 2 Satz 4 und § 1836 a Satz 4 BGB enthaltene 
Verweisung auf „die Vorschriften über das Verfahren 
bei der Entschädigung von Zeugen hinsichtlich ihrer 
baren Auslagen" entbehrlich. 

Absatz 1 betrifft in seiner Nummer 1 die aus der 
Staatskasse zu begleichenden Ansprüche des Vor-
mundes oder Gegenvormundes auf Vorschuß für und 
Ersatz von Aufwendungen sowie Aufwandsentschä-
digung (§ 1835 Abs. 4, § 1835 a Satz 4 BGB-E, bislang 
§ 1836 a Satz 4 BGB), in seiner Nummer 2 die - aus 
der Staatskasse oder dem Mündelvermögen zu 
zahlende - Vergütung sowie Abschlagszahlung und 
Pauschale (§§ 1836, 1836 a und § 1836 b Nr. 1 BGB-E). 

Satz 1 bestimmt, daß das Gericht eine entsprechende 
Festsetzung nur auf Antrag trifft. Schon das geltende 
Recht sieht vor, daß aus der Staatskasse zu erbrin-
gende Leistungen nur auf Antrag des Berechtigten 
oder der Staatskasse festgesetzt werden (§ 1835 
Abs. 4 Satz 2 - ggf. i. V. m. § 1836 Abs. 2 Satz 4, 
§ 1836 a Satz 4 - BGB i. V. m. § 15 Abs. 1 und § 16 
Abs. 1 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen). Der Entwurf erwei-
tert diese Regelung auch auf den Fa ll, daß Vergü-
tungsansprüche gegen den Mündel festgesetzt wer-
den, und gibt auch dem Mündel das Recht, die Fest-
setzung zu beantragen. Eines Antrags bedarf es 
auch, soweit Mündelvermögen oder Staatskasse auf 
Auszahlung einer nach § 1836 b Nr. 1 BGB-E vom 
Gericht zuvor von Amts wegen zugebilligten Vergü-
tungspauschale in Anspruch genommen werden; mit 
der Entscheidung über die Auszahlung wird die 
Frage der Mittellosigkeit entschieden und gegebe-
nenfalls der erforderliche Vollstreckungstitel ge-
schaffen. Satz 2 zufolge soll das Gericht zugleich mit 
der Festsetzung der (aus der Staatskasse) an den Vor-
mund oder Gegenvormund zu erbringenden Leistun-
gen auch über den Regreßanspruch der Staatskasse 
gegenüber dem Mündel entscheiden; der Entwurf 
läßt insoweit aber in Satz 3 auch eine gesonderte Ent-
scheidung zu, wenn das Gericht dies für zweckmäßig 
hält. 

Absatz 2 Satz 1 zufolge sollen in dem Antrag nach 
Absatz 1 Satz 1 die persönlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Mündels dargestellt werden, 
deren Kenntnis das Vormundschaftsgericht für seine 
Entscheidung benötigt. Gemäß dem nach Satz 2 ent-
sprechend anzuwendenden § 118 Abs. 2 Satz 1 und 2 
der Zivilprozeßordnung kann das Gericht verlangen, 
daß der Antragsteller seine tatsächlichen Angaben 
glaubhaft macht und Erhebungen anstellen, insbe-
sondere die Vorlegung von Urkunden anordnen und 
Auskünfte einholen. Gemäß dem ebenfalls entspre-
chend anwendbaren § 120 Abs. 2 bis 4 der Zivilpro-
zeßordnung sind die vom Mündel zur Erfüllung des 
Regreßanspruchs zu leistenden Zahlungen an  die 
Landeskasse zu leisten; außerdem kann das Gericht 
- ebenso wie im Rahmen der Prozeßkostenhilfe - un-
ter bestimmten Voraussetzungen die vorläufige Ein-
stellung der Zahlungen anordnen; es kann die Ent-
scheidung über die zu leistenden Zahlungen ändern, 
wenn sich die maßgebenden persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Mündels wesentlich 
geändert haben, und vom Mündel verlangen, sich 
darüber zu erklären, ob eine solche Änderung der 
Verhältnisse eingetreten ist. § 120 Abs. 4 Satz 3 der 
Zivilprozeßordnung ist vom Entwurf bewußt nicht in 
Bezug genommen worden. Anders als im Recht der 
Prozeßkostenhilfe soll eine Änderung der Fest-
setzung zum Nachteil des Mündels nicht schon vier 
Jahre nach Beendigung des Verfahrens ausgeschlos-
sen sein; vielmehr soll der Mündel innerhalb der in 
§ 1836 e Satz 2 BGB-E bestimmten Zehnjahresfrist 
jeweils im Rahmen seiner Leistungsfähigkeit in An-
spruch genommen werden können. 

Sowohl die Festsetzung von Aufwendungsersatz-
und Vergütungsansprüchen des Vormundes gegen 
die Staatskasse als auch die Festsetzung des Regreß-
anspruchs der Staatskasse gegen den Mündel setzt 
eine Prüfung von dessen wirtschaftlicher Leistungs-
fähigkeit voraus, die nach § 1836 c BGB-E unter Her-
anziehung der Maßstäbe des Sozialhilferechts erfol-
gen soll. Der Entwurf trägt in Satz 3 Besorgnissen der 
Praxis Rechnung, dies könne für die Gerichte mit er-
heblichem Mehraufwand verbunden sein: Steht nach 
freier Überzeugung des Gerichts der Aufwand zur 
detaillierten Ermittlung der persönlichen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Mündels außer Verhält-
nis zur Höhe des aus der Staatskasse zu begleichen-
den Anspruchs oder zur Höhe der voraussichtlich 
vom Mündel zu leistenden Zahlungen, so kann das 
Gericht auf diese Ermittlung verzichten; es kann in 
einem solchen Fall ohne vertiefende Prüfung eine 
Entscheidung zugunsten des Mündels treffen, d. h. 
die Aufwendungsersatz- oder Vergütungsansprüche 
gegen die Staatskasse (und nicht gegen den Mündel) 
festsetzen, bzw. von einer Festsetzung der vom Mün-
del zu befriedigenden Regreßansprüche der Staats-
kasse absehen. Da somit eine Entscheidung ohne 
eingehende Prüfung nur zugunsten des Mündels zu-
lässig ist, ist die Regelung rechtsstaatlich unbedenk-
lich. Sie ist aber auch fiskalisch begrüßenswert. Zwar 
läßt sie unter Verzicht auf eine vertiefende Prüfung 
die Gewährung von Mitteln aus der Staatskasse (zur 
Befriedigung von Ansprüchen des Vormundes) bzw. 
die Nichtgeltendmachung von Regreßansprüchen 
(gegen den Mündel) zu, obwohl eine genaue Prüfung 
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möglicherweise ergeben hätte, daß die Staatskasse 
zur Zahlung bzw. zum Regreßverzicht nicht ver-
pflichtet war. Eine solche „Pauschalentscheidung 
gegen die Staatskasse" ist aber nur erlaubt, wenn die 
genaue Prüfung einen solchen Aufwand verursachen 
würde, daß die mit ihr verbundenen Kosten durch 
die mit ihr möglicherweise zu vermeidenden Nach-
teile für die Staatskasse nicht aufgewogen würden. 
Steht also zur freien Überzeugung des Gerichts fest, 
daß eine im Interesse der Staatskasse anzustellende 
detaillierte Prüfung mehr kosten würde als sie ein-
bringen kann, ist ein die Justiz entlastender Verzicht 
auf diese Prüfung auch fiskalisch geboten. 

Absatz 3 regelt die Festsetzung der Zahlungen, zu 
denen nach dem Tode des Mündels sein Erbe nach 
näherer Maßgabe des § 1836 e des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs verpflichtet ist. Satz 2 begründet die Pflicht 
des Erben, dem Gericht über den Bestand des Nach-
lasses Auskunft zu erteilen. Nach Satz 3 kann das 
Gericht verlangen, daß ihm der Erbe ein Verzeichnis 
der zur Erbschaft gehörenden Gegenstände vorlegt 
und an Eides Statt versichert, daß er dieses Verzeich-
nis nach bestem Wissen aufgestellt hat. Die Befugnis 
des Gerichts zur Festsetzung von Zwangsgeld nach 
§ 33 FGG bleibt hiervon unberührt. 

Absatz 4 übernimmt das bislang in § 1836 Abs. 3 
BGB für Vergütungsentscheidungen geregelte Anhö-
rungsrecht von Vormund und Gegenvormund, er-
streckt dieses aber auch auf den Mündel selbst und 
auf Entscheidungen zum Aufwendungsersatz und 
zur Vergütungspauschale sowie auf den nach Ab-
satz 3 in Anspruch genommenen Erben. 

Absatz 5 eröffnet in Satz 1 gegen die Entscheidungen 
nach Absatz 1 (Festsetzung von Aufwendungsersatz-
und Vergütungsansprüchen des Vormundes gegen 
die Staatskasse, Festsetzung von Vergütungsansprü-
chen des Vormundes gegen den Mündel, Festset-
zung von Regreßansprüchen der Staatskasse gegen 
den Mündel), Absatz 2 (vorläufige Einstellung der 
Zahlungen oder Änderung der Festsetzung der Zah-
lungen des Mündels an die Staatskasse) und Absatz 3 
(Festsetzung von Regreßansprüchen der Staatskasse 
gegen den Erben) sowie gegen Entscheidungen nach 
§ 1836 b Nr. 1 BGB-E (Zubilligung der Vergütungs-
pauschale) die sofortige Beschwerde, wenn der We rt 

 des Beschwerdegegenstandes 100 DM übersteigt. 
Darüber hinaus ist nach Satz 2 die weitere Beschwerde 
als sofortige Beschwerde (§ 29 Abs. 2 FGG) statthaft, 
wenn das Beschwerdegericht sie wegen der grund-
sätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung stehen-
den Frage zugelassen hat. Der Entwurf vereinheit-
licht damit den vom geltenden Recht hinsichtlich ver-
mögender und mittelloser Mündel unterschiedlich 
ausgestalteten Instanzenzug. Er erweitert ihn, soweit 
Aufwendungsersatz oder Vergütung für den Vor-
mund eines mittellosen Mündels geltend gemacht 
werden, was nach geltendem Recht eine weitere Be-
schwerde über das Landgericht hinaus ausschließt 
(§ 1835 Abs. 4 Satz 2, § 1836 Abs. 2 Satz 4 i. V. m. § 16 
Abs. 2 des Gesetzes über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen). Damit wirkt der Ent-
wurf auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht (vgl. A ll

-gemeine Begründung A., II., 2., d) der derzeitigen, 
durch den fehlenden weiteren Instanzenzug begün

-

stigten Zersplitterung der Rechtsprechung entgegen; 
eine starke Inanspruchnahme der weiteren Be-
schwerde ist dabei nicht zu besorgen, da die neue 
Struktur des Vergütungsrechts klärungsbedürftigen 
Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung nur be-
grenzten Raum läßt. Eingeschränkt wird der Instan-
zenzug, soweit der Vormund seine Ansprüche gegen 
den vermögenden Betreuten verfolgt: Auch hier ist 
die weitere Beschwerde künftig nur - als sofortige 
Beschwerde und nur dann - statthaft, wenn sie vom 
Beschwerdegericht zugelassen worden ist. Der Ent-
wurf sieht damit eine wünschenswerte Vereinheitli-
chung des Instanzenzuges vor, die insgesamt nicht 
zu Mehraufwand bei der Justiz führt. 

Absatz 6 verbessert die Position des Vormundes, des-
sen Anspruch auf Vergütung und Abschlagszahlung 
gegen den (vermögenden) Mündel festgesetzt wor-
den ist: Er kann künftig schon aus diesem Festset-
zungsbeschluß nach den Vorschriften der Zivilpro-
zeßordnung die Zwangsvollstreckung gegen den 
Mündel betreiben. Die Regelung entspricht der 
Sache nach dem Artikel 6 Abs. 1 Nr. 3 des Nieder-
sächsischen FGG, dessen Anwendung bislang keine 
Probleme aufgeworfen hat. 

Nach § 1915 BGB sind auf die Pflegschaft die für die 
Vormundschaft geltenden Vorschriften entsprechend 
anzuwenden; demzufolge bestimmen sich Auf-
wendungsersatz und Vergütung des Pflegers nach 
§ 1835 ff. BGB. Absatz 7 stellt sicher, daß auch die 
zugehörigen Verfahrensregelungen des § 56 g auf 
die Pflegschaft Anwendung finden. 

Zu Nummer 2 (§ 67) 

§ 67 Abs. 1 schreibt zwingend die Beste llung eines 
Verfahrenspflegers vor, u. a. in Fällen, in denen der 
Betroffene nach dem unmittelbaren Eindruck des 
Gerichts offensichtlich nicht in der Lage ist, seinen 
Willen kundzutun. Für diese zwingende, den Betrof-
fenen nicht selten finanziell erheblich belastende 
Regelung wird in der Praxis ganz überwiegend ein 
Bedürfnis nicht gesehen, weil zur Errichtung einer 
Betreuung in diesen Fällen eine Alternative fehlt. 
Das rechtliche Gehör, das sich nur auf die Auswahl 
des Betreuers beziehen könnte, wird durch die Ein-
schaltung eines Verfahrenspflegers allenfalls fiktiv 
gewahrt, da der Betroffene sich auch ihm gegenüber 
nicht äußern kann. Zur Auswahl des Betreuers kann 
die Betreuungsbehörde umfassend berichten. 

Durch die Neufassung wird von den in § 67 Abs. 1 
Satz 2 genannten Regelbeispielen für die Beste llung 
eines Verfahrenspflegers folgende Ausnahme zuge-
lassen: Von der Beste llung kann abgesehen werden, 
wenn ein Interesse des Betroffenen an der Bestellung 
des Verfahrenspflegers offensichtlich nicht besteht. 
Die Nichtbestellung ist zu begründen. Dadurch wird 
sichergestellt, daß von der Bestellung eines Verfah-
renspflegers nur abgesehen wird, wenn diese einen 
rein formalen Charakter hätte. 

Nach wie vor stets erforderlich ist die Beste llung 
eines Verfahrenspflegers, wenn Gegenstand des Ver-
fahrens die Genehmigung einer Einwilligung des Be-
treuers in die Steri lisation gemäß § 1905 Abs. 2 BGB 
ist. 
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Das Betreuungsgesetz hatte Fragen von Aufwen-
dungsersatz und Vergütung des Verfahrenspflegers 
bewußt der Praxis vorbehalten, die seinerzeit ganz 
überwiegend für eine Anwendung der §§ 1835, 1836 
BGB eintrat (Bundestags-Drucksache 11/4528 S. 88). 
Der Entwurf trifft in Absatz 3 Satz 1 hierzu eine aus-
drückliche Regelung und entscheidet dabei eine für 
den Anwaltsverfahrenspfleger bislang offene Streit-
frage: Während allgemein Einigkeit darüber besteht, 
daß auf die Vergütung des Verfahrenspflegers gemäß 
§ 1915 BGB die für den Vormund geltenden Vor-
schriften entsprechend anwendbar sind und ein Be-
rufsverfahrenspfleger deshalb grundsätzlich nach 
§ 1836 Abs. 2 BGB zu vergüten ist, wird die Frage 
unterschiedlich beantwortet, ob ein zum Verfahrens-
pfleger bestellter Rechtsanwalt eine (regelmäßig 
höhere) Vergütung in Anwendung der Bundesge-
bührenordnung für Rechtsanwälte (BRAGO) verlan-
gen kann. 

Die Frage wird zum Teil mit der Begründung ver-
neint, ein solcher Erstattungsanspruch sei durch § 1 
Abs. 2 BRAGO „unmißverständlich ausgeschlossen" 
(LG Kiel, Beschluß vom 5. November 1993 - 3 T 293/ 
93 -, JurBüro 1994, 411), was allein eine grundlose 
Bevorzugung von Rechtsanwälten vor anderen 
Verfahrenspflegern vermeide (Kemper, FuR 1994, 
267/276). Demgegenüber wird die Anwendung der 
BRAGO vielfach jedenfalls dann befürwortet, wenn 
der Anwaltsverfahrenspfleger in Unterbringungs-
sachen tätig wird. Begründet wird dies meist damit, 
daß § 1 Abs. 2 Satz 1 BRAGO zwar eine Anwendung 
der BRAGO auf „Pfleger" ausschließe, nach Satz 2 
der Vorschrift aber § 1835 BGB, insbesondere dessen 
Absatz 3, unberührt bleibe: In Unterbringungssachen 
leiste der Anwaltsverfahrenspfleger im Sinne dieser 
Norm „Dienste . . ., die zu seinem Gewerbe oder Be-
rufe gehören" und könne er deshalb eine der Höhe 
nach an  § 112 BRAGO orientierte Bezahlung als Auf-
wandsersatz verlangen (so etwa SchlHOLG Beschluß 
vom 17. Juni 1994 - 2 W 168/93 -, Rpfl. 1994, 504; 
anders für „durchschnittliche Unterbringungsver-
fahren" etwa OLG Celle, Beschluß vom 3. Juni 1994 
- 15 W 13/94 -, FamRZ 1994, 47/48). Daneben wird 
auch die unmittelbare Anwendbarkeit von § 112 
BRAGO mit der Erwägung bejaht, der Verfahrens-
pfleger sei kein „Pfleger" im Sinne des § 1 Abs. 2 
Satz 1 BRAGO, weshalb die Vorschrift einer unmittel-
baren Geltung der BRAGO nicht entgegenstehe 
(etwa OLG Celle, Beschluß vom 13. Juli 1994 - 17 W 

, 34/94 -, FamRZ 1994, 1615). Schließlich wird auch 
die Auffassung vertreten, daß der Anwaltsverfah-
renspfleger nicht nur in Unterbringungssachen, son

-

dern generell in Anwendung der BRAGO - ggf. de-
ren §§ 118 und 120 - zu honorieren sei. Soweit ein 
solcher Anspruch als Aufwendungsersatzanspruch 
gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 BRAGO i. V. m. § 1835 
Abs. 3 BGB konstruiert wird, liegt dem die erklärte 
Ansicht zugrunde, daß nicht erst die Unterbringung, 
sondern schon die Einrichtung oder Aufrechterhal-
tung einer Betreuung einen schwerwiegenden Ein-
griff in die Rechte des Betroffenen enthalte und der 
Anwaltsverfahrenspfleger deshalb hier ebenso wie in 
Unterbringungsverfahren aufgrund seiner speziellen 
Sachkunde die Wahrung der Rechtsschutzgarantien 
zugunsten des Betroffenen sicherstellen solle, mithin 

im Sinne des § 1835 Abs. 3 BGB zu seinem Beruf 
gehörende Dienste erbringe (etwa OLG Düsseldorf, 
Beschluß vom 15. Juli 1994 - 3 Wx 221/93 -, FamRZ 
1995, 1283). 

Die aufgrund der uneinheitlichen und in den Details 
kaum noch übersehbaren Rechtsprechung unklare 
Rechtslage wird durch die Einführung des neuen § 67 
Abs. 3 FGG-E klargestellt und der Meinungsstreit im 
Sinne der zuerst genannten Auffassung entschieden: 
Ansprüche des Verfahrenspflegers auf Aufwen-
dungsersatz und Vergütung bestimmen sich kraft 
ausdrücklicher Regelung künftig nach §§ 1835 ff. 
BGB, wobei die Vorschrift des § 1835 Abs. 3 BGB be-
wußt nicht mit in Bezug genommen wurde. Die aus-
drückliche Verweisung auf die §§ 1835 ff. BGB 
schließt die unmittelbare oder analoge Heranziehung 
der BRAGO aus; zudem wird in § 1 Abs. 2 Satz 1 
BRAGO-E künftig der Verfahrenspfleger ausdrück-
lich aufgeführt und mit dieser fl ankierenden Rege-
lung zusätzlich klargestellt, daß die BRAGO nicht 
gilt, wenn der Rechtsanwalt als Verfahrenspfleger 
tätig wird. Da § 1835 Abs. 3 BGB von § 67 Abs. 3 
FGG-E nicht mit in Bezug genommen wird, kann ein 
nach der BRAGO bemessenes Anwaltshonorar künf-
tig auch nicht mehr als Aufwendungsersatz zuer-
kannt werden. Es besteht vielmehr Anspruch auf 
eine Vergütung, deren Höhe sich nach § 1836 Abs. 1, 
Abs. 2 Satz 1 und 4 und § 1836 a Abs. 2 bis 4 BGB-E 
bemißt. § 1836 Abs. 2 Satz 2 BGB-E ist dabei bewußt 
nicht in Bezug genommen worden, da die Vergütung 
- wegen der in § 67 Abs. 3 Satz 2 FGG-E bestimmten 
Einstandspflicht der Staatskasse - stets in Anwen-
dung der an die Qualifikation des Verfahrenspflegers 
anknüpfenden Beträge des § 1836 a Abs. 2 BGB-E zu 
bestimmen ist. Auch schien die gerichtliche Möglich-
keit zur Vergütungspauschalierung gemäß § 1836 b 
Nr. 1 BGB-E angesichts des regelmäßig überschau-
baren zeitlichen Umfangs der Tätigkeit des Verfah-
renspflegers verzichtbar. 

Der Entwurf hält es für sachgerecht, die Vergütung 
von Anwaltsverfahrenspflegern und sonstigen Ver-
fahrenspflegern künftig nach den gleichen Maßstä-
ben zu bemessen. Soweit Anwälte bislang in Anwen-
dung der BRAGO honoriert wurden, wurden zum 
Teil deutliche Mißverhältnisse zwischen dem vom 
Verfahrenspfleger betriebenen Aufwand und der 
ihm zugebilligten Vergütung beklagt. Hier ermög-
licht das Stundensatzsystem der §§ 1836, 1836 a 
BGB-E eine gerechtere Entlohnung. 

Satz 2 bestimmt, daß Aufwendungsersatz und Vergü-
tung des Verfahrenspflegers aus der Staatskasse zu 
zahlen sind. Der Entwurf räumt damit die gegen eine 
Anwendung der §§ 1835 ff. BGB vorgebrachten Be-
denken aus, dem Verfahrenspfleger werde auf die-
sem Wege die Realisierung seiner Ansprüche er-
schwert, weil er ggf. den von ihm vertretenen Betrof-
fenen selbst in Anspruch zu nehmen oder jedenfalls 
dessen Mittellosigkeit als Voraussetzung für ein Ein-
treten der Staatskasse nachzuweisen habe (etwa 
OLG Celle, Beschluß vom 13. Juli 1994 -17 W 34/95 -, 
FamRZ 1994, 1615/1616; Rogalla, BtPrax 1993, 146/149). 
Der Verfahrenspfleger kann sich künftig ohne weite-
res an  die Staatskasse halten, die die gezahlten Be-
träge ihrerseits gemäß § 137 Nr. 16, § 93 a KostO-E 
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als Auslagen vom Betroffenen im Rahmen seiner ent-
sprechend § 1836 c BGB-E zu bestimmenden Lei-
stungsfähigkeit zurückfordern kann. 

Zu Nummer 3 (§ 68 a Satz 3) 

O.  68 a Satz 3 sieht vor, daß vor Beste llung eines Be-
treuers oder der Anordnung eines Einwilligungsvor-
behalts in der Regel auch dem Ehegatten des Betrof-
fenen, seinen Eltern, Pflegeeltern und Kindern Gele-
genheit zur Äußerung gegeben werden so ll . 

Die Erfahrung der gerichtlichen Praxis geht überwie-
gend dahin, daß an  dem Verfahren interessie rte  An-
gehörige ohnehin von sich aus den Kontakt mit dem 
Gericht suchen, während das Anschreiben der übri-
gen häufig ohne Reaktion bleibt und allenfalls das 
Verfahren verzögert. Dies gilt etwa dann, wenn die 
im Gesetz genannten Verwandten im Ausland woh-
nen. 

Durch die Neufassung des § 68 a Satz 3 wird die 
in der Soll-Vorschrift vorgesehene grundsätzliche 
Pflicht zur Anhörung der dort  genannten Angehöri-
gen durch die weitere Voraussetzung eingeschränkt, 
daß dies ohne erhebliche Verzögerung möglich ist. 

Zu Nummer 4 (§ 69 a Abs. 3 Satz 3) 

Entscheidungen werden nach § 69 a Absatz 3 Satz 1 
grundsätzlich mit der Bekanntgabe an  den Betreuer 
wirksam. In Eilfällen kann das Gericht unter den in 
Absatz 3 Satz 2 genannten Voraussetzungen schon 
vor der Bekanntmachung an den Betreuer das Wirk-
samwerden der Entscheidung herbeiführen, indem 
es die sofortige Wirksamkeit anordnet. Die Hauptent-
scheidung wird dann wirksam, wenn sie und der An-
ordnungsbeschluß an  die Geschäftsstelle zur Be-
kanntmachung übergeben wurden. Das Gericht hat 
den Zeitpunkt auf der Entscheidung zu vermerken 
(Absatz 3 Satz 3). Diese Regelung ist aber nur dann 
praktikabel, wenn der entscheidende Richter oder 
Rechtspfleger sich zum Zeitpunkt der Entscheidung 
im Gerichtsgebäude aufhält. Wird ein Beschluß bei-
spielsweise in einem Heim oder in einer Klinik erlas-
sen, ist es unzweckmäßig, den Richter nur deshalb 
zum anschließenden Aufsuchen der Gerichtsge-
schäftsstelle zu veranlassen, uni die sofortige Wirk-
samkeit der Entscheidung herbeizuführen. Nach der 
Neufassung der Vorschrift sollen die Entscheidung 
und die Anordnung der sofortigen Wirksamkeit dem 
Betroffenen und, wenn dies nicht möglich ist, seinem 
Verfahrenspfleger bekannt gemacht werden. Ist auch 
dieser nicht erreichbar, genügt auch die Übergabe 
an  die Geschäftsstelle des Gerichts zur Bekanntma-
chung. 

Zu Nummer 5 (§ 69 c) 

Zu Absatz 1 

Nach § 69 c Abs. 1 hat das Gericht bei Vereins- bzw. 
Behördenbetreuungen in Abständen von höchstens 
zwei Jahren zu prüfen, ob anstelle des Vereins oder 
der Behörde eine oder mehrere natürliche Personen 
zum Betreuer bestellt werden können. Diese Frist 
wird von den Gerichten ganz überwiegend als über

-

flüssig angesehen. Vereine bzw. Behörden haben 
regelmäßig ein ureigenes Interesse, „institutionelle" 
Betreuungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt abzu-
geben. Vereine erhalten nach § 1908 e Abs. 1 BGB 
eine Vergütung nur für Betreuungen, die durch per-
sönlich als Vereinsbetreuer bestellte Mitarbeiter 
geführt werden. Bei einer Behörde entfällt zwar das 
Vergütungsinteresse als Motiv für eine Abgabe; sie 
wird jedoch aus Gründen der Arbeitskapazität be-
strebt sein, Betreuungen nicht länger als unbedingt 
nötig zu behalten. 

Die derzeit den Gerichten durch § 69 c Abs. 1 aufer-
legte Überprüfung in Abständen von höchstens zwei 
Jahren ist daher sachlich entbehrlich. Die Vorschrift 
ist aufzuheben. 

Zu den Absätzen 2 und 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der Auf-
hebung des Absatzes 1. 

Zu Nummer 6 (§ 69 d Abs. 2) 

Willigt der Betreuer in Untersuchungen, Heilbehand-
lungen oder ärztliche Eingriffe ein, bei denen die be-
gründete Gefahr besteht, daß der Betreute aufgrund 
der Maßnahme stirbt oder einen schweren und län-
ger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet, 
bedarf er hierfür der Genehmigung des Vormund-
schaftsgerichts (§ 1904 Satz 1 BGB). Vor der Geneh-
migung hat das Gericht das Gutachten eines Sach-
verständigen einzuholen (§ 69 d Abs. 2 Satz 1). Sach-
verständiger und ausführender Arzt dürfen nicht per-
sonengleich sein (§ 69 d Abs. 2 Satz 2). 

Der von Satz 1 in Bezug genommene § 1904 BGB ist 
vom Entwurf ergänzt worden: Nach dem neuen 
§ 1904 Abs. 2 BGB-E bedarf künftig auch die Einwil-
ligung eines hierzu - ausdrücklich und schriftlich - 
Bevollmächtigten in eine der in § 1904 Abs. 1 Satz 1 
BGB genannten Maßnahmen einer Einwilligung des 
Vormundschaftsgerichts. Infolgedessen war . durch 
entsprechende Ergänzung von Satz 1 anzuordnen, 
daß auch vor der Genehmigung einer solchen Einwil-
ligung vom Gericht ein Sachverständigengutachten 
eingeholt werden muß. 

Das in Satz 2 enthaltene strikte Verbot der Personen-
identität zwischen Sachverständigem und ausführen-
dem Arzt führt in der Praxis vielfach dazu, daß in der-
artigen Fällen eine gerichtliche Entscheidung unter-
bleibt, weil - besonders bei eilbedürftigen Entschei-
dungen - in der zur Verfügung stehenden Zeit ein 
geeignetes Gutachten nicht eingeholt werden kann. 
Um in derartigen Fällen gleichwohl eine gerichtliche 
Entscheidung unter Einhaltung notwendiger Verfah-
rensgarantien zu ermöglichen, wird durch die Neu-
fassung der Vorschrift das bisherige strenge Verbot 
der Personenidentität behutsam gelockert: Sachver-
ständiger und ausführender Arzt sollen in der Regel 
nicht personengleich sein. 

Zu Nummer 7 (§ 69 e) 

Der Entwurf hat einen neuen § 56 g eingefügt, der 
für Vormundschaftssachen Verfahrensregelungen zu 
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den §§ 1835 ff. BGB enthält. Diese Vorschriften des 
materiellen Vormundschaftsrechts sind nach § 1908 i 
Abs. 1 Satz 1 BGB im materiellen Betreuungsrecht 
sinngemäß anzuwenden. Es war deshalb durch Er-
gänzung von § 69 e sicherzustellen, daß die zugehö-
rigen Verfahrensvorschriften in Betreuungssachen 
ebenfalls entsprechend gelten. 

Zu Nummer 8 (§ 69 f) 

Gemäß § 69 f Abs. 1 kann das Gericht durch einst-
weilige Anordnung einen vorläufigen Be treuer be-
stellen oder einen vorläufigen Einwilligungsvorbe-
halt anordnen, wenn die darin genannten Vorausset-
zungen (Gefahr durch Aufschub einer Betreuer-
bestellung usw., ärztliches Zeugnis, Beste llung eines 
Verfahrenspflegers, persönliche Anhörung des Be-
troffenen und des Verfahrenspflegers) erfüllt sind. 
Bei Gefahr im Verzug kann das Gericht die einstwei-
lige Anordnung bereits vor Anhörung des Betroffe-
nen sowie vor Bestellung und Anhörung des Verfah-
renspflegers erlassen; die Verfahrenshandlungen 
sind unverzüglich nachzuholen. 

Nach dem Wortlaut der Vorschrift wäre somit auch 
der Verfahrenspfleger stets persönlich  anzuhören, 
und zwar sowohl bei der einstweiligen Anordnung 
als auch nachträglich bei vorangegangenen Eilmaß-
nahmen. 

Für eine persönliche Anhörung des Verfahrenspfle-
gers ist in beiden Fällen regelmäßig ein Bedürfnis 
nicht zu bejahen. Es ist notwendig, aber auch hinrei-
chend, daß der Verfahrenspfleger Gelegenheit zur 
Stellungnahme bekommt. Durch die Neufassung der 
Vorschrift entfällt daher das Erfordernis der persön-
lichen Anhörung des Verfahrenspflegers in § 69 f 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4. 

Zu Nummer 9 (§ 69 g Abs. 5 Satz 2) 

Gemäß § 69 g Abs. 5 gelten für das Beschwerdever-
fahren die Vorschriften über den ersten Rechtszug 
entsprechend. Von der persönlichen Anhörung oder 
Verschaffung des unmittelbaren Eindrucks vom Be-
troffenen kann das Beschwerdegericht absehen, 
wenn diese Verfahrenshandlungen bereits im ersten 
Rechtszug vorgenommen wurden und von einer er-
neuten Vornahme keine zusätzlichen Erkenntnisse 
zu erwarten sind. Ist aber eine persönliche Anhörung 
erforderlich, soll diese in der Regel nicht durch den 
beauftragten Richter vorgenommen werden (§ 69 g 
Abs. 5 Satz 2). 

Bei Befolgung dieser Vorschrift hätte sich demnach 
regelmäßig die gesamte Beschwerdekammer - so-
weit nicht eine Anhörung im Gerichtssaal möglich 
ist - zu dem Betroffenen zu begeben. Dies bedeutet 
nicht nur einen erhöhten Verfahrensaufwand durch 
Reisetätigkeit der be treffenden Richter; auch für den 
Betroffenen kann die Anhörung durch die gesamte 
Kammer vielfach belastend und einschüchternd wir-
ken. 

Die den Vorschriften der §§ 375 Abs. 1, 524 Abs. 2 
Satz 2 ZPO entsprechende Neufassung sieht vor, daß 
eine Anhörung durch den beauftragten Richter im-
mer dann zulässig ist, wenn aufgrund der von ihm 

getroffenen Feststellungen die Kammer das Ergebnis 
der Anhörung auch ohne eigenen Eindruck von dem 
Betroffenen zu würdigen vermag. 

Diese Voraussetzung entspricht der Regelung in § 68 
Abs. 1 Satz 4 für die Zulässigkeit des Tätigwerdens 
eines ersuchten Richters. Die erstinstanzliche Pra xis 
macht allerdings vom Einsatz des ersuchten Richters 
nur zurückhaltenden Gebrauch; hierzu trägt wohl 
auch bei, daß durch eine verbreitete enge Interpreta-
tion der Gesetzesmaterialien verschiedentlich der 
Eindruck vorherrscht, der ersuchte Richter dürfe nur 
in objektiv eindeutigen, seltenen Ausnahmefällen 
(z. B. bei einem im Koma liegenden Betroffenen) ein-
geschaltet werden (vgl. Schleswig-Holsteinisches 
OLG, SchlHA 1995, 187 = MDR 1995, 607; Keidel/ 
Kuntze/Winkler, FGG, 13. Aufl. 1992, Rdnr. 10 zu 
§ 68 m. w. Nachw.). Maßgebend ist aber, ob der er-
suchte Richter die Anhörung und den persönlichen 
Eindruck eingehend und nachvollziehbar in den Ak-
ten niederzulegen vermag (vgl. BGH NJW 1992, 
1966 zu der vergleichbaren Formulierung in § 524 
Abs. 2 Satz 2 ZPO über die Beweisaufnahme durch 
den Einzelrichter im Berufungsverfahren). 

Die Vorstellung, der Anwendungsbereich der Vor-
schrift sei auf „extreme (atypische) Ausnahmefälle" 
beschränkt, war vielmehr verbunden mit der ur-
sprünglichen, nicht Gesetz gewordenen Fassung des 
Regierungsentwurfs (vgl. Bundestags-Drucksache 
11/4528, S. 173), die lautete: „Verfahrenshandlungen 
nach Satz 1 sollen nicht durch einen ersuchten Rich-
ter erfolgen". Die jetzige, auf einem Vorschlag des 
Bundesrates beruhende Gesetzesformulierung be-
deutet nach dem Bericht des BT- Rechtsausschus-
ses (Bundestags-Drucksache 11/6949, S. 79): „Der 
grundsätzliche Ausschluß des ersuchten Richters, der 
im Regierungsentwurf vorgesehen ist, wird vorsichtig 
gelockert." Da Verfahrenshandlungen nach Abs. 1 
Satz 1 eines ersuchten Richters im Fa ll  eines im 
Koma liegenden Betroffenen schon nach der ur-
sprünglichen Fassung des Regierungsentwurfs zu-
lässig gewesen wären (vgl. Bundestags-Drucksache 
11/4528, a. a. O.), ist weder aus dem Wortlaut noch 
aus dem Sinn der Vorschrift abzuleiten, daß sie - wie 
die oben zitierte Auffassung meint - lediglich auf 
„eindeutige, seltene Ausnahmefälle" beschränkt sei. 

Zu Nummer 10 (§ 69 i) 

Zu Absatz 1 

Für die Erweiterung des Aufgabenkreises des Be-
treuers gelten die Vorschriften über die Beste llung 
des Betreuers entsprechend (§ 69 i Abs. 1 Satz 1). 
Von der persönlichen Anhörung des Be troffenen 
kann nur dann abgesehen werden, wenn der Aufga-
benkreis nur unwesentlich erweitert wird; in diesem 
Fall  muß das Gericht den Betroffenen - nicht not-
wendigerweise persönlich - anhören (§ 69 i Abs. 1 
Satz 2). 

Aus der gerichtlichen Praxis wird häufig der hohe 
Verfahrensaufwand (z. B. durch Termine und Fahr-
zeiten) beklagt, der allein durch die vielfach vorge-
schriebene persönliche Anhörung des Be troffenen 
entstehe, und zwar auch dann, wenn der Richter aus 
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eigener Kenntnis wisse oder ärztlichen Feststellun-
gen entnehmen könne, daß der Zustand des Betroffe-
nen im wesentlichen unverände rt  sei. Teilweise führt 
dies entgegen gesetzgeberischer Absicht dazu, daß 
Aufgabenkreise nicht entsprechend dem Erforder-
lichkeitsgrundsatz zunächst eng gezogen, sondern 
gewissermaßen „auf Vorrat" zugeschnitten werden, 
auch um die bei Erweiterungen in absehbarer Zeit 
notwendige persönliche Anhörung zu vermeiden. 

Liegt die persönliche Anhörung des Be troffenen und 
die Erstellung eines ärztlichen Gutachters nicht län-
ger als sechs Monate zurück, so wird durch die Neu-
fassung ermöglicht, daß das Gericht von einer er-
neuten Vornahme dieser Verfahrenshandlungen ab-
sehen kann; in diesem Fa ll  muß es den Betroffenen 
anhören. 

Zu Absatz 8 

Nach § 69 i Abs. 8 ist die persönliche Anhörung auch 
vor der Bestellung eines neuen Betreuers vorge-
schrieben. Auch diese Anhörungen werden aus rich-
terlicher Sicht zum Teil als zu aufwendig und ver-
meidbar bewertet. Dies gilt besonders dann, wenn 
etwa durch Kündigung oder Schwangerschaft ein 
Vereinsbetreuer oder eine Vereinsbetreuerin ausfällt. 
Allein die Übertragung der Betreuung auf andere 
Mitarbeiter desselben Vereins kann dann ca. 30 
bis 40 Anhörungen erforderlich machen, obwohl 
häufig keine Alternative für den Betroffenen besteht. 

Nach der Neufassung der Vorschrift ist die persön-
liche Anhörung des Betroffenen vor der Bestellung 
eines neuen Betreuers wenigstens dann entbehrlich, 
wenn der Betroffene sein Einverständnis mit dem Be-
treuerwechsel erklärt hat. Die Einverständniserklä-
rung kann dem Gericht auch durch einen Dritten 
übermittelt werden. 

Zu Nummer 11 (§ 70) 

Absatz 1 Satz 2 definiert  die Unterbringungsmaßnah-
men im Sinne der folgenden Vorschriften und führt 
hierbei in Nummer 1 b die Genehmigung einer mit 
Freiheitsentziehung verbundenen Unterbringung 
,,eines Betreuten (§ 1906 Abs. 1 bis 3 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs)" auf. Der Entwurf hat § 1906 BGB 
um einen neuen Absatz 5 erweitert, der die materiell

-

rechtlichen Regelungen der Unterbringung durch 
einen Betreuer auf die Unterbringung durch einen 
hierzu vom Betroffenen zuvor - ausdrücklich und 
schriftlich - Bevollmächtigten erweitert. Der Bevoll-
mächtigte soll hierbei einem Betreuer gleichstehen, 
er bedarf insbesondere im gleichen Umfang vor-
mundschaftsgerichtlicher Genehmigung wie ein Be-
treuer. Um dem Betroffenen, der nicht Be treuter ist, 
sondern eine Unterbringungsvollmacht erteilt hat, 
auch verfahrensrechtlich den gleichen Schutz wie 
einem Betreuten zu gewährleisten, war die Defini tion 
der Unterbringungsmaßnahme um diese Konstella-
tion zu erweitern. 

Für öffentlich-rechtliche Unterbringungsmaßnahmen 
nach den Unterbringungsgesetzen der Länder ist ge-
mäß Absatz 5 Satz 1 das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk das Bedürfnis für die Unterbringung hervor

-

tritt. In der Praxis bestehen teilweise Zweifel, ob das 
Bedürfnis für die Unterbringung nur am Wohnort 
bzw. dem Ort, an dem der Betroffene auffällig wurde, 
entsteht. Bei einer derartigen Auslegung der Vor-
schrift wäre keine Zuständigkeit des Gerichts gege-
ben, in dessen Bezirk die Unterbringungseinrichtung 
liegt und das Bedürfnis für die Unterbringungsent-
scheidung auftritt. Ein solches Verständnis der Zu-
ständigkeitsvorschrift wirft aber praktische Probleme 
auf, weil dann z. B. notwendige Eilmaßnahmen nicht 
durch das für die Klinik zuständige Gericht ge troffen 
werden können. Hierdurch können sich vor allem an 
Wochenenden und Feiertagen die vorgeschriebenen 
Anhörungen der Betroffenen und etwa notwendige 

richterliche Entscheidungen verzögern. 

Durch die Neufassung wird die Zuständigkeit für die 
Fälle, in denen sich der Betroffene bereits in einer 
Einrichtung zur freiheitsentziehenden Unterbrin-
gung befindet, dem Gericht zugewiesen, in dessen 
Bezirk die Einrichtung liegt. 

Zu Nummer 12 (§ 70 b) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der Neufas-
sung des § 67 Abs. 1 FGG-E. 

Zu Nummer 13 (§ 70 g Abs. 3 Satz 3) 

Die Entscheidung, durch die eine Unterbringungs-
maßnahme getroffen oder abgelehnt wird, wird nach 
§ 70 g Abs. 3 Satz 1 erst mit Rechtskraft wirksam. 
Das Gericht kann jedoch gemäß Satz 2 die sofortige 
Wirksamkeit anordnen. In diesem Fa ll  wird die Ent-
scheidung in dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie und 
die Anordnung der sofortigen Wirksamkeit der Ge-
schäftsstelle des Gerichts zur Bekanntmachung über-
geben werden (Satz 3). Dies führt bei Entscheidun-
gen außerhalb der üblichen Bürozeiten des Gerichts 
zu ähnlichen Schwierigkeiten wie bei der Anwen-
dung des § 69 a Abs. 3 Satz 3 (vgl. die Begründung 
zur Neufassung dieser Vorschrift). Deshalb soll die 
Entscheidung im Fall  der Anordnung der sofortigen 
Wirksamkeit zu § 70 g Abs. 3 unter denselben Vor-
aussetzungen wirksam werden, wie sie § 69 g Abs. 3 
Satz 3 FGG-E vorsieht für Entscheidungen, die die 
Betreuung betreffen. Darüber hinaus ist vorgesehen, 
daß die Wirksamkeit auch dann eintritt, wenn die 
Entscheidung und die Anordnung der sofortigen 
Wirksamkeit dem Betreuer bekanntgemacht oder an 

 einen Dritten (z. B. an  den Leiter einer Unterbrin-
gungseinrichtung) zum Vollzug der Entscheidung 
mitgeteilt werden. 

Zu Artikel 3 (Änderung sonstigen Bundesrechts) 

Zu § 1 (Änderung der Kostenordnung) 

In die Kostenordnung sollen Regelungen eingestellt 
werden, die den Verfahrenspfleger in Vormund-
schafts-, Betreuungs- und Unterbringungssachen 
betreffen. Der Entwurf sieht in § 67 Abs. 3 Satz 2 
FGG-E vor, daß Aufwendungsersatz und Vergütung 
des Verfahrenspflegers aus der Staatskasse gezahlt 
werden. Diese Be träge sollen allerdings von demjeni-
gen, der für die Kosten des der Bestellung zugrunde- 
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liegenden Verfahrens haftet, als Auslagen erhoben 
werden. Hierzu soll in § 137 eine neue Nummer 16 
angefügt werden (siehe Begründung zu Nummer 3). 

Zu Nummer 1 (§ 93 a) 

§ 93 a Abs. 1 soll zunächst regeln, daß für die Bestel-
lung eines Verfahrenspflegers und deren Aufhebung 
keine Gebühren anfallen, sei es nach § 93 oder nach 
§ 97 Abs. 1 Nr. 3 KostO. Die Bestimmung stellt weiter 
klar, daß die Bestellung und deren Aufhebung ko-
stenrechtlich zu dem Verfahren gehören, für das der 
Pfleger beste llt wird. Daraus folgt, daß die Auslagen 
nach dem neu zu schaffenden Auslagentatbestand 
zu den Kosten des Verfahrens gehören, für das der 
Verfahrenspfleger beste llt worden ist. Der Absatz 2 
soll bestimmen, daß die nach dem neuen § 137 Nr. 16 
KostO-E von der Staatskasse verauslagten Verfah-
renspflegerkosten vom Betroffenen nur erhoben 
werden können, wenn seine Leistungsfähigkeit, die 
nach § 1836 c BGB-E zu ermitteln ist, dies zuläßt. § 96 
KostO bleibt unberührt. 

Zu Nummer 2 (§ 128 b) 

Nach der bisherigen Regelung des § 128 b werden in 
Unterbringungssachen keine Kosten erhoben. Dies 
begünstigt Beteiligte, denen nach § 13 a Abs. 2 FGG 
die Kosten des Unterbringungsverfahrens auferlegt 
worden sind. Die Neufassung des § 128 b soll nicht 
mehr generelle Kostenfreiheit, sondern nur noch Ge-
bührenfreiheit vorsehen. Die Auslagen sollen erho-
ben werden. Von dem Betroffenen des Unterbrin-
gungsverfahrens sollen jedoch nur die Kosten des 
Verfahrenspflegers (§ 137 Nr. 16 KostO-E) gefordert 
werden können, wenn die Voraussetzungen des 
§ 93 a Abs. 2 KostO-E vorliegen, d. h. wenn der Be-
troffene leistungsfähig nach § 1836 c BGB-E ist. Im 
übrigen soll es bei dem Grundsatz bleiben, daß von 
dem Betroffenen eines Unterbringungsverfahrens 
keine Gerichtskosten zu zahlen sind. 

Zu Nummer 3 (§ 137) 

Die neu eingeführte Nummer 16 regelt, daß die an 
 Verfahrenspfleger zu zahlenden Beträge als Ausla-

gen erhoben werden. 

Zu § 2 (Änderung der Justizbeitreibungsordnung) 

Der Entwurf begründet in § 1836 e BGB-E Regreß-
ansprüche der Staatskasse wegen verauslagter Auf-
wendungen oder Vergütung; er sieht in § 137 Nr. 16 
KostO-E die Erstattung der von der Staatskasse ge-
zahlten Kosten der Verfahrenspflegschaft als Ausla-
gen im gerichtlichen Verfahren vor. Die Festsetzung 
des Regreßanspruchs der Staatskasse für verauslag-
ten Aufwendungsersatz und verauslagte Vergütung 
erfolgt gemäß § 56 g Abs. 2 FGG-E, der nach § 69 e 
Satz 1 FGG-E in Betreuungssachen entsprechend an

-zuwenden ist. Die neu eingefügte Nummer 4 b des 
§ 1 Abs. 1 JBeitrO-E nimmt auf die derart  festgesetz-
ten Ansprüche der Staatskasse Bezug, für die somit 
in Gestalt der Justizbeitreibungsordnung die erfor-
derliche Vollstreckungsregelung ge troffen wird. 

Soweit die Staatskasse nach § 67 Abs. 3 FGG-E ver-
auslagte Verfahrenspflegerkosten vom Betroffenen 
zurückfordern kann, bedurfte es keiner gesonderten 
Regelung: Diese Kosten werden` nach § 137 Nr. 16, 
§ 100 KostO-E als Auslagen des Gerichts erhoben 
und sind damit nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 JBeitrO als „Ge-
richtskosten" beitreibbar. Die Beitreibung überzahl-
ter und deshalb vom Verfahrenspfleger - ebenso wie 
vom Vormund, Betreuer oder Pfleger - zu erstatten-
der Leistungen der Staatskasse wird vom Entwurf 
durch entsprechende Ergänzung von Nummer 8 in 
§ 1 Abs. 1 JBeitrO-E sichergestellt. 

Zu § 3 (Änderung der Bundesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte) 

Der Entwurf stellt in § 67 Abs. 3 Satz 1 FGG-E klar, 
daß auch dem anwaltlichen Verfahrenspfleger eine 
Vergütung nur nach §§ 1836, 1836 a BGB-E zusteht, 
eine Honorierung nach BRAGO dagegen nicht in Be-
tracht kommt. Para llel dazu soll auch durch entspre-
chende Ergänzung von § 1 Abs. 1 Satz 1 BRAGO ein-
deutig geklärt werden; daß die BRAGO nicht an-
wendbar ist, wenn der Rechtsanwalt „als Verfahrens-
pfleger" tätig wird. 

Die Änderung von § 1 Abs. 2 Satz 2 dient der Präzi-
sierung: Satz 1 schließt es lediglich aus, die do rt 

 genannten Tätigkeiten des Rechtsanwalts - etwa als 
Vormund oder Betreuer, künftig auch als Verfahrens-
pfleger - nach der BRAGO zu honorieren. Andere 
Ansprüche bleiben unberührt. Dies gilt auch für 
den Aufwendungsersatzanspruch nach § 1835 BGB. 
Zweifelhaft kann insoweit allein sein, ob die  Er-
bringung von Diensten des Anwalts, die zu seinem 
Beruf gehören und die er anläßlich einer Tätigkeit 
als Vormund, Betreuer, Pfleger oder Verfahrens-
pfleger etc. (zusätzlich) erbringt, in Anwendung von 
§ 1835 Abs. 3 BGB als Aufwendung gilt und nach 
BRAGO abgerechnet werden kann. § 1 Abs. 2 Satz 2 
BRAGO-E, der nur noch auf Absatz 3 des § 1835 BGB 
verweist, stellt nunmehr gerade dies positiv klar. 
Nach wie vor kann also der Rechtsanwalt, der im 
Rahmen einer Vormundschaft oder Betreuung für 
den Betroffenen Dienste erbringt, für die ein nichtan-
waltlicher Vormund oder Betreuer einen Rechtsan-
walt hinzugezogen hätte, insoweit Aufwendungser-
satz nach der BRAGO liquidieren. Allerdings ver-
deutlichen Satz 1 sowie § 67 Abs. 3 Satz 1 FGG-E 
künftig unmißverständlich, daß die Führung einer 
Verfahrenspflegschaft allein nicht als Erbringung an-
waltlicher Dienste in diesem Sinne angesehen wer-
den kann. 

Zu Artikel 4 (Sonderregelung 
für das Beitrittsgebiet) 

In den Fällen des § 1836 Abs. 2 Satz 2 BGB bestimmt 
sich die Vergütung des (Berufs-)Vormundes nach 
dem - unter den Voraussetzungen des Satzes 3 auf 
das Dreifache oder sogar auf das Fünffache erhöh-
ten - Höchstbetrag dessen, was einem Zeugen als 
Entschädigung für seinen Verdienstausfall gewährt 
werden kann. Der so gezogene Vergütungsrahmen 
wird nach Maßgabe des Kapitels III Abschnitt III 
Nr. 25 der Anlage I zum Einigungsvertrag grundsätz- 



Drucksache 13/7158 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

lich um 20 vom Hundert abgesenkt, wenn der Vor-
mund seinen Wohnsitz oder Sitz im Beitrittsgebiet 
hat. 

Der Entwurf hält an dieser Differenzierung fest: Mit 
§ 1836 a BGB-E (Artikel 1 Nr. 9) wird zwar der Ver-
gütungsanspruch des Berufsvormundes gegen die 
Staatskasse nicht länger an die Regelungen der Zeu-
genentschädigung gekoppelt. Vielmehr werden inso-
weit eigenständige Vergütungsbeträge festgelegt. 
Unbeschadet dieser eigenen Festlegung erscheint es 
sachgerecht, für einen gegen die Staatskasse gerich-
teten Vergütungsanspruch . des Berufsvormundes 
auch weiterhin eine - an der unterschiedlichen Ein-
kommens- und Lebenssituation in alten und neuen 
Ländern orientierte - Vergütungsstufung vorzuse-
hen. Artikel 4 schreibt deshalb vor, daß sich die in 
§ 1836 a Abs. 2, 3 BGB-E festgesetzten Vergütungs-
sätze in dem Verhältnis ermäßigen, in dem nach Ka-
pitel III Abschnitt III Nr. 25 Buchstabe a . Satz 1 der 
Anlage I zum Einigungsvertrag der Höchstbetrag für 
die Verdienstausfallentschädigung für in den neuen 
Ländern wohnhafte Zeugen von dem in O 2 Abs. 2 
ZuSEG - für die alten Länder - festgesetzten Höchst-
betrag abweicht. 

Von einer Inbezugnahme auch des Kapitels III Ab-
schnitt III Nr. 25 Buchstabe a Satz 2 sieht Artikel 4 
bewußt ab. Diese - von Artikel 4 nicht in Bezug ge-
nommene - Regelung gestattet es, die Verdienstaus-
fallentschädigung eines in den neuen Ländern 
wohnhaften Zeugen unter Ausschöpfung des in § 2 
Abs. 2 ZuSEG festgesetzten, also nicht ermäßigten, 
Höchstbetrags zu bemessen, wenn die Ermäßigung 
„im Einzelfall unter Berücksichtigung aller Um-
stände ... unbillig wäre". Die Gestattung gilt - kraft 
der Anknüpfung des § 1836 Abs. 2 Satz 2, 3 BGB an 

 die für die Verdienstausfallentschädigung von Zeu-
gen geltenden Höchstbeträge - sinngemäß auch für 

einen gegen die Staatskasse gerichteten Vergütungs-
anspruch des Berufsvormundes. Nach Auffassung 
des Entwurfs ist die Übernahme dieser Härteklausel 
weder erforderlich noch wünschenswert: § 1836 a 
BGB-E will  den Gerichten für die Vergütungsfestset-
zung eine möglichst eindeutige und einheitlich prak-
tizierbare Handlungsanweisung an die Hand geben. 
Eine allgemeine Härteprüfung, wie sie den Gerichten 
durch eine Verweisung auch auf Kapitel III Ab-
schnitt III Nr. 25 Buchstabe a Satz 2 der Anlage I zum 
Einigungsvertrag aufgegeben würde, müßte das mit 
§ 1836 a BGB-E verfolgte Ziel einer eindeutigen und 
leichten Handhabbarkeit für in den neuen Ländern 
wohnhafte Vormünder verfehlen, ohne ein objektives 
Mehr an  Vergütungsgerechtigkeit zu bewirken. 

Der Entwurf verkennt dabei nicht den nur vorüber-
gehenden Charakter der bereits im geltenden Recht 
vorgesehenen und von Artikel 4 lediglich fortge-
schriebenen Vergütungsstufung für Vormünder in 
neuen und alten Ländern. Er sieht deshalb durch 
eine Inbezugnahme auch des Kapitels III Abschnitt III 
Nr. 27 der Anlage I zum Einigungsvertrag vor, daß 
sich die für Vormünder in den neuen Ländern gelten-
de Ermäßigung der von § 1836 a Abs. 2, 3 BGB-E all

-gemein festgelegten Vergütungssätze in dem Maße 
verändert, in dem das Bundesministerium der Justiz 
durch Rechtsverordnung die für die Verdienstausfall-
entschädigung von Zeugen in den neuen Ländern 
geltende Ermäßigung des in § 2 Abs. 2 ZuSEG vorge-
sehenen Höchstbetrags zur Anpassung an  die wirt-
schaftlichen Verhältnisse neu festsetzt oder ganz auf-
hebt. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 708. Sitzung am 31. Januar 
1997 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stel-
lung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 (Vertretungsbefugnis des Ehegatten) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob unter bestimmten 
Voraussetzungen für den Ehegatten zwecks Ver-
meidung der Bestellung eines Betreuers für den 
anderen Ehegatten eine Vertretungsbefugnis in 
Angelegenheiten der Personen- und Vermögens-
sorge eingeführt werden kann. 

2. Zu Artikel 1 (Mißbrauchsvermeidung 
bei Vermögensverwaltung) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob eine an  § 14 Abs. 5 
HeimG angelehnte Bestimmung notwendig und 
geeignet ist, mißbräuchlichen eigennützigen Ver-
mögensübertragungen von kraft Gesetzes oder 
vertraglichen Auftrags tätigen Vermögensver-
waltern (z. B. beruflich tätigen Betreuern, Nach-
laßverwaltern, Testamentsvollstreckern, Rechts-
anwälten und Steuerberatern im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses) entgegenzuwirken. 

Begründung 

Vor allem ältere Personen, die professionelle Be-
ratung und Hilfe für die Verwaltung des Vermö-
gens in Anspruch nehmen, können im Einzelfall 
in besonderem Maße mißbräuchlichen Beeinflus-
sungen ihrer Vertreter bzw. Vermögensverwalter 
ausgesetzt sein. Gegenstand dieser Beeinflus-
sung kann vor allem der Versuch sein, über die 
Vergütung für die erbrachte Tätigkeit hinaus 
großzügige Schenkungen zu erhalten oder in 
Verfügungen von Todes wegen bedacht zu wer-
den. Dieses Problem wird sich in den nächsten 
Jahren durch steigende Lebenserwartung und 
den weiteren Anstieg des Vermögens älterer Mit-
bürgerinnen und Mitbürger noch verschärfen. 
Spektakuläre Einzelfälle, wie der Rechtsstreit ei-
ner hochbetagten Erbin eines Schauspielers um 
die Rückgabe eines Grundstücks, das sie zuvor 
dem Nachlaßverwalter geschenkt ha tte, wecken 
auch das öffentliche Bewußtsein für die hier 
denkbaren Mißbrauchsmöglichkeiten. 

Der Gesetzgeber hat für Fallgestaltungen, in de-
nen eine vergleichbare psychische Beeinflußbar-
keit nicht fern liegt, durch § 14 Abs. 5 HeimG 
entsprechende Vorkehrungen ge troffen. Danach 
ist es dem Personal von Heimen untersagt, sich 

von oder zugunsten von Bewohnern neben der 
vom Träger des Heimes erbrachten Vergütung 
Geld oder geldwerte Leistungen für die Erfüllung 
der Pflichten aus dem Heimvertrag versprechen 
oder gewähren zu lassen, soweit es sich nicht um 
geringwertige Aufmerksamkeiten handelt. 

Es sollte geprüft werden, ob ein ähnliches An-
nahmeverbot auch für alle beruflichen „Vermö-
gensverwalter" im vorgenannten Sinne einge-
führt werden sollte. Zwar sind Personen, für die 
ein Betreuer beste llt worden ist, in gewissem 
Umfang gegen mißbräuchliche Vermögensver-
fügungen geschützt, z. B. durch §§ 1804, 1795 
BGB sowie auch das Erfordernis vormundschaft-
gerichtlicher Genehmigungen für bestimmte 
Rechtsgeschäfte. Näherer Prüfung bedarf, ob 
dieser Schutz ausreichend ist. Jedenfalls für an-
dere vermögensrechtliche Vertretungs- oder Ver-
waltungsbefugnisse, auf die derartige Schutzvor-
schriften nicht anwendbar sind, sollte erwogen 
werden, ob ein dem Regelungsgehalt von § 14 
Abs. 5 HeimG entsprechendes Verbot notwendig 
und geeignet ist, Mißbrauchsfällen entgegenzu-
wirken: 

3. Zu Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a (§ 1779 Abs. 2 
Satz 2 BGB) 

In Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a sind in § 1779 
Abs. 2 Satz 2 nach den Wörtern „der mutmaß-
liche Wille der Eltern," die Wörter „die persön-
lichen Bindungen des Mündels," einzufügen. 

Begründung 

Bei der Auswahl unter mehreren geeigneten Per-
sonen sind nach § 1779 Abs. 2 BGB-E vom Vor-
mundschaftsgericht der mutmaßliche Wille der 
Eltern, die Verwandtschaft und Schwägerschaft 
mit dem Mündel sowie das religiöse Bekenntnis 
des Mündels zu berücksichtigen. Es fehlt das Kri-
terium der emo tionalen personalen Bindung des 
minderjährigen Mündels zu den zur Auswahl 
stehenden Personen. In Anbetracht der Bedeu-
tung, die ein Vormund für das Mündel haben 
kann, müßte das auswählende Vormundschafts-
gericht diesen Gesichtspunkt von Gesetzes we-
gen berücksichtigen müssen. Der mutmaßliche 
Wille der Eltern, Schwägerschaft und Verwandt-
schaft müssen mit dem Wohl des Kindes nicht 
zwingend zusammengehen. Im Rahmen der Dis-
kussionen um die Reform des Kindschaftsrechts 
wird das Wohl des Kindes, zu dem wesentlich die 
emotionalen personalen Bindungen gehören, in 
den Mittelpunkt gestellt. Sie sollten auch Auf-
nahme in das Vormundschaftsrecht finden. 
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4. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 1835 a Satz 1, 4 BGB) 

Artikel 1 Nr. 8 ist wie folgt zu fassen: 

,8. Der bisherige § 1836a wird § 1835a mit der 
Maßgabe, daß 

a) in Satz 1 die Wörter „Zur Abgeltung ge-
ringfügiger Aufwendungen" durch die 
Wörter „Zur Abgeltung seines Anspruchs 
auf Aufwendungsersatz" ersetzt wird; 

b) Satz 4 durch folgende Sätze ersetzt wird: 

„Ist der Mündel mittellos, so kann der Vor-
mund die Aufwandsentschädigung aus der 
Staatskasse verlangen. Der Anspruch auf 
Aufwandsentschädigung erlischt, wenn er 
nicht binnen drei Monaten nach Ablauf des 
Jahres, in dem der Anspruch entsteht, gel-
tend gemacht wird; die Geltendmachung 
des Anspruchs beim Vormundschaftsge-
richt gilt dabei auch als Geltendmachung 
gegenüber dem Mündel. Dem Jugendamt 
oder einem Verein kann keine Aufwands-
entschädigung gewährt werden. " ' 

Begründung 

Zu a) 

Bisher hat der ehrenamtliche Vormund die Mög-
lichkeit, kleinere Aufwendungen (h. M. bis zu 
5 DM im Einzelfall) pauschal als Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 375 DM jährlich erstat-
tet zu erhalten, und zwar ohne Nachweis. Zusätz-
lich hat er Anspruch auf Erstattung von Einzel-
aufwendungen, die 5 DM übersteigen, gegen 
Vorlage von Belegen oder bei Glaubhaftma-
chung (§ 1835 Abs. 1 BGB). Er ist dann zu einer 
detaillierten Darlegung verpflichtet. 

Mit der beantragten Änderung wird eine Kumu-
lation der Ansprüche vermieden: Der Vormund 
kann entweder konkret unter Vorlage von Bele-
gen abrechnen oder die pauschale Aufwandsent-
schädigung geltend machen. 

Zu b) 

Der Entwurf verdient Zustimmung für die aus-
drückliche Hervorhebung in seiner Begründung, 
daß Unterhaltsansprüche der Betroffenen bei der 
Prüfung ihrer Mittellosigkeit zu berücksichtigen 
seien. Es wäre nicht zu vertreten, in diesen Fä llen 
die Betreuervergütung der Allgemeinheit aufzu-
bürden, obwohl konkret unterhaltspflichtige An-
gehörige hierfür einstehen könnten. 

Angesichts dieser klaren Grundsatzposition des 
Entwurfs ist es nicht konsequent, wenn für die 
Aufwandspauschale in § 1835a Satz 4 BGB-E be-
stimmt werden soll, daß bei der Feststellung der 
Mittellosigkeit Unterhaltsansprüche des Betroffe-
nen gegen den Betreuer nicht zu berücksichtigen 
seien. 

Derzeit wird zwar die Aufwandspauschale von 
der Rechtsprechung überwiegend auch unter-
haltspflichtigen Angehörigen zuerkannt (vgl. 
BayObLG, FamRZ 1996, 247 m. w. Nachw.; BGH, 

Beschluß vom 2. Oktober 1996 - XII ZB 37/96 -). 
Jedoch erscheint es unbeschadet der rechtsdog-
matischen Begründung hierfür fragwürdig, daß 
die mit der Pauschale abzugeltenden Kleinstauf-
wendungen - die häufig unter dem tatsächlich 
gezahlten Betrag von 375 DM jährlich liegen 
dürften - von unterhaltsrechtlich leistungsfähi-
gen Betreuern nicht selbst im Rahmen der Fami-
liensolidarität verkraftet werden sollten, sondern 
auf die Staatskasse und damit die Allgemeinheit 
abgewälzt werden dürfen. Für den einzelnen 
stellt sich dieser Betrag zudem als relativ gering-
fügig dar. Insgesamt kann er aber die öffent-
lichen Haushalte in ganz erheblichem Maße be-
lasten. Unbeschadet der Frage, inwieweit die 
Pauschale in der Praxis tatsächlich von den an-
spruchsberechtigten Familienangehörigen in An-
spruch genommen wird, müssen die Länderhaus-
halte jedenfalls von entsprechenden Ausgabe-

risiken entlastet werden. 

Die Besorgnis, daß damit das Poten tial ehrenamt-
licher Betreuer wesentlich geschmälert werden 
könnte, erscheint nicht begründet. Es ist wohl 
nur in seltenen Ausnahmefällen anzunehmen, 
daß leistungsfähige Familienangehörige die 
Übernahme der Betreuung etwa für einen Eltern-
teil ablehnen, weil ihnen die Pauschale versagt 
werde. Hinzu kommt, daß sie bei konsequenter 
Beurteilung der Mittellosigkeit unter Einbezie-
hung von Unterhaltsansprüchen ohnehin damit 
rechnen müßten, wesentlich höhere Vergütungs-
ansprüche von Berufsbetreuern erfüllen zu müs-
sen. 

Auch ist nicht zu erwarten, daß die Gerichte zu-
sätzlich durch die Prüfung konkreter Unterhalts-
pflichten wesentlich belastet werden. Zum einen 
dürfte bei ausdrücklicher gesetzlicher Versagung 
des Anspruchs gegenüber leistungsfähigen un-
terhaltspflichtigen Betreuern ohnehin nur ein 
Bruchteil der Betreffenden überhaupt Anträge 
stellen. Im übrigen ist durch die Höhe der unter-
haltsrechtlichen Selbstbehalte gegenüber voll-
jährigen Unterhaltsberechtigten sichergestellt, 
daß sich die Leistungsfähigkeit in der Mehrzahl 
der Fälle relativ einfach feststellen läßt und je-
denfalls bei Wiederholungsanträgen zumeist nur 
noch eine kursorische Prüfung erfordern dürfte. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 1836 Abs. 1 Satz 2 BGB) 

In Artikel 1 Nr. 9 sind in § 1836 Abs. 1 Satz 2 nach 
dem Wort  „wird" das Wort  „ausnahmsweise" 
und nach dem Wort  „kann" das Wort  (Berufsvor-
mund) " einzufügen. 

Begründung 

Der vorliegende Entwurf führt zu einer Gleich-
wertigkeit von ehrenamtlicher und entgeltlicher 
Vormundschaft. Diese gesetzgeberische Zielrich-
tung sollte auf keinen Fa ll  weiter verfolgt wer-
den. Im Gegenteil muß bei den gegenwärtigen 
Änderungen des Vormundschaftsrechts deutlich 
werden, daß gerade angesichts der demographi-
schen Entwicklung in Zukunft in diesem Bereich 
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verstärkt auf Ehrenamtlichkeit zu setzen ist. Der 
gewollte Ausnahmecharakter von entgeltlicher 
Vormundschaft muß daher im Wortlaut hervorge-
hoben werden. 

Außerdem ist es zweckmäßig, den Begriff „Be

-

rufsvormund" an dieser Stelle im materiellen 
Recht zu definieren. Er wird in anderen Berei-
chen, z. B. im Betreuungsbehördengesetz unter 
„Berufsbetreuer" wieder benötigt. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 1836 Abs. 2 bis 5 - neu

-

BGB) 

In Artikel 1 Nr. 9 ist § 1836 wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 2 ist durch folgende Absätze 2 bis 5 zu 
ersetzen: 

„ (2) Liegen die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 2 vor, so hat das Vormund-
schaftsgericht dem Vormund oder Gegenvor-
mund eine Vergütung zu bewilligen; der Vor-
mund kann Abschlagszahlungen verlangen. 
Die Vergütung beträgt für jede Stunde der für 
die Führung der Vormundschaft aufgewand-
ten und erforderlichen Zeit 30 DM. Verfügt 
der Vormund über besondere Kenntnisse, die 
für die Führung der Vormundschaft nutzbar 
sind, so erhöht sich diese Vergütung 

1. auf 45 DM, wenn diese Kenntnisse durch 
eine abgeschlossene Lehre oder eine ver-
gleichbare abgeschlossene Ausbildung er-
worben worden sind; 

2. auf 60 DM, wenn diese Kenntnisse durch 
eine abgeschlossene Ausbildung an einer 
Hochschule oder durch eine vergleichbare 
abgeschlossene Ausbildung erworben sind. 

Eine auf die Vergütung entfallende Umsatz-
steuer wird, soweit sie nicht nach § 19 Abs. 1 
des Umsatzsteuergesetzes unerhoben bleibt, 
zusätzlich ersetzt. 

(3) Der in Absatz 2 festgelegte Vergütungs-
satz erhöht sich um 15 DM, wenn der Vor-
mund nachweist, daß die Führung der Vor-
mundschaft mit außergewöhnlichen Schwie-
rigkeiten verbunden ist; dies gilt in den Fällen 
des Absatzes 2 Satz 3 nur dann, wenn diese 
Schwierigkeiten auch unter Berücksichtigung 
der besonderen Kenntnisse des Vormundes 
außergewöhnlich sind. 

(4) Bestellt das Gericht einen Vormund, der 
über besondere Kenntnisse verfügt, die für die 
Führung von Vormundschaften allgemein 
nutzbar und durch eine Ausbildung im Sinne 
des Absatzes 2  Satz 3 erworben sind, so wird 
vermutet, daß diese Kenntnisse auch für die 
Führung der dem Vormund übertragenen Vor-
mundschaft nutzbar sind. Dies gilt nicht, wenn 
das Vormundschaftsgericht aus besonderen 
Gründen bei der Bestellung des Vormundes 
etwas anderes bestimmt. 

(5) Der Vergütungsanspruch erlischt, wenn 
er nicht binnen 15 Monaten nach seiner Ent-
stehung beim Vormundschaftsgericht geltend  

gemacht wird; das Vormundschaftsgericht 
kann in sinngemäßer Anwendung von § 15 
Abs. 3 Satz 1 bis 5 des Gesetzes über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständi-
gen eine abweichende Frist bestimmen. " 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 6 mit der 
Maßgabe, daß das Wort  „angemessene" ge-
strichen wird. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7. 

Als Folg  e sind 

- in Artikel 1 

a) Nummer 10 

aa) in § 1836 a 

aaa) in Absatz 1 die Absatzbezeich-
nung „ (1) " zu streichen sowie die 
Angabe „Abs. 2" durch die An-
gabe „Abs. 2 bis 5" zu ersetzen; 

bbb) die Absätze 2 bis 4 zu streichen; 

bb) in § 1836b Satz 1 Nr. 1 Satz 2 die An-
gabe „§ 1836a Abs. 2, 3" durch die 
Angabe „ § 1836 Abs. 2, 3" zu ersetzen; 

b) Nummer 16 Buchstabe a in § 1908e Abs. 1 
Satz . 1 nach der Angabe „§ 1836 Abs. 1 
Satz 2, Abs. 2" die Angabe „ , 3" einzufü-
gen; 

c) Nummer 17 Buchstabe b in § 1908h Abs. 2 
die Angabe „ § 1836 Abs. 3" durch die An-
gabe „§ 1836 Abs. 6" zu ersetzen; 

- in Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b in § 67 Abs. 3 
die Angabe „§ 1836 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und 4 
und § 1836a Abs. 2 bis 4" durch die Angabe 
„ § 1836 Abs. 2 bis 5 und 7" zu ersetzen; 

- in Artikel 4 die Angabe „ § 1836a Abs. 2, 3" 
durch die Angabe „ § 1836 Abs. 2, 3" zu erset-
zen. 

Begründung 

Der Gesetzentwurf schlägt mit den § 1836 a 
Abs. 2 bis 4 BGB-E eigenständige Vergütungs-
regelungen vor und beschränkt ihre Geltung ge-
mäß § 1836a Abs. 1 BGB-E auf Fälle der Mittel-
losigkeit des Mündels. Diese Vergütungsrege-
lungen sollten auf Vormundschaften bemittelter 
Mündel erstreckt werden: 

Der geltende § 1836 Abs. 1 Satz 2 und 3 BGB er-
laubt es, dem Vormund eine angemessene, aus 
dem Vermögen des Mündels zu zahlende Vergü-
tung zu bewilligen. Die Praxis macht hiervon un-
terschiedlichen Gebrauch. Überkommen ist eine 
Bemessung, die sich an einem Prozentsatz des 
Vermögens orientiert, der je nach Oberlandes-
gerichtsbezirk bei vergleichbaren Vermögen zwi-
schen 0,8 % und 2 % schwankt (so Dickescheid, 
RGRK, 12. Auflage, § 1836 BGB Rn. 15) und somit 
um 150 % differieren  kann. Im Vordringen befin-
det sich eine Auffassung, die eine Gegenrech-
nung unter Heranziehung der vom Vormund auf-
gewendeten Zeit und seiner anteiligen pauscha-
len Bürokosten deshalb für geboten hält, weil die 
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Vergütung den sich hieraus ergebenden Be trag 
nicht unterschreiten dürfe (BayObLG, RPfl. 1992, 
29; zuletzt KG, FamRZ 1996, 1362ff.). Folge die-
ser, pauschale Unkosten von 300 DM je Stunde 
ohne weiteres zugrundelegenden Rechtspre-
chung sind Stundensätze für anwaltliche Berufs-
betreuer, die 400 DM noch übersteigen können. 
Eine andere Ansicht berücksichtigt hingegen die 
Besonderheiten einer „Betreuungskanzlei", hält 
infolgedessen lediglich die Bürounkosten eines 
selbständigen nichtanwaltlichen Berufsbetreuers 
für ersatzfähig und gelangt so zu einer Vergü

-

tung von 150 DM je Stunde (LG München, 
FamRZ 1996, 1366ff.). 

Diese starken Abweichungen der Vergütungs-
praxis, die auch im Verhältnis zu den gemäß 
§ 1836a BGB-E vorgeschlagenen maximalen 
Stundensätzen von 75 DM, die die Unkosten be-
reits einschließen, unangemessen erscheinen, 
sollten nicht länger hingenommen werden. Eine 
hinreichende Rechtfertigung ist für sie nicht 
erkennbar. Die festzustellende Pra xis geht zu 
Lasten des Mündels und begründet ein dringen-
des Regelungsbedürfnis. Mit § 1836a Abs. 2 bis 4 
BGB-E hält der Gesetzentwurf andererseits pas-
sende Regelungen bereit, die eine einheitliche 
und präzise Handhabung der Vergütung zum 
Ziel haben. Insoweit wird auf den allgemeinen 
Teil der Begründung des Regierungsent-
wurfs A. II.  und die Einzelbegründung zu 
Artikel 1 Nr. 10 Bezug genommen. 

Die in der Einzelbegründung des Gesetzentwurfs 
zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836 a BGB-E) geäußerte Er-
wartung, die Gerichte würden sich an  den gemäß 
§ 1836a BGB-E für den Fiskus maßgebenden 
Vergütungssätzen auch bei nicht mittellosen 
Mündeln orientieren, scheint nicht berechtigt. 
Dies ist, wie die ausgeführte Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte zeigt, auch in der Vergan-
genheit nicht in der zu wünschenden Weise ge-
schehen. 

Demgemäß wird vorgeschlagen, die Regelung 
des § 1836a Abs. 2 bis 4 BGB-E auf alle Vor-
mundschaften, die nur im Rahmen der Berufs-
ausübung geführt werden können, zu erstrecken. 
Standort dieser Regelung sollte dann § 1836 
Abs. 2 bis 4 BGB-E sein. Hieraus ergeben sich 
Folgeänderungen, die Artikel 1 Nr. 9, 10 (§ 1836 
Abs. 3 und 4, § 1836a, § 1836b BGB-E), Nr. 16 
Buchstabe a (§ 1908e Abs. 1 Satz 1 BGB-E), 
Nr. 17 Buchstabe b (§ 1908h Abs. 2 BGB-E), 
Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b (§ 67 Abs. 3 FGG-E) 
und Artikel 4 (Sonderregelungen für das in 
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannte Ge-
biet) betreffen. 

Die vorgeschlagene Änderung würde nicht nur 
eher der Gefahr unwirtschaftlicher oder miß-
bräuchlicher Betriebsführung des Vormundes 
entgegenwirken und einer Aufzehrung des Ver-
mögens des Mündels begegnen, sondern mittel-
bar zugleich den Fiskus entlasten. Eine damit 
einhergehende Belastung der Justiz ist nicht zu 
erwarten. Nach Einschätzung erfahrener Prakti

-

ker hält sich der Prüfungsaufwand bei stunden-
weiser Vergütung, mit der die Gerichte gemäß 
dem geltenden § 1836 Abs. 2 BGB bereits ver-
traut sind, im bisherigen, durch § 1836 Abs. 1 
Satz 2 und 3 BGB vorgegebenen Rahmen, zumal 
die Billigkeitsentscheidung gemäß § 1836 Abs. 1 
BGB aufgrund der angeführten Rechtsprechung 
von Oberlandesgerichten zukünftig häufig nicht 
mehr ohne die Mindeststundensätze zugrunde-
legende Gegenrechnung erfolgen kann. 

Die vorgeschlagene Änderung genügt den An-
forderungen, die das Bundesverfassungsgericht 
hinsichtlich der Vergütung aufgestellt hat. Ge-
mäß der Entscheidung vom 1. Juli 1980 (BVerfGE 
54, 251) muß die Erstattung des Zeitaufwandes 
und der anteiligen Bürokosten des Vormunds ge-
währleistet sein. Dies ist hinsichtlich der vom Ge-
setzentwurf vorgeschlagenen §§ 1836 a ff. BGB-E 
nicht zweifelhaft. Ebensowenig ist ersichtlich, 
weshalb bei vorhandenem Vermögen höhere 
Vergütungen vorgesehen werden müssen. Hier-
zu zwingen angesichts der regelmäßig bestehen-
den, in die Unkosten eingehenden Versicherung 
des Berufsbetreuers auch nicht die Verantwor-
tung und das Risiko, die mit größerem Vermögen 
verbunden sein können. Das Bundesverfassungs-
gericht hat es insoweit nur für nicht geboten er-
achtet, für mittellose Mündel aus der Staatskasse 
die gleiche Vergütung wie für bemittelte vorzu-
sehen (a. a. O. S. 276). 

Rechtsanwälte werden durch den Änderungs-
vorschlag nicht zwangsläufig als Berufsbetreuer 
ausgegrenzt. Eine entsprechende Entwicklung 
ist auch bei unbemittelten Betreuten ungeachtet 
der mehrjährigen Geltung des Betreuungsgeset-
zes nicht zu beobachten gewesen. 

Darüber hinaus sollte die für jede Stunde der be-
rufsmäßigen Führung einer Vormundschaft/Be-
treuung in § 1836a Abs. 2 Satz 1 BGB-E vorgese-
hene Grundvergütung von 35 DM niedriger an-
gesetzt werden. 

Zum einen liegt dieser Stundensatz für einen 
Vormund/Betreuer ohne nachgewiesene Ausbil-
dung oder besondere Kenntnisse bereits erheb-
lich über den sonst qualifizierten Facharbeitern 
bezahlten Bruttostundenlöhnen. 

Zum anderen ist zu berücksichtigen, daß der 
Stundensatz von 35 DM nach § 1836a Abs. 3 
Satz 1 BGB-E bei außergewöhnlichen Schwierig-
keiten um 15 DM zu erhöhen ist, so daß an den 
nicht weiter qualifizierten Vormund/Betreuer ein 
Vergütungssatz von 50 DM zu bezahlen wäre. 
Dieser Satz kann damit über der Vergütung für 
einen durch Lehre oder vergleichbare Ausbil-
dung qualifizierten Betreuer liegen. Denn dieser 
erhält den Erhöhungssatz von 15 DM auf den 
ihm zustehenden Vergütungssatz von 45 DM 
nur, wenn die Schwierigkeiten auch unter Be-
rücksichtigung seiner besonderen Kenntnisse als 
außergewöhnlich zu bezeichnen sind. Es besteht 
die Gefahr, daß der höher qualifizierte Vormund/ 
Betreuer bei gleichem Schwierigkeitsgrad der 
wahrzunehmenden Aufgabe schlechter bezahlt 
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wird als der nicht qualifizierte Betreuer. Die Qua-
lifikation wirkt sich also nachteilig aus. 

Dies gewichtet die vom Vormund/Betreuer zu lei-
stende Arbeit nicht hinreichend. Überdies wür-
den die Gerichte mit zusätzlicher Arbeit bei der 
Auswahl des Vormundes/Betreuers belastet. 

Es ist daher für eine leistungsgerechtere Bezah-
lung erforderlich, den Eingangsvergütungssatz 
auf 30 DM herabzusetzen. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836a Abs. 5 - neu - BGB) 

In Artikel 1 Nr. 10 ist dem § 1836a *) folgender 
Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Die Vergütungssätze nach Absatz 2 und 3 
überprüft das Bundesministerium der Justiz spä-
testens alle zwei Jahre. Das Bundesministerium 
der Justiz wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates die Ver-
gütungssätze unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Entwicklung neu festzusetzen. " 

Begründung 

In dem vorliegenden Gesetzentwurf fehlt eine 
Regelung, wann und in welchem Umfang die 
Vergütungen zu überprüfen und ggf. anzuheben 
sind. Ohne eine Verordnungsermächtigung 
müßte jeweils das Gesetz geändert werden. 

Die Notwendigkeit zur regelmäßigen Überprü-
fung der Höhe der Vergütungssätze ergibt sich 
daraus, daß auch Berufsvormünder an  Einkom-
menssteigerungen zu beteiligen sind. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836b BGB) 

In Artikel 1 Nr. 10 ist § 1836b wie folgt zu fassen: 

„§ 1836b 

In den Fällen des § 1836 Abs. 1 Satz 2 kann das 
Vormundschaftsgericht 

1. dem Vormund einen festen Geldbetrag als 
Vergütung zubilligen, wenn die für die Füh-
rung der vormundschaftlichen Geschäfte er-
forderliche Zeit vorhersehbar und ihre Aus-
schöpfung durch den Vormund gewährleistet 
ist; 

2. die für die Führung der vormundschaftlichen 
Geschäfte erforderliche Zeit begrenzen; eine 
Überschreitung der Begrenzung bedarf der 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Bei der Bemessung des Geldbetrages nach Satz 1 
Nr. 1 ist die voraussichtlich erforderliche Zeit mit 
den in § 1836a *) Abs. 2, 3 bestimmten Beträgen 
zu vergüten, wobei es des Nachweises der vom 
Vormund aufgewandten Zeit nicht bedarf; wei-
tergehende Vergütungsansprüche des Vormun-
des sind ausgeschlossen. Eine Entscheidung 

nach Satz 1 kann zugleich mit der Bestellung des 
Vormundes getroffen werden. " 

Als Folge ist in Artikel 2 Nr. 1 in § 56g Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, Abs. 4 und 5 Satz 1 jeweils die An-
gabe „ § 1836b Nr. 1" durch die Angabe „ § 1836 b 
Satz 1 Nr. 1, Satz 2 und 3" zu ersetzen. 

Begründung 

Redaktionelle Änderung zur Klarstellung des Ge-
wollten. 

9. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836c Nr. 1 erster Halbsatz 
BGB) 

In Artikel 1 Nr. 10 sind in § 1836 c Nr. 1 erster 
Halbsatz vor den Wörtern „sein Einkommen, so-
weit" die Wörter „nach Maßgabe des § 84 des 
Bundessozialhilfegesetzes " sowie nach dem Wo rt 

 „Einkommensgrenze" die Wörter „für Hilfe in 
besonderen Lebenslagen" einzufügen. 

Begründung 

Der Entwurf wählt den Begriff des „Einkom-
mens", ohne ausdrücklich zu erwähnen, ob es 
sich um den gleichen  Begriff  wie im Bundesso-
zialhilfegesetz handeln soll. Um dies zu verdeut-
lichen und um weitere Inkongruenzen mit den 
Entscheidungen der Sozialleistungsträger zu ver-
meiden, ist es notwendig, auch den Einsatz des 
Einkommens oberhalb der Grenze entsprechend 
den Regelungen des Bundessozialhilfegesetzes, 
nämlich § 84, festzuschreiben. Weiter ist es not-
wendig, deutlich zu machen, daß ausschließlich 
die Grenze der Hilfe in besonderen Lebenslagen 
mit der genannten Paragraphenkette gemeint ist, 
nicht die an den jeweiligen Paragraphen an

-knüpfende Grenze. Dies dient der Klarstellung 
bereits im Gesetzeswortlaut und wirkt möglichen 
Auseinandersetzungen entgegen. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836 c Nr. 1 Satz 2 - neu

-

BGB) 

In Artikel 1 Nr. 10 ist in § 1836c Nr. 1 nach dem 
Wort  „werden" das Semikolon durch einen Punkt 
zu ersetzen und folgender Satz anzufügen: 

„Als Einkommen gelten auch Unterhaltsansprü-
che sowie die wegen Entziehung einer solchen 
Forderung zu entrichtenden Renten. " 

Begründung 

Der Entwurf hebt in seiner Begründung zu 
§ 1835a Satz 4, letzter Halbsatz BGB-E hervor, 
daß „dem Betroffenen zustehende Unterhaltsan-
sprüche im Rahmen der § 1836c ff. BGB-E grund-
sätzlich beachtlich sind." Dieser Regelungswille 
kommt aber in § 1836c BGB-E nicht zureichend 
zum Ausdruck, wenn es um dem Betroffenen zu-
stehende, aber von ihm nicht geltend gemachte 
Ansprüche geht. 

Auch wenn § 1836c Nr. 1 BGB-E nicht ausdrück

-

lich auf den sozialhilferechtlichen Einkommens- 

*) Die Zitierung des § 1836a BGB-E ist bei Übernahme des Vor-
schlags in Ziffer 6 dieser Stellungnahme redaktionell anzu-
passen. 
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begriff abstellt, wird dieser doch im Zusammen- 
hang mit der genannten Einkommensgrenze 
nach den Vorschriften des BSHG heranzuziehen 
sein. Einkommen im Sinne des § 76 BSHG sind 
aber nur tatsächliche Zuflüsse in Geld oder Gel-
deswert. Nicht alsbald rea lisierbare Ansprüche 
sind dagegen kein Einkommen (BVerwGE 31, 
100). Dies gilt nicht, wenn der Hilfeempfänger 
nicht bereit ist, realisierbare Möglichkeiten der 
Selbsthilfe auszuschöpfen, da insoweit der Nach-
rang der Sozialhilfe greift (Schellhorn/Jirasek/ 
Seipp, BSHG, 14. Auflage 1993, Rdnr. 11 zu § 76 
m. w. Nachw.). 

Danach kann die bloße Verweigerung der Zah-
lung von Unterhalt durch gegenüber dem Betrof-
fenen unterhaltspflichtige Personen dazu zwin-
gen, diese Unterhaltsansprüche nicht zum Ein-
kommen zu rechnen. Ansprüche auf laufenden 
Unterhalt zählen auch nicht zum Vermögen nach 
Maßgabe des § 88 BSHG. Hiervon kann allenfalls 
beim Auflaufen von Rückständen gesprochen 
werden. 

Im Sozialhilferecht ist der Zugriff auf Unterhalts-
ansprüche des Leistungsempfängers über § 91 
BSHG möglich. Eine solche Rückgriffsvorschrift 
fehlt jedoch hinsichtlich staatlicher Leistungen 
für Aufwendungsersatz und Vergütung des Be-
treuers. Hieraus ist für das geltende Recht zum 
Teil der Schluß gezogen worden, daß Unterhalts-
ansprüche des Betreuten bei der Prüfung der 
Mittellosigkeit unbeachtlich seien. 

Es bedarf deshalb einer ausdrücklichen Rege-
lung, daß gesetzliche Unterhaltsansprüche des 
Betroffenen auch insoweit einzusetzen sind, als 
sie nicht unter den sozialhilferechtlichen Ein-
kommens- oder Vermögensbegriff fa llen. Dies 
gilt ungeachtet des Umstands, daß sich im Ge-
gensatz etwa zur Sozialhilfe, deren Höhe monat-
lich konstant bleibt, der Unterhaltsbedarf für die 
Kosten einer Betreuung häufig erst rückschau-
end berechnen läßt. Folgerichtig hat die Rege-
lung auch die wegen Entziehung einer solchen 
Forderung zu entrichtenden Renten einzubezie-
hen. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836d BGB) 

In Artikel 10 ist § 1836d wie folgt zu fassen: 

„§ 1836d 

Der Mündel gilt als mittellos, wenn er die Auf-
wendungen oder die Vergütung aus seinem ein-
zusetzenden und pfändbaren Einkommen oder 
Vermögen 

1. nicht oder nur zum Teil oder nur in Raten oder 

2. nur im Wege gerichtlicher Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen 

aufbringen kann." 

Begründung 

Hat der Mündel Unterhaltsansprüche gemäß 
§ 1836c BGB-E einzusetzen, wird dies gleich

-

wohl nicht bedeuten können, daß die Staatskasse 
einen Anspruch des Vormunds bzw. Betreuers 
auf Vergütung oder Auslagenersatz mit der Be-
gründung abweisen darf, der Betroffene sei nicht 
mittellos. Dem Vormund wäre es kaum zumutbar, 
- vorausgesetzt sein Aufgabenkreis umfaßt dies 
überhaupt - zunächst gegen einen oder mehrere 
Unterhaltsschuldner des Betroffenen vorzuge-
hen, um aus etwaigen Zuflüssen sodann seine 
Ansprüche zu befriedigen. 

Deshalb bedarf es einer ausdrücklichen Rege-
lung in § 1836d BGB-E, daß der Mündel auch 
dann als mittellos gilt, wenn er die Kosten der Be-
treuung im Wege gerichtlicher Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen aufbringen kann. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836e Satz 2 BGB) 

In Artikel 1 Nr. 10 ist in § 1836e Satz 2 das Wo rt 
 „zehn" durch das Wort  „fünf" zu ersetzen. 

Begründung 

Weil die Kosten einer Betreuung häufig über ei-
nen längeren Zeitraum entstehen, erschwert ein 
langes Rückgriffsrecht der Staatskasse insbeson-
dere jüngeren Betreuten die Wiedereingliede-
rung. Nach Aufhebung der Betreuung würde 
sich der Betreute nach der vorliegenden Rege-
lung über einen Zeitraum von zehn Jahren Rück-
zahlungsforderungen gegenübersehen, die dann 
bis zur Pfändungsgrenze durchgesetzt werden 
können. Anreize, die neu gewonnene Selbstän-
digkeit zu erhalten und auszubauen, wären da-
mit genommen. 

Auch um den verwaltungsmäßigen Aufwand 
und dessen Kosten bei der Kontrolle und Einzie-
hung des Anspruchs in vertretbaren Grenzen zu 
halten, wird eine Rückgriffsfrist von fünf Jahren 
für angemessen gehalten. 

Der Vorschlag, daß übergegangene Ansprüche 
erst in zehn Jahren erlöschen sollen, hat zur Fol-
ge, daß auch bereits weggelegte Akten noch 
zehn Jahre unter Kontrolle zu halten sind, um zu 
prüfen, ob übergegangene Ansprüche in dieser 
Zeit noch verwirklicht werden können. 

Diese Erlöschensfrist sollte daher im Interesse 
der Arbeitsentlastung auf fünf Jahre herabge-
setzt werden. 

13. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 1836e Abs. 2 - neu - BGB) 

In Artikel 1 Nr. 10 ist § 1836e wie folgt zu än-
dern: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„ (2) Soweit Ansprüche gemäß § 1836 c Nr. 1 
Satz 2 einzusetzen sind, findet zugunsten der 
Staatskasse § 850b der Zivilprozeßordnung 
keine Anwendung. " 
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Begründung 

Hat der Mündel Unterhaltsansprüche - gegebe-
nenfalls auch Unterhaltsersatzansprüche z. B. ge-
mäß § 844 Abs. 2 BGB, § 10 Abs. 2 StVG -, die 
nicht durch Zahlung befriedigt werden, muß da-
für Sorge getragen werden, daß diese auch im 
Rahmen des durch § 1836e BGB-E eingeführten 
Übergangs der Ansprüche des Vormunds oder 
Gegenvormunds gegen den Mündel auf die 
Staatskasse eingesetzt werden können. 

Hierfür kommt zum einen in Betracht, daß diese 
Unterhaltsansprüche - gegebenenfalls auf Wei-
sung des Vormundschaftsgerichts gemäß § 1837 
BGB - durch den Vormund eingezogen werden, 
wodurch ein anschließender Rückgriff der Staats-
kasse gegen den Mündel nach § 1836e BGB-E 
ermöglicht wird. Dies setzt aber voraus, daß die 
Einziehung zum Aufgabenkreis des Vormunds/ 
Betreuers gehört und mit dem den Betreuer pri-
mär verpflichtenden Wohl des Betreuten im Ein-
klang steht. Es wird deshalb andererseits auch 
Fälle geben, in denen ein unmittelbarer Zugriff 
der Staatskasse. auf Unterhaltsansprüche des 
Mündels gewährleistet sein muß. Die einfache 
und praxisgerechte Möglichkeit, wegen der auf 
die Staatskasse übergegangenen Ansprüche des 
Vormunds etwaige Unterhaltsansprüche des 
Mündels im Wege der Pfändung und Überwei-
sung nach §§ 829, 835 ZPO einzuziehen, ist prak-
tisch durch § 850b Abs. 1 Nr. 2 ZPO verschlossen, 
weil gesetzliche Unterhaltsrenten und Renten 
aus Unterhaltsersatzansprüchen grundsätzlich 
unpfändbar sind. Es bedarf daher eines aus-
drücklichen Ausschlusses der Unpfändbarkeit 
dieser Forderungen, soweit sie der Mündel ein-
zusetzen hat. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 1896 Abs. 2 Satz 3, 4 - neu

-

BGB) 

Artikel 1 Nr. 11 ist wie folgt zu fassen: 

,11. § 1896 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden nach den Wörtern 
„durch einen Bevollmächtigten" die Wör-
ter „ , der nicht zu den in § 1897 Abs. 3 be-
zeichneten Personen gehört, " eingefügt. 

b) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Ist einer der in § 1897 Abs. 3 bezeichne-
ten Personen eine Vollmacht erteilt wor-
den, kann das Gericht unter den Voraus-
setzungen des Satzes 2 von der Bestel-
lung eines Betreuers absehen, soweit dies 
dem Interesse des Volljährigen ent-
spricht. Wird die Erklärung einer Bevoll-
mächtigung in ein nach den Vorschriften 
der Zivilprozeßordnung errichtetes Proto-
koll aufgenommen, so ersetzt dies eine 
notarielle Beurkundung. " ' 

Begründung 

Der Entwurf beabsichtigt durch die Änderung 
des § 1896 Abs. 2 Satz 2 BGB klarzustellen, daß 

eine Betreuung in der Regel nur dann nicht erfor-
derlich ist, wenn der Bevollmächtigte nicht zu 
den in § 1897 Abs. 3 BGB bezeichneten Personen 
gehört. Die gewählte Formulierung legt es aller-
dings - entgegen der in der Begründung des Ent-
wurfs ausdrücklich dargelegten Intention - sehr 
nahe, aus dem geänderten § 1896 Abs. 2 Satz 2 
BGB den Schluß zu ziehen, daß eine Betreuung 
in jedem Fall erforderlich ist, wenn eine der in 
§ 1897 Abs. 3 BGB bezeichneten Personen be-
vollmächtigt wurde. 

Durch die Anfügung des Satzes 3 kommt das Ziel 
der Änderung klarer zum Ausdruck. Satz 2 bildet 
den Regeltatbestand für die Fälle, in denen 
grundsätzlich eine Betreuung nicht erforderlich 
ist, während Satz 3 auf das besondere Prüfungs-
erfordernis bei Bevollmächtigung einer der in 
§ 1897 Abs. 3 BGB genannten Personen hinweist. 

Durch den ausdrücklichen Hinweis im neuen 
Satz 4 auf die Möglichkeit der Bevollmächtigung 
im gerichtlichen Verfahren soll erreicht werden, 
daß Betroffene durch nunmehr abgegebene Er-
klärungen in die Lage versetzt werden, über eine 
Vollmacht ihre Angelegenheiten ausreichend zu 
regeln. Insbesondere in Betreuungsverfahren zu 
gerichtlichen Protokoll erklärte Bevollmächtigun-
gen, durch die sich weitere Verfahren und Be-
treuerbestellungen vermeiden lassen, können 
helfen, aufwendige Verfahren zu vermeiden und 
Kosten zu sparen. 

Ferner können Vollmachten, die vorher formlos 
oder nur schriftlich erteilt worden sind, durch die 
gerichtliche Protokollierung in ihrer Außenwir-
kung aufgewertet werden und Betreuerbestel

-

lungen vermeiden helfen. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 1897 Abs. 1 Satz 2 - neu

-

BGB), 
Nr. 15a - neu - (§ 1908b Abs. 1 

Satz 2 - neu - BGB), • 
Artikel 2 Nr. 9 (§ 69g Abs. 1 Satz 2 - neu

-

FGG) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 12 ist wie folgt zu fassen: 

,12. § 1897 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter 
„hierbei im" durch die Wörter „in 
dem hierfür" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Wer Betreuungen im Rah-
men seiner Berufsausübung führt, 
soll nur dann zum Betreuer be-
stellt werden, wenn keine andere 
geeignete Person zur Verfügung 
steht. Werden dem Betreuer Um-
stände bekannt, aus denen sich 
ergibt, daß der Volljährige durch 
eine oder mehrere andere geeig-
nete Personen außerhalb einer 
Berufsausübung betreut werden 
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kann, so hat er dies dem Gericht 
mitzuteilen. " ' 

bb) Nach Nummer 15 ist folgende Num-
mer 15a einzufügen: 

,15a. Dem § 1908b Abs. 1 wird folgender 
Satz angefügt: 

„Das Gericht soll den nach § 1897 
Abs. 1 Satz 1 bestellten Betreuer 
entlassen, wenn der Betreute durch 
eine oder mehrere andere Personen 
außerhalb einer Berufsausübung 
betreut werden kann." ' 

b) Artikel 2 Nr. 9 ist wie folgt zu fassen: 

,9. § 69 g wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Macht der Vertreter der Staatskasse 
geltend, der Betreute könne anstelle 
eines nach § 1897 Abs. 6 Satz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs beste llten Be-
treuers durch eine oder mehrere andere 
geeignete Personen außerhalb einer 
Berufsausübung betreut werden, so 
steht ihm gegen einen die Entlassung 
des Betreuers ablehnenden Beschluß 
die Beschwerde zu." 

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Verfahrensverhandlungen nach § 68 
Abs. 1 Satz 1 dürfen nur dann durch 
einen beauftragten Richter vorgenom-
men werden, wenn von vornherein an

-zunehmen ist, daß das Beschwerdege-
richt das Ergebnis der Ermittlungen 
auch ohne eigenen Eindruck von dem 
Betroffenen zu würdigen vermag. " ' 

Begründung 

zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 
- § 1897 Abs. 6 - neu - 

Das Gesetz regelt eingehend Rangfolgen bei der 
Bestellung von Betreuern. Es bringt jedoch nicht 
hinreichend deutlich zum Ausdruck, daß geeigne-
ten ehrenamtlichen Be treuern grundsätzlich der 
Vorrang vor Berufsbetreuern gebühren sollte. Dies 
wird durch Satz 1 der vorgeschlagenen Ergänzung 
der Bestimmung klargestellt. Der Be troffene soll 
den Betreuer erhalten, der den durch die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben gestellten Anforderun-
gen entspricht. Die Bestellung überqualifizierter 
Betreuer soll nach Möglichkeit vermieden werden. 
Das gebietet nicht nur die Rücksichtnahme auf die 
Belange der Staatskasse bei Mittellosigkeit des Be-
troffenen, sondern auch die Notwendigkeit, Be-
treuer mit besonderer Qualifikation dem Einsatz 
für diejenigen Betroffenen vorzubehalten, welche 
die entsprechenden Kenntnisse und Fähigkeiten 
des Betreuers wirklich benötigen. 

Satz 2 soll sicherstellen, daß dem Gericht mit

-

geteilt wird, wenn eine Übertragung auf einen 
ehrenamtlichen Betreuer möglich wird. Das kann 

vor allem dann der Fall sein, wenn wesentliche 
Angelegenheiten des Be treuten, die die Fach-
kenntnisse eines Berufsbetreuers erfordern, ge-
regelt sind. Vielfach werden diese Betreuungen 
unverändert  fortgeführt, obwohl eine Übertra-
gung auf einen ehrenamtlichen Be treuer möglich 
und sinnvoll wäre. 

zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 
- § 1908 Abs. 1 Satz 2 - neu - 

Erfährt das Gericht von der konkreten Möglich-
keit, eine bisher von einem Berufsbetreuer ge-
führte Betreuung auf einen ehrenamtlich Tätigen 
zu übertragen, muß die Entlassung des bisheri-
gen und die Bestellung des anderen Betreuers 
zulässig sein. Dies sollte ausdrücklich in § 1908 b 
Abs. 1 BGB-E geregelt werden. 

zu Buchstabe b - § 69g Abs. 1 Satz 2 - neu - 

Liegen die Voraussetzungen eines Betreuer-
wechsels i. S. von § 1908b Abs. 1 Satz 2 - neu

-

BGB vor, muß sichergestellt sein, daß dieser auch 
vollzogen werden kann. Falls der bestellte Be-
rufsbetreuer von sich aus kein Interesse an  einer 
Abgabe zeigt, bedarf es Anregungen von dritter . 

Seite an  den Vormundschaftsrichter, sofern die-
ser nicht anläßlich einer periodischen Überprü-
fung der Betreuung entsprechende Feststellun-
gen trifft. 

Soweit das Gericht dabei entgegen den gesetzli-
chen Voraussetzungen einer Anregung zu einem 
Betreuerwechsel nicht nachkommt, muß dem 
durch ein Rechtsmittel abgeholfen werden kön-
nen. Betroffener und Angehörige werden selten 
hieran interessiert  sein. Die beschwerdebefugte 
Betreuungsstelle wird häufig von einer derarti-
gen Veränderung innerhalb einer laufenden Be-
treuung nichts erfahren. Deshalb sollte dem Ver-
treter der Staatskasse unter bestimmten Voraus-
setzungen ein Beschwerderecht eingeräumt wer-
den. Dieses setzt freilich nicht nur die allgemeine 
Behauptung voraus, dem Betroffenen könne 
nunmehr ein ehrenamtlicher Be treuer anstelle 
des bisherigen Berufsbetreuers beste llt werden. 
Es bedarf vielmehr eines konkreten Vorschlags, 
der dem Vertreter der Staatskasse nur dann mög-
lich sein wird, wenn er z. B. durch Kontakt mit 
Betreuungsstelle oder Betreuungsvereinen über 
die jeweilige örtliche Situation orientiert ist. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 16a - neu - (§ 1908f Abs. 1 
Nr. 2 a - neu - BGB) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 16 folgende Num-
mer 16a einzufügen: 

,16a. In § 1908f Abs. 1 wird nach Nummer 2 fol-
gende Nummer 2 a eingefügt: 

„2 a. planmäßig über Vorsorgevollmachten 
und Betreuungsverfügungen infor-
miert, " ' 
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Begründung 

Zur Querschnittstätigkeit von Vereinen muß es in 
Zukunft ausdrücklich gehören, Betreuungsver-
meidung durch Informationen über Vorsorgevoll-
machten und Betreuungsverfügungen zu betrei-
ben. Dies kann eine Betreuerbestellung mit dem 
notwendigen Verfahrensaufwand, der Verpflich-
tung, den Berichten und der Vergütungsent-
scheidung vermeiden. In den Förderungen für 
Betreuungsvereine sind entsprechende anteilige 
Mittel vorzusehen. 

17. Zu Artikel 2 Nr. 1 (§ 56g Abs. 1 bis 4 FGG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge

-

bungsverfahren zu prüfen, auf welche A rt  und 
Weise in § 56g FGG-E sichergestellt werden 
kann, daß nicht in jedem Verfahren auf Festset-
zung der Vergütung des Vormunds oder des Be-
treuers gegen die Staatskasse zur Gewährung 
des rechtlichen Gehörs und zur Wahrnehmung 
möglicher Interessen des Mündels oder des Be-
treuten ein Verfahrenspfleger bestellt werden muß. 

Begründung 

Durch § 56g FGG-E wird dem Vormund oder Be-
treuer erstmals die Möglichkeit eröffnet, im Fest-
setzungsverfahren einen vollstreckbaren Titel 
gegen den Mündel oder den Betreuten über die 
Vergütung oder den Aufwendungsersatz zu er-
wirken. In diesem Verfahren muß dem Mündel 
oder dem Betreuten in jedem Fall rechtliches Ge-
hör gewährt werden und - unter den Vorausset-
zungen des § 67 FGG - auch ein Verfahrenspfle-
ger bestellt werden. 

Daneben kann der Vormund oder der Be treuer 
die Festsetzung der Vergütung, des Aufwen-
dungsersatzes oder der Aufwandsentschädigung 
gegen die Staatskasse verlangen, wenn der 
Mündel oder der Be treute mittellos ist. Das Ge-
richt kann sodann gemäß § 56g Abs. 1 Satz 2 
und 3 FGG-E im gleichen Beschluß oder aber 
später Höhe und Zeitpunkt der Zahlungen fest-
setzen, die der Mündel oder der Be treute oder 
dessen Erben (Absatz 3) gemäß § 1836e BGB an 

 die Staatskasse zu erbringen haben. Vor diesen 
Entscheidungen soll gemäß § 56g Abs. 4 FGG-E 
auch der Mündel oder der Betreute gehört wer-
den. Dies hätte zur Folge, daß in allen Fällen, in 
denen der Mündel oder der Be treute nicht in der 
Lage ist, die Möglichkeit des rechtlichen Gehörs 
wahrzunehmen, ein Verfahrenspfleger beste llt 
werden müßte. Wäre dies die Konsequenz des 
neuen Festsetzungsverfahrens, so würde das 
Ziel, die Festsetzung der Vergütung zu vereinfa-
chen, konterkariert. 

Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs gebietet 
es, den Mündel oder Betreuten selbst zu hören, 
wenn sich der Vergütungs- oder Ersatzanspruch 
des Betreuers gegen ihn richtet oder aber der Re-
greßanspruch der Staatskasse gegen ihn festge-
setzt wird. Demgegenüber ist die Gewährung 
des rechtlichen Gehörs nicht zwangsläufig bei 

der Festsetzung des Anspruchs des Vormundes 
oder Betreuers gegen die Staatskasse ohne 
gleichzeitigen Regreß gegen den Mündel oder 
Betreuten notwendig. Dies wäre nur dann erfor-
derlich, wenn durch die Festsetzung - mittelbar - 
Rechte des Betreuten betroffen wären. Dies 
dürfte anzunehmen sein, wenn entsprechend der 
bisherigen Rechtslage zu der Bindungswirkung 
der Vergütungsfestsetzung für den Zivilprozeß 
des Vormundes oder Betreuers gegen den Mün-
del oder den  Betreuten der Festsetzungsbeschluß 
gemäß § 56g FGG-E die Höhe des Anspruchs 
bindend auch gegen den Mündel oder Betreuten 
und deren Erben feststellen soll. 

Für diese Bindungswirkung spricht die Ausge-
staltung des § 56g FGG-E und die damit verbun-
dene Einschränkung der Anfechtbarkeit in 
Kenntnis der bisherigen Rechtsprechung. 

Demgegenüber sieht der Sechste Abschnitt des 
BSHG, in dem sich der für die Inanspruchnahme 
der Erben in § 1836e BGB in Bezug genommene 
§ 92 c BSHG findet, einen Kostenersatz nur dann 
vor, wenn die Sozialhilfe rechtmäßig gewährt 
wurde (vgl. BVerwGE 49, 213, 261). Im Rahmen 
des Kostenersatzverlangens ist daher der Ur-
sprungsbescheid zu überprüfen, wenn diesbe-
zügliche Einwände erhoben werden. Dies er-
scheint konsequent, da der in Anspruch genom-
mene Dritte keine Möglichkeit hatte, auf die Ge-
staltung des Bescheides einzuwirken. 

Eine solche Lösung böte sich auch in § 56g FGG-
E an . Anstatt den mittellosen Mündel oder Be-
treuten in jedem Falle bei der Festsetzung des 
Anspruchs des Vormundes oder Be treuers gegen 
die Staatskasse rechtliches Gehör zu gewähren, 
sollte klargestellt werden, daß die Rechtskraft 
des Festsetzungsbeschlusses nur zwischen den 
unmittelbar Beteiligten wirkt und Dritten nicht 
entgegengehalten werden kann, sofern sie nicht 
beteiligt waren. 

Dies wäre eine Lösung, die den Interessen aller 
Beteiligten gerecht würde. Der Aufwand einer 
Streitigkeit über die Höhe der Vergütung im Re-
greßverfahren dürfte jedenfalls im Hinblick auf 
die geringe Anzahl dieser streitigen Verfahren 
wesentlich geringer sein als bei der Bestellung 
einer Vielzahl von Verfahrenspflegern im Fest-
setzungsverfahren. 

18. Zu Artikel 2 Nr. 1 (§ 56g Abs. 5 Satz 1 FGG) 

In Artikel 2 Nr. 1 sind in § 56g Abs. 5 Satz 1 die 
Angabe „100" durch die Angabe „300" zu erset-
zen und nach dem Wort  „übersteigt" die Wörter 
„oder das Gericht sie wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung der Rechtssache zuläßt" einzufügen. 

Begründung 

Der mit der Überprüfung in der Beschwerdein-
stanz verbundene Zeit- und Arbeitsaufwand 
steht außer Verhältnis zur Bedeutung von Ent-
scheidungen, die sich im Bereich bis 300 DM be-
wegen. Deshalb sollte - wie in dem vom Bundes- 



Drucksache 13/7158 	Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 

rat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur 
Vereinfachung des zivilgerichtlichen Verfahrens 
und des Verfahrens der Freiwilligen Gerichtsbar-
keit (BR-Drucksache 605/96 - Beschluß - vom 
18. Oktober 1996) vorgesehen - der Beschwerde-
wert für die hier in Rede stehenden Vormund-
schafts- und Betreuungsangelegenheiten von 
100 DM auf 300 DM heraufgesetzt werden. Es 
soll allerdings die Möglichkeit erhalten bleiben, 
ungeklärte Rechtsfragen, die eine Vielzahl von 
Erinnerungen nach sich ziehen, durch das Be-
schwerdegericht klären zu lassen. 

19. Zu Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b (§ 67 Abs. 3 Satz 1

-

FGG) 

In Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b ist § 67 Abs. 3 
Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„§ 1835 Abs. 1, 5, § 1836 Abs. 1, 2 Satz 1 und 4, 
Abs. 4, § 1836a Abs. 2 bis 4 * ), § 1836b Satz 1 
Nr. 1 Satz 3 des Bürgerlichen. Gesetzbuchs, sowie 
§ 56g Abs. 1, 5 sind entsprechend anzuwenden. " 

Begründung 

Die Vergütung und der Aufwendungssatz des 
Verfahrenspflegers sollen sich künftig auch für 
den zum Verfahrenspfleger bestellten Rechtsan-
walt kraft ausdrücklicher Regelung in § 67 Abs. 3

-

FGG-E ausschließlich nach § 1835 Abs. 1, 5, 
§ 1836 Abs. 1, 2 Satz 1 und 4 und § 1836a Abs. 2 
bis 4 BGB-E *) richten. 

Für die Verfahrenspflegervergütung sollte im In-
teresse einer leichteren Abrechnung und zur Ver-
meidung von Auseinandersetzungen über die 
aufgewandten Stunden auch die Vergütungs

-

pauschalierung gemäß § 1836b BGB-E ange-
sichts des regelmäßig überschaubaren zeitlichen 
Umfangs der Tätigkeit des Verfahrenspflegers 
gelten. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, in § 67 Abs. 3

-

FGG den § 1836b Nr. 1 BGB ebenfalls für ent-
sprechend anwendbar zu erklären. 

20. Zu Artikel 2 Nr. 2 a - neu - (§ 68 Abs. 1 Satz 3

-

FGG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2 a einzufügen: 

,2 a. In § 68 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort 
 „Verfahrens" die Wörter „; es weist in geeig-

neten Fällen den Betroffenen auf die Mög-
lichkeit der Vorsorgevollmacht und deren 
Inhalt hin" eingefügt.' 

Begründung 

Der Vorsorgevollmacht und den anderen Hilfen 
zur Besorgung der Angelegenheiten des Betrof-
fenen werden durch das Gesetz zu wenig Beach-
tung geschenkt. Dies sollte verbessert werden. 

Der Gesetzeswortlaut des § 68 Abs. 1 Satz 3 FGG 
geht bei der Anhörung des Betroffenen davon 
aus, daß entweder die Anordnung einer Betreu-
ung oder keine Maßnahme in Betracht kommt. 
Die vom Gesetz ebenfa lls vorgesehene Vorsorge-
vollmacht oder andere Hilfen, bei denen kein ge-
setzlicher Vertreter beste llt wird (§ 1896 Abs. 2 
Satz 2 BGB), sind demgegenüber kein ausdrück-
licher Gegenstand der Anhörung des Betroffe-
nen. Es ist jedoch nicht ohne weiteres davon aus-
zugehen, daß im Zeitpunkt der Anhörung eine 
Vorsorgevollmacht oder die Besorgung der An-
gelegenheiten des Betroffenen durch andere 
Hilfen (Nachbarschaftshilfe, Familienangehöri-
ge, Freunde, soziale Hilfsdienste) bereits ausge-
schlossen sind. Die Anordnung der Betreuung ist 
gegenüber einer Vorsorgevollmacht oder ande-
ren Hilfen im Sinne des § 1896 Abs. 2 Satz 2 BGB 
subsidiär. Dieser Sachlage sollte der Gesetzes-
wortlaut Rechnung tragen und in den geeigneten 
Fällen das Augenmerk aller Beteiligten auch auf 
diese Alternative lenken. 

21. Zu Artikel 2 Nr. 3 a - neu - (§ 68b Abs. 1 Satz 1

-

FGG) 

In Artikel 2 ist nach Nummer 3 folgende Num-
mer 3 a einzufügen: 

,3 a. § 68b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Ein Betreuer darf erst bestellt werden, 
nachdem ein ärztliches Zeugnis zu der 
Krankheit oder Behinderung des Betroffe-
nen oder, soweit dies zur Sachaufklärung er-
forderlich ist, ein Gutachten eines Sachver-
ständigen über die Notwendigkeit der Be-
treuung eingeholt worden ist." ' 

Begründung 

Der Vorschlag greift teilweise einen Vereinfa-
chungsvorschlag des Deutschen Richterbundes 
auf, der auch in der Literatur Widerhall gefunden 
hat. Vielfach ist es erforderlich, einen Arzt ledig-
lich zu den Krankheiten im Sinne des § 1896 
BGB Aussagen treffen zu lassen, wohingegen 
Fragen von fehlenden sozialen Hilfemöglichkei-
ten und die Frage der Ursächlichkeit zwischen 
Krankheit und der Nichtwahrnehmung von An-
gelegenheiten vom Richter selbst beurteilt wer-
den kann oder eines gesonderten nichtmedizini-
schen Sachverständigen bedarf. In eindeutigen 
Fällen können Zeit und Kosten gespart werden, 
da wegen der mangelnden Gutachterkapazitäten 
selbst in einfachen Verfahren heute häufig meh-
rere Monate auf Gutachtenerstellungen gewartet 
werden muß. 

22. Zu Artikel 2 Nr. 6 (§ 69d Abs. 1 Satz 2 FGG) 

Artikel 2 Nr. 6 ist wie folgt zu fassen: 

,6. § 69 d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

*) Die Zitierung des § 1836a BGB-E ist bei Übernahme des Vor-
schlags in Ziffer 6 dieser Stellungnahme redaktionell anzu-
passen. 
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort  „Be-
treuers" die Wörter „oder Bevollmäch-
tigten" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sachverständiger und ausführender 
Arzt sollen in der Regel nicht perso-
nengleich sein."  ' 

Begründung 

Nach § 56g Abs. 4 FGG-E sollen Vormund, Mün-
del und ggf. der Gegenvormund vor der Fest-
setzung der Vergütung angehört werden. Diese 
Anhörungspflicht gilt auch für die im Rahmen der 
Betreuung festzusetzenden Entgelte. Daneben 
sieht § 69d Abs. 1 Satz 2 FGG eine persönliche 
Anhörung des - vermögenden - Betreuten vor. 

Diese Differenzierung in der A rt  der Anhörung ist 
nicht gerechtfertigt. Auch der mittellose Betreute, 
dessen Vergütung zunächst aus der Staatskasse er-
bracht wird, ist durch die Entscheidung zur Vergü-
tung angesichts der vorgesehenen Rückgriffsmög-
lichkeit bzw. Ratenzahlungspflicht betroffen. § 56 g 
Abs. 4 FGG-E sollte daher abschließend die Anhö-
rung des Mündels/Betreuten im Rahmen des Fest-
setzungsverfahrens regeln und dabei nicht auf die 
Vermögensverhältnisse abstellen. 

§ 69d Abs. 1 Satz 2 FGG-E ist folglich aufzuheben. 

23. Zu Artikel 3 § 4 - neu - (§ 6 Satz 2 - neu - BtBG) 

Dem Artikel 3 ist folgender § 4 anzufügen: 

,§ 4 
Änderung des Betreuungsbehördengesetzes 

Dem § 6 des Betreuungsbehördengesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Sep-
tember 1990 (BGBl. I S. 2002, 2025), das zuletzt 
durch ... geändert worden ist, wird folgender 
Satz angefügt: 

„Weiterhin fördert sie die Aufklärung und Bera-
tung über Vollmachten und Betreuungsverfü-
gungen. " ' 

Als Folge sind in den Eingangsworten nach 
dem Wort  „hat" die Wörter „mit Zustimmung des 
Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Korrespondierend zu der Erweiterung der Quer-
schnittsaufgaben der Betreuungsvereine in 
§ 1908f Abs. 1 Nr. 2 a soll zur Stärkung der Be-
treuungsvermeidung eine ausdrückliche Pflicht 
der Betreuungsbehörden zur Information, Auf-
klärung und Beratung über Vollmachten und Be-
treuungsverfügungen normiert werden. Ferner 
wird auch die Förderungs- und Sicherstellungs-
pflicht für ein Angebot an  Bevollmächtigten als 
behördliche Aufgabe normiert, um wirksam für 
Umsetzungsmaßnahmen sorgen zu können. 

Zwar haben Betreuungsbehörden bisher bereits 
entsprechende Anstrengungen unternommen, 

wo sie ihre Aufgabe auch in der Betreuungsver-
meidung zu Recht gesehen haben, doch ist es er-
forderlich, diese Aufgabe ausdrücklich in das Be-
treuungsbehördengesetz aufzunehmen, damit 
bundeseinheitlich und damit möglichst flächen-
deckend wirksam in diesem Bereich der Betreu-
ungsvermeidung in Zukunft Anstrengungen un-
ternommen werden können. 

Dort  wo Betreuungsbehörden bisher ihrem ge-
setzlichen Auftrag nachgekommen sind, werden 
keine Mehrkosten verursacht. 

Die Festlegung einer ausdrücklichen Pflicht der 
Betreuungsbehörden zur Aufklärung, Information 
und Beratung löst die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes gemäß 
Artikel 84 Abs. 1 GG aus, da das Verwaltungsver-
fahren von Landesbehörden geregelt wird. 

24. Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob nicht zumindest 
bezüglich der Vergütungsvorschriften, insbeson-
dere für Verfahrenspfleger, und bezüglich des 
Festsetzungsverfahrens für die Vergütungen 
Übergangsvorschriften erforderlich sind. 

Begründung 

Der Entwurf sieht keinerlei Übergangsvorschrif-
ten vor. Dies erscheint für einige Bereiche proble-
matisch. 

Gerade im Hinblick auf die Vergütung des Ver-
fahrenspflegers dürften sich Schwierigkeiten 
dann ergeben, wenn das Gesetz in Kraft tritt, 
während ein Betreuungsverfahren anhängig ist. 
Zwar wäre es möglich, bei der Bemessung der 
Stundensätze ab Inkrafttreten des Gesetzes die 
neuen Vorschriften anzuwenden. Insoweit könnte 
sich ein Verfahrenspfleger lediglich darauf beru-
fen, daß er die Verfahrenspflegschaft im Vertrau-
en auf die - möglicherweise höheren - Sätze der 
alten Regelung übernommen hat. Bei Verfahrens-
pflegern, die nach der bisherigen Regelung nach 
der BRAGO entlohnt wurden, fiel die Vergütung 
jedoch nach Verfahrensabschnitten an, was nach 
Inkrafttreten der neuen Regelung nicht mehr 
möglich ist. Eine „Umstellung" der Vergütungs-
berechnung wäre daher im ersten Fa ll  lediglich 
aufwendig, im zweiten Fa ll  unmöglich. 

Um diese Schwierigkeiten zu vermeiden, müßte 
klargestellt werden, wie es üblicherweise bei 
ZPO-Änderungen, beispielsweise auch bei der 
letzten Änderung der Prozeßkostenhilfe geschah, 
daß die Vergütungsvorschriften nur auf Verfah-
ren Anwendung finden sollen, die erst nach In-
krafttreten anhängig werden. Dies wäre vorlie-
gend umso dringlicher, als das Gesetz in jedem 
Fall  für die laufenden Vormundschaften und Be-
treuungen gelten so ll. Bezüglich der Vergütung 
von Vormündern und Betreue rn  müßte wohl das 
neue Festsetzungsverfahren mit den geänderten 
Rechtsmitteln für den Zeitraum nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes gelten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Zu Nummer 1 (Artikel 1- Vertretungsbefugnis des 
Ehegatten) 

Die Prüfung führt zu folgendem Ergebnis: 

Nach geltendem Recht können sich Ehegatten durch 
Erteilung einer Vollmacht, die regelmäßig nicht form-
bedürftig ist (§ 167 Abs. 2 BGB), gegenseitig rechts

-

geschäftliche Vertretungsmacht erteilen. Kraft Geset-
zes ist ein Ehegatte außerdem in der Lage, Rechtsge

-

schäfte zur Deckung des angemessenen Lebensbe-
darfs der Familie auch mit Wirkung für den anderen 
Ehegatten abzuschließen (§ 1357 BGB). Eine darüber 
hinausgehende umfassende gesetzliche Vertretungs-
macht des einen Ehegatten für den anderen kennt 
das geltende Recht nicht. Für den Fa ll, daß ein Ehe-
gatte seine Angelegenheiten nicht mehr zu besorgen 
vermag, kann sein Ehegatte (nur) bei Vorliegen der 
materiell-rechtlichen Voraussetzungen der §§ 1896 ff. 
BGB und unter Beachtung der verfahrensrechtlichen 
Sicherungen der §§ 66 ff. FGG zu seinem Be treuer 
und damit zum gesetzlichen Vertreter (§ 1902 BGB) 
bestellt werden. 

Es erscheint nicht angängig, einem Ehegatten unter 
Verzicht auf diese Schutzvorkehrungen gesetzliche 
Vertretungsmacht in Angelegenheiten der Personen-
und Vermögenssorge für den anderen Ehegatten ein-
zuräumen und diesen damit zwecks Vermeidung 
einer gerichtlichen Betreuerbestellung auf Dauer der 
- nicht gerichtlich kontrollierten - Entscheidungsge-
walt seines Partners zu unterstellen. Im übrigen las-
sen sich überzeugende Kriterien für den Eintritt eines 
solchen Vertretungsfalles nicht formulieren: Im 
Schutzinteresse des Betroffenen wäre insoweit jeden-
falls geboten, sich an den Voraussetzungen einer Be-
treuerbestellung zu orientieren. Der Rechtsverkehr 
und beteiligte Dritte sind jedoch nicht in der Lage; 
das Vorliegen dieser Voraussetzungen, das vom Vor-
mundschaftsgericht im Falle der Betreuerbestellung 
nur mit gutachterlicher Hilfe geklärt werden kann 
(§ 68b FGG), mit hinreichender Sicherheit zu beur-
teilen. Anknüpfungskriterien, die den Bedürfnissen 
des Rechtsverkehrs nach eindeutiger Feststellung 
des Vertretungsfalles und dem Schutzinteresse des 
Betroffenen nach möglichster Schonung seines 
Selbstbestimmungsrechts gleichermaßen Rechnung 
tragen könnten, sind nicht ersichtlich. 

In Betracht käme allenfalls, Ehegatten für gegen-
ständlich eng umgrenzte Bereiche, wie etwa die Be-
antragung sozialversicherungsrechtlicher Leistun-
gen, ein - generelles - Recht zur gegenseitigen Ver-
tretung einzuräumen. Eine derar tige Normierung 
müßte sich allerdings am jewei ligen spezialgesetzli-
chen Regelungszusammenhang orientieren und 
sollte nach Auffassung der Bundesregierung einer 
gesonderten Prüfung außerhalb des laufenden Ge-
setzgebungsverfahrens vorbehalten bleiben. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1- Mißbrauchsvermeidung 
bei Vermögensverwaltung) 

Die Prüfung führt zu folgendem Ergebnis: 

Die Vorschrift des § 14 Abs. 5 HeimG, auf welche die 
Prüfbitte Bezug nimmt, untersagt es Mitarbeitern 
eines Heimes, sich von Heimbewohnern neben der 
vom Träger erbrachten Vergütung Geld oder geld-
werte Leistungen für die Erfüllung der Pflichten aus 
dem Heimvertrag versprechen oder gewähren zu las-
sen, soweit es sich nicht um geringwertige Aufmerk-
samkeiten handelt; gemäß § 14 Abs. 6 HeimG kann 
die Heimaufsichtsbehörde in Einzelfällen Ausnah-
men zulassen. Die Verbotsregelung wirkt insbeson-
dere Schenkungen von Heimbewohnern an Heim-
mitarbeiter entgegen; die Rechtsprechung hat ihren 
Anwendungsbereich auf Zuwendungen von Todes 
wegen ausgedehnt. Nach der Rechtsprechung bildet 
die Vorschrift ein gesetzliches Verbot im Sinne des 
§ 134 BGB, das zur Nichtigkeit eines verbotswidrigen 
Rechtsgeschäfts - unter Lebenden oder von Todes 
wegen - führt (BayObLG NJW 1992, 55 m. w. N.). 

Dieses Verbot dient dem Schutz der wegen ihrer be-
sonderen Lebenssituation und der daraus folgenden 
persönlichen Abhängigkeit staatlicher Fürsorge be-
sonders bedürftigen Heimbewohner. Sie sollen vor 
unlauterer Willensbeeinflussung und finanzieller 
Ausbeutung bewahrt  werden. Zudem soll verhindert 
werden, daß mit Rücksicht auf gewährte oder ver-
sprochene Zuwendungen einzelne Bewohner bevor-
zugt oder andere benachteiligt werden. Hinsichtlich 
einer Zuwendung, die erst mit dem Tode des Heim-
bewohners wirksam wird, sollen schließlich auch Ri-
siken vermieden werden, die mit einem materiellen 
Interesse an frühzeitigem Versterben des Heimbe-
wohners verbunden sein können (zum Schutzzweck 
des § 14 HeimG BVerwG NJW 1990, 2268 m. w. N.). 

Die zur Prüfung gestellte Ausweitung des Verbots 
wird nicht befürwortet. Im Verhältnis zwischen den 
in der Prüfbitte genannten Vermögensverwaltern 
und dem Betroffenen oder Auftraggeber besteht 
keine dem § 14 Abs. 5 HeimG vergleichbare Interes-
senlage: 

Nachlaßverwalter und Testamentsvollstrecker üben 
ihre Funktion erst nach dem Tod des Erblassers aus; 
eine persönliche Abhängigkeit, wie sie für die Bezie-
hung zwischen Heimbewohner und -mitarbeiter viel-
fach kennzeichnend ist und die zu finanzieller Aus-
beutung mißbraucht werden könnte, dürfte im Ver-
hältnis zwischen Nachlaßverwalter oder Testaments-
vollstrecker zum Erblasser ausscheiden. 

Auch das Verhältnis zwischen Rechtsanwalt oder 
Steuerberater und Mandant ist nicht durchgängig 
von persönlicher Abhängigkeit geprägt und kann 
deshalb eine pauschale Einschränkung der Privatau-
tonomie der Beteiligten nach dem Vorbild des § 14 
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Abs. 5 HeimG schwerlich rechtfertigen. In jedem Fa ll 
 wäre eine solche auf Rechtsanwälte oder Steuerbera-

ter bezogene Einschränkung eine das jewei lige Be-
rufsrecht grundlegend berührende Regelung, über 
die nicht als Randfrage eines Gesetzgebungsverfah-
rens zum Betreuungsrecht entschieden werden 
sollte. 

Im Verhältnis zwischen Betreutem und Betreuer 
dürfte die Problematik vielfach dadurch entschärft 
werden, daß der Betreute geschäftsunfähig und des-
halb zu Verfügungen zugunsten seines Be treuers gar 
nicht in der Lage ist. Im übrigen wird hier zwar ein 
persönliches Abhängigkeitsverhältnis häufiger vor-
kommen als in den zuvor genannten Fallkonstellatio-
nen; allerdings sind auch hier vielfältige Abstufun

-

gen denkbar. Im Vergleich zur Situation des Heimbe-
wohners fehlt es in vielen Fällen - gerade wenn ein 
Berufsbetreuer beste llt ist - an dem Merkmal der Ein-
bindung des Betreuten in einen von dem Be treuer 
beherrschten Lebensraum. Auch das zur Begrün-
dung der in § 14 Abs. 5 HeimG getroffenen Regelung 
angeführte Bestreben, sachwidrigen Ungleichbe-
handlungen unter den Heimbewohnern vorzubeu-
gen, dürfte insoweit kaum zum Tragen kommen. 

Im übrigen kann das Maß an persönlicher Abhängig-
keit des Betreuten bei ehrenamtlicher Betreuung 
weit stärker ausgeprägt sein als bei einer Berufsbe-
treuung; dies gilt namentlich bei der Aufnahme des 
Betreuten in den Haushalt eines ihn be treuenden  Fa-
milienangehörigen. Dennoch werden sich Eingriffe 
in die Vertrags- und Testierfreiheit, soweit Zuwen

-

dungen an Familienangehörige oder andere dem Be-
treuten nahestehende Personen be troffen sind, ver-
bieten. Derartige Beschränkungen könnten nicht nur 
auf verfassungsrechtliche Bedenken stoßen, sondern 
auch die Bereitschaft, Betreuungen im Familien- oder 
Freundeskreis zu übernehmen, nachhaltig beein-
trächtigen. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe a - § 1779 
Abs. 2 Satz 2 BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nr. 8 - § 1835 a 
Satz 1, 4 BGB) 

Dem Vorschlag wird hinsichtlich der mit Artikel 1 
Nr. 8 Buchstabe a empfohlenen Änderung auch des 
§ 1836a Satz 1 BGB zugestimmt. 

Im übrigen - Streichung des § 1836 a Satz 4 zweiter 
Halbsatz BGB - wird dem Vorschlag nicht zuge-
stimmt: Die Aufwandspauschale steht nur ehrenamt-
lichen Vormündern zu, die  grundsätzlich  keine Ver-
gütung erhalten und sich - die Berücksichtigung der 
Stellungnahme des Bundesrates zu Nr. 4 unterstellt - 
hinsichtlich des Aufwendungsersatzes auf die Gel-
tendmachung der Jahrespauschale von 375 DM be-
schränken. Es erscheint angemessen, dieses im fiska-
lischen Interesse liegende Verhalten zu „honorieren" 
und auf die Prüfung zu verzichten, ob dem geltend 
gemachten Anspruch auf pauschalierten Aufwen-
dungsersatz im Einzelfall eigene Unterhaltspflichten 
gegen den Betroffenen entgegenstehen. Durch den 

Verzicht auf diese Prüfung werden zudem die Ge-
richte fühlbar entlastet. Auf die Einzelbegründung 
des Regierungsentwurfs wird ergänzend verwiesen. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nr. 9 - § 1836 Abs. 1 
Satz 2 BGB) 

Dem Vorschlag wird insoweit zugestimmt, als er 
empfiehlt, in § 1836 Abs. 1 Satz 2 BGB nach dem 
Wort  „wird" das Wort „ausnahmsweise" einzufügen. 

Im übrigen wird dem Vorschlag nicht zugestimmt: 
§ 1836 Abs. 1 Satz 2 BGB-E definie rt  nicht - wie es 
der vorgeschlagene Klammerzusatz voraussetzt - 
den  Berufsvormund, sondern bestimmt die Voraus-
setzungen, unter denen die Vormundschaft - 
ausnahmsweise - entgeltlich geführt wird. Im übri-
gen ist ein Bedürfnis für eine Definition des Berufs-
vormundes bislang nicht erkennbar geworden; für 
das Betreuungsrecht hätte eine solche Definition un-
mittelbar keine Geltung. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nr. 9 - § 1836 Abs. 2 bis 5 - 
neu - BGB) 

Dem Vorschlag wird insoweit zugestimmt, als er 
empfiehlt, die in § 1836a Abs. 2 Satz 1 BGB für jede 
Stunde der berufsmäßigen Betreuung vorgesehene 
Grundvergütung von 35 DM auf 30 DM abzusenken. 

Im übrigen wird dem Vorschlag nicht zugestimmt: 

Die für die Vergütung berufsmäßig tätiger Vormün-
der geltende Regelung unterscheidet derzeit zwi-
schen der Vormundschaft für bemittelte und für mit-
tellose Mündel: Im ersten Fall  beschränkt sich das 
geltende Recht darauf, dem Vormundschaftsgericht 
allgemeine Kriterien für die Bemessung der aus dem 
Mündelvermögen zu erbringenden Vergütung vorzu-
geben. Im zweiten Fall  zieht das geltende Recht für 
den aus der Staatskasse zu befriedigenden  Vergü-
tungsanspruch des Vormunds feste Vergütungsrah-
men, die das Vormundschaftsgericht nicht über-
schreiten darf. 

Der Entwurf hält im Grundsatz an  dieser Trennung 
fest: Bei Mittellosigkeit des Mündels ist das Interesse 
des berufsmäßig tätigen Vormunds an einer aus-
kömmlichen Vergütung mit dem fiskalischen Inter-
esse an  überschaubaren und für die öffentliche Hand 
finanzierbaren Vergütungssätzen in Einklang zu 
bringen. Diese Aufgabe kann nicht vom Vormund-
schaftsgericht im Einzelfall, sondern verantwortlich 
nur vom Gesetzgeber wahrgenommen werden. 

Bei bemittelten Mündeln kann es demgegenüber an

-

gezeigt sein, die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Mündels, soweit sie sich in der Schwierigkeit der vor-
mundschaftlichen Geschäfte niederschlagen, bei der 
Bemessung einer Vergütung des berufsmäßig tätigen 
Vormunds individuell zu berücksichtigen. Der Ent-
wurf geht zwar davon aus, daß die für die Vormund-
schaft bei Mittellosigkeit des Mündels festgelegten 
Vergütungssätze auch für die gegen bemittelte Mün-
del geltend zu machenden Vergütungsansprüche des 
Vormunds eine verläßliche Orientierungshilfe bieten. 
Gleichwohl will  der Entwurf den Beurteilungsspiel-
raum der Vormundschaftsgerichte nicht ohne Not 
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einschränken. Er läßt deshalb Raum für eine von den 
bei Mittellosigkeit zwingend geltenden Sätzen ab-
weichende Vergütung. Das Vormundschaftsgericht 
wird die Bewilligung einer solchen abweichenden 
Vergütung allerdings auf Ausnahmefälle zu be-
schränken und an der individuellen Situation des be-
mittelten Mündels auszurichten haben. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836a Abs. 5

-

neu - BGB) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Der Entwurf 
sieht - wie im Bürgerlichen Gesetzbuch und etwa 
auch in den Justizgesetzen üblich - keine Dynamisie-
rung der Vergütungssätze vor, sondern behält gege-
benenfalls erforderliche Fortschreibungen bewußt 
dem ordentlichen Gesetzgeber vor. Die gemäß 
§§ 1836, 1836a BGB-E zu bewil ligende Vergütung 
des Vormunds wird nach der für seine Tätigkeit nutz-
baren Ausbildung differenziert; sie stellt dabei nicht 
nur sein persönliches Einkommen dar, sondern dient 
auch der Deckung seines Sachaufwandes, etwa zur 
Ausstattung eines Büros. Die (Neu-)Festsetzung der 
Vergütungssätze ist deshalb keine bloß technische, 
sondern eine wertende Entscheidung darüber, wel-
che Vorbildung und welcher Sachaufwand der Vor

-

münder und der Betreuer erforderlich sowie unter 
Berücksichtigung der allgemeinen wi rtschaftlichen 
Entwicklung angemessen und finanzierbar erscheint. 
Dieser Entscheidung kommt grundlegende Bedeu-
tung für die Struktur von Vormundschaft und Betreu-
ung zu; sie sollte deshalb der Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages nicht entzogen werden. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836b BGB) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Notwen-
digkeit einer redaktionellen Klarstellung ist nicht er-
sichtlich. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836c Nr. 1 erster 
Halbsatz BGB) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Einfügung der Bezugnahme auf § 84 des Bundes-
sozialhilfegesetzes hätte zur Folge, daß hinsichtlich 
der Heranziehung von Einkommen oberhalb der in 
§ 1836c Nr. 1 BGB näher bestimmten Verschonungs-
grenzen zusätzlich geprüft werden müßte, in wel-
chem Umfang die Aufbringung dieses - grundsätz-
lich nicht zu verschonenden - Einkommens zumutbar 
ist. Zur Klarstellung des Einkommensbegriffs ver-
möchte die Bezugnahme dagegen nichts beizutra-
gen. Sie sollte deshalb im Interesse der Entlastung 
der Justiz (vgl. Einzelbegründung des Regierungs-
entwurfs) unterbleiben. 

Für die redaktionelle Klarstellung, daß die Einkom-
mensgrenze ,,für Hilfe in besonderen Lebenslagen" 
gilt, besteht kein Bedürfnis. Der Entwurf nimmt nui 
die - eine - Einkommensgrenze in Bezug, die sich 
bei der Anwendung der zitierten Vorschriften des 
Bundessozialhilfegesetzes ergibt. Dies ist - wie auch 
aus der Begründung etwa zu § 1836c Nr. 1 BGB klar 
hervorgeht - die besondere Einkommensgrenze, wie  

sie bei Gewährung insbesondere der in § 81 Abs. 1

-

Nm. 1 und 2 des Bundessozialhilfegesetzes genann-
ten Maßnahmen gilt. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836c Nr. 1

-

Satz 2 - neu - BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836d BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 12 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836 e 
Satz 2 BGB) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Der Entwurf 
eröffnet der Staatskasse - in Orientierung an der Par-
allelvorschrift des § 92 c des Bundessozialhilfegeset-
zes - die Möglichkeit, hinsichtlich der Beträge Rück-
griff zu nehmen, die sie in den letzten zehn Jahren 
zur Deckung der Kosten einer Vormundschaft oder 
Betreuung aufgewendet hat. Die vorgeschlagene Än-
derung würde die Rückgriffsmöglichkeit - gegen 
den Betroffenen ebenso wie gegen seine Erben - auf 
das in den letzten fünf Jahren Aufgewandte be-
schränken. Dem kann aus fiskalischen Gründen 
nicht zugestimmt werden, zumal die in § 56g FGG 
vorgesehenen Regelungen die Gerichte in die Lage 
versetzen, von der Geltendmachung von Regreßan-
sprüchen ganz abzusehen, wenn der damit verbun-
dene Aufwand außer Verhältnis zum erzielbaren Er-
trag stünde. 

Zu Nummer 13 (Artikel 1 Nr. 10 - § 1836e Abs. 2

-

neu - BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 14 (Artikel 1 Nr. 11- § 1896 Abs. 2 
Satz 3, 4 - neu - BGB) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die mit der zu Artikel 1 Nr. 11 Buchstabe a vorge-
schlagene Änderung des § 1896 Abs. 2 Satz 2 BGB 
erscheint verzichtbar: Das geltende Recht bestimmt 
in § 1896 Abs. 2 Satz 2 BGB, daß eine Betreuung 
nicht erforderlich ist, soweit die Angelegenheiten des 
Volljährigen durch einen Bevollmächtigten (oder 
durch andere Hilfen) ebenso gut wie durch einen Be-
treuer besorgt werden können. Der Entwurf schränkt 
diese Aussage auf Bevollmächtigte ein, „die nicht zu 
den in § 1897 Abs. 3 bezeichneten Personen" gehö-
ren. Ist eine solche Person bevollmächtigt worden, so 
kann nach dem Vorschlag des Entwurfs nicht allein 
aufgrund der Tatsache dieser Bevollmächtigung da-
von ausgegangen werden, eine Betreuung sei nicht 
erforderlich. Die - weitergehende - Aussage, eine 
Betreuung sei in diesem Fa ll  immer erforderlich, läßt 
sich dem Entwurf dagegen - wie auch die Einzelbe-
gründung klarstellt - nicht entnehmen. Für eine mit 
dem Vorschlag bezweckte zusätzliche Klarstellung 
sieht die Bundesregierung deshalb kein Bedürfnis. 
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Auch die zu Artikel 1 Nr. 11 Buchstabe b vorgeschla-
gene Anfügung eines § 1896 Abs. 2 Satz 3, 4 BGB 
wird nicht befürwortet: Eine Vollmacht bedarf der 
notariellen Beurkundung nicht, sondern ist formlos 
gültig (vgl. § 167 Abs. 2 BGB); es besteht deshalb 
keine Notwendigkeit, durch gerichtliche Protokollie-
rung die Wahrung der Form der notariellen Beurkun-
dung zu ermöglichen. Im übrigen sind gerade die Be-
treuungsverfahren - die nach der Begründung des 
Vorschlags seinen Hauptanwendungsfall bilden 
sollen - Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in 
denen die vom Vorschlag in Bezug genommenen 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Proto-
kollaufnahme in der mündlichen Verhandlung und 
der Beweisaufnahme  (§§ 159 ff. ZPO) nicht gelten. 
Das FGG trifft vielmehr keine näheren Bestimmun-
gen darüber, wie Verhandlungs- und Beweisergeb-
nisse festzuhalten sind, was dem Gericht etwa die 
Niederlegung in einem Aktenvermerk oder die Wie-
dergabe (erst) in den Entscheidungsgründen zur 
Wahl stellt. § 11 FGG regelt (lediglich), daß Anträge 
und Erklärungen zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
zuständigen Gerichts oder der Geschäftsstelle eines 
Amtsgerichts erfolgen können. Unabhängig davon 
dürfte gerade im Betreuungsverfahren vielfach zwei-
felhaft sein, ob der Betroffene (noch) geschäftsfähig 
und damit zur wirksamen Erteilung einer - wie auch 
immer fixierten - Vollmacht überhaupt in der Lage 
ist. 

Zu Nummer 15 (Artikel 1 Nr. 12 - § 1897 Abs. 1

-

Satz 2 - neu - BGB; Nr. 15a - neu -
§ 1908b Abs. 1 Satz 2 - neu - BGB; 
Artikel 2 Nr. 9 - § 69g Abs. 1 Satz 2 
-neu-FGG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 16 (Artikel 1 Nr. 16a - neu - § 1908f 
Abs. 1 Nr. 2 a - neu - BGB) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 17 (Artikel 2 Nr. 1- § 56g Abs. 1 bis 4

-

FGG) 

Die Prüfung führt zu dem Vorschlag, § 56g Abs. 4 
wie folgt zu fassen: 

„(4) Der Mündel ist zu hören, bevor gemäß 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 und 3 eine von ihm zu 
leistende Zahlung festgesetzt wird. Vor einer Ent-
scheidung nach Absatz 3 ist der Erbe zu hören. " 

Dem Vorschlag liegen folgende Erwägungen zu-
grunde: 

§ 56g FGG trifft die Verfahrensregelungen für vor-
mundschaftsgerichtliche Festsetzungen von Aufwen-
dungsersatz, Vergütung und Regreß. Nach den je-
weils Beteiligten sind hierbei drei Konstellationen zu 
unterscheiden: Zum einen die Festsetzung von Auf-
wendungsersatz oder Vergütung des Vormunds ge-
gen den (bemittelten) Mündel, zum anderen die Fest-
setzung von Aufwendungsersatz oder Vergütung des 
Vormunds gegen die Staatskasse (bei Mittellosigkeit 
des Mündels) und schließlich die Festsetzung von 

Regreßansprüchen der Staatskasse gegen den Mün-
del oder seine Erben. Bindungswirkung kommt den 
vormundschaftsgerichtlichen Festsetzungen dabei 
jeweils nur inter pa rtes zu. Festsetzungen von An-
sprüchen des Vormunds gegen die Staatskasse bin-
den demgegenüber den Mündel oder seine Erben 
auch hinsichtlich möglicher Regreßforderungen der 
Staatskasse nicht. Demzufolge muß dem Mündel in-
soweit kein rechtliches Gehör gewährt werden; dies 
ist vielmehr nur dann erforderlich, wenn unmittelbar 
die Ansprüche des Vormunds gegen den (bemittel-
ten) Mündel oder die Regreßansprüche der Staats-
kasse gegen ihn festgesetzt werden sollen. 

Die vorgeschlagene Neufassung von § 56g Abs. 4 
FGG trägt dem Rechnung und bestimmt, daß der 
Mündel nur dann zu hören - und ihm ggfs. ein Ver-
fahrenspfleger zu bestellen - ist, wenn Vergütungs-
oder Regreßansprüche unmittelbar gegen ihn festge-
setzt werden sollen. Soweit - lediglich - die Festset-
zung von Ansprüchen des Vormundes gegen die 
Staatskasse in Frage steht, wird das Gericht dagegen 
in Anwendung allgemeiner Regelungen zu entschei-
den haben, inwieweit es zur Vorbereitung seiner Ent-
scheidung einer Anhörung des Mündels bedarf. 

Zu Nummer 18 (Artikel 2 Nr. 1 - § 56g Abs. 5 Satz 1

-

FGG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 19 (Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe b - § 67 
Abs. 3 Satz 1 FGG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 20 (Artikel 2 Nr. 2 a - neu - § 68 Abs. 1

-

Satz 3 FGG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 21 (Artikel 2 Nr. 3 a - neu - § 68b Abs. 1

-

Satz 1 FGG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Nach § 68b FGG setzt die Bestellung eines Betreuers 
voraus, daß zuvor ein Sachverständigengutachten 
über die Notwendigkeit einer Betreuung eingeholt 
worden ist. Für die Beste llung eines Betreuers auf 
Antrag des Betroffenen und bei Bestellung eines blo-
ßen Kontrollbetreuers kann schon nach geltendem 
Recht ein ärztliches Zeugnis genügen. Der Vorschlag 
will  generell ein ärztliches Zeugnis (Attest) zu der 
Krankheit oder Behinderung des Betroffenen genü-
gen lassen und verlangt ein Gutachten eines Sach-
verständigen über die Notwendigkeit der Betreuung 
nur noch, „soweit dies zur Sachaufklärung erforder-
lich ist" . Es erscheint nicht hinnehmbar, daß damit 
künftig ein Betreuer - auch gegen den Willen des 
Betreuten - vielfach allein aufgrund eines ärztlichen 
Zeugnisses (Attestes) beste llt oder allein hierauf die 
Anordnung eines Einwilligungsvorbehaltes (vgl. 
§ 68 b Abs. 2) gestützt werden könnte. Rein vorsorg-
lich wird darauf hingewiesen, daß die vorgeschlage-
ne Änderung - nur - des Satzes 1 im Hinblick darauf 
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problematisch erscheint, daß die Sätze 2 und 3 als 
Ausnahmen zu seinem bisherigen Regelungsgehalt 
konzipiert sind. 

Zu Nummer 22 (Artikel 2 Nr. 6 - § 69d Abs. 1 
Satz 2 FGG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 23 (Artikel 3 § 4 - neu - § 6 Satz 2

-

neu - BtBG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nummer 24 (Artikel 5 - Inkrafttreten) 

Die Prüfung hat einen Regelungsbedarf nicht erge-
ben. Will  man  gleichwohl die sich aus der Anwen-
dung allgemeiner Grundsätze ergebende Handha-
bung insbesondere der Regelungen über die Vergü-
tung des Verfahrenspflegers klarstellen, so könnte 
diesem Anliegen durch Einfügung des folgenden 
Artikels 5 - neu - Rechnung getragen werden: 

Artikel 5 
Übergangsregelung 

(1) Die §§ 1835 bis 1836e des Bürgerlichen Gesetz-
buchs in der Fassung dieses Gesetzes gelten nur hin-
sichtlich solcher Tätigkeiten oder Aufwendungen, 
die nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erbracht 
oder gemacht worden sind. 

(2) Eine Vergütung kann nicht nach Maßgabe der 
§§ 1836 bis 1836b des Bürgerlichen Gesetzbuchs in 
der Fassung dieses Gesetzes festgesetzt werden, so-

fern  für eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
liegende Tätigkeit in Anwendung der Bundesrechts-
anwaltsgebührenordnung eine Vergütung gewährt 
wird, die auch nach dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes liegende Tätigkeiten umfaßt; auch § 1836e des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs findet insoweit keine An-
wendung. 

(3) § 134 der Bundesrechtsanwaltsgebührenord-
nung findet keine Anwendung. 

Absatz 1 der vorgeschlagenen Bestimmung verdeut-
licht für die Regelung über Aufwendungsersatz, Ver-
gütung und Regreß den allgemeinen Grundsatz, daß 
das neue Recht nur auf nach seinem Inkrafttreten lie-
gende Sachverhalte Anwendung findet. 

Absatz 2 trifft eine Sonderregelung für den Fa ll, daß 
eine in Anwendung der BRAGO gewährte Vergü-
tung für eine Tätigkeit vor Inkrafttreten des neuen 
Rechts auch Tätigkeiten nach Inkrafttreten des neu-
en Rechts mit umfaßt. Insoweit wird klargestellt, daß 
für das bereits „abgegoltene" (weitere) Tätigwerden 
keine (erneute) Vergütung nach neuem Recht mehr 
gewährt werden kann. Regreßansprüche werden in-
soweit insgesamt ausgeschlossen, um den Gerichten 
die Berechnung des auf die Tätigkeit nach Inkrafttre-
ten des neuen Rechts entfallenden Anteils solcher 
Vergütungen zu ersparen. 

Absatz 3 stellt sicher, daß die abweichende Über-
gangsregelung des § 134 BRAGO keine Anwendung 
findet. 

Der bisherige Artikel 5 - Inkrafttreten - würde da-
nach zu Artikel 6. 





 


